




















































































































































































ASVG - Geltende Fassung 

Entziehung von Leistungsansprüchen 

§ 99. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Entziehung einer Leistung wird wirksam, 
1. unverändert. . 
2. bei einer Alterspension (§§ 253, 270) und bei einer Knappschaftsalterspen­

sion (§ 276), wenn der Entziehungsgrund im Beginn einer Erwerbstätigkeit 
im Sinne des § 253 Abs. 1 Z 2 (§ 276 Abs. 1 Z 2) gelegen ist, mit dem Tag des 
Beginnes der Erwerbstätigkeit; § 253 Abs. 1 (§ 276 Abs. 1) letzter Satz gilt 
sinngemäß; 

3. bei einer vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer (§§ 253 b, 
270) und bei einer vorzeitigen Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer (§ 276 b), wenn der Entziehungsgrund im Beginn einer 
Erwerbstätigkeit im .Sinne des § 253 b Abs. 1 lit. e (§ 276 b Abs. 1 lit. e) 
gelegen ist, mit dem Tag des Beginnes der Erwerbstätigkeit; 

4. in allen anderen Fällen mit dem Ende des Kalendermonates, in dem der 
Entziehungsgrund eingetreten ist. 

Auszahlung der Leistungen 

§ 104. (1) unverändert. 

(2) Die Renten (Pensionen) und das Übergangsgeld aus der Unfall- und 
Pensionsversicherung, ferner das Pflegegeld aus der Unfallversicherung werden 
monatlich im vorhinein ausgezahlt. Die Versicherungsträger können die 
Auszahlung auf einen anderen Tag als den Monatsersten verlegen. 

(3) bis (6) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

Entziehung von Leistungsansprüchen 

§ 99. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Entziehung einer Leistung wird wirksam, 
1. unverändert. 
2. in allen anderen Fällen mit dem Ende des Kalendermonates, in dem der 

Entziehungsgrund eingetreten ist. 

(4) Die Entziehung einer Leistung aus einem Versicherungsfall der 
geminderten Arbeitsfähigkeit ist nach der Erreichung des Anfallsalters für die 
Alterspension bzw. Knappschaftsalterspension (§§ 253 bzw. 276) nicht mehr 
zulässig. 

Auszahlung der Leistungen 

§ 104. (1) unverändert. 

(2) Die Renten (Pensionen) und das Übergangsgeld aus der Unfall- und 
Pensionsversicherung, ferner das Pflegegeld aus der Unfallversicherung werden 
monatlich im vorhinein ausgezahlt. Die Versicherungsträger können die 
Auszahlung auf einen anderen Tag als den Monatsersten verlegen. Fällt der 
Auszahlungstermin bei der unbaren Überweisung der genannten Leistungen auf 
einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so sind diese Leistungen so 
zeitgerecht anzuweisen, daß sie an dem diesen Tagen vorhergehenden Werktag 
dem Pensionsbezieher zur Verfügung stehen. 

(3) bis (6) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 107. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Das Recht auf Rückforderung nach Abs.1 besteht im Falle des Todes des 
Anspruchsberechtigten gegenüber allen Personen, die zum Bezug der noch nicht 
erbrachten Leistungen berechtigt sind, soweit sie eine der im § 108 Abs. 1 
bezeichneten Leistungen bezogen haben. 

Bezugsberechtigung im FaUe des Todes des Anspruchsberechtigten 

§ 108. (1) Ist im Zeitpunkt des Todes des Anspruchsberechtigten eine fällige 
Geldleistung (Erstattung von Kosten an Stelle von Sachleistungen) noch nicht 
ausgezahlt, so sind, sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, 
nacheinander der Ehegatte, die leiblichen Kinder, die Wahlkinder, die 
Stiefkinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister bezugsberechtigt, alle diese 
Personen jedoch nur, wenn sie mit dem Anspruchsberechtigten zur Zeit seines 
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. Steht der Anspruch mehreren 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 107. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Das Recht auf Rückforderung nach Abs. 1 besteht im Falle des Todes des 
Anspruchsberechtigten gegenüber allen Personen, die zum Bezug der noch nicht 
erbrachten Leistungen berechtigt sind, soweit sie eine der im § 107 a Abs. 1 
bezeichneten Leistungen bezogen haben. 

Bezugsberechtigung im FaDe des Todes de~ Anspruchsberechtigten 

§ 107 a. (1) Ist im Zeitpunkt des Todes des Anspruchsberechtigten eine fällige 
Geldleistung (Erstattung von Kosten an Stelle von Sachleistungen) noch nicht 
ausgezahlt, so sind, sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, 
nacheinander der Ehegatte, die leiblichen Kinder, die Wahlkinder, die 
Stiefkinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister bezugsberechtigt, alle diese 
Personen jedoch nur, wenn sie mit dem Anspruchsberechtigten zur Zeit seines 
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. Steht der Anspruch mehreren 
Kindern oder Geschwistern des Verstorbenen zu, so sind sie zu gleichen Teilen 
anspruchsberechtigt. 

(2) Der Anspruch auf Kostenersatz gemäß § 131 Abs. 1 und 3 sowie gemäß 
§ 150 steht nach dem Tode eines Versicherten den im Abs. 1 genannten Personen 
bzw. denjenigen Personen zu, die die Kosten an Stelle des Versicherten getragen 
haben. 

ABSCHNITT VI a 

Aufwertung und Anpassung in der Sozialversicherung 

1. Unterabschnitt: Grundlagen 

§ 108. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat jedes Jahr für das 
folgende Kalenderjahr eine Aufwertungszahl (Abs.2), eine Höchstbeitrags­
grundlage (Abs. 3), Aufwertungsfakioren (Abs.4) und die festen Beträge nach 
diesem Bundesgesetz (Abs.9), im Dezember jeden Jahres einen Beitragsbela­
stungsfaktor (Abs. 8) für das laufende Kalenderjahr und jedes Jahr für das 
vorangegangene Kalenderjahr einen endgültigen Anpassungsrichtwert (Abs.6) 
zu ermitteln und kundzumachen. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Kindern oder Geschwistern des Verstorbenen zu, so sind sie zu gleichen Teilen 
anspruchs berechtigt. 

(2) Der Anspruch auf Kostenersatz gemäß § 131 Abs. 1 und 3 sowie gemäß 
§ 150 steht nach dem Tode eines Versicherten den im Abs. 1 genannten Personen 
bzw. denjenigen Personen zu, die die Kosten an Stelle des Versicherten getragen 
haben. 

ASVG - Vor ge sc h lag e n e Fa s s u n g 

(2) Aufwertungszahl: Die Aufweru-!ngszahl beruht auf der Veränderung der 
durchschnittlichen Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz vom jeweils drittvorangegangenen Kalenderjahr zum jeweils 
zweitvorangegangenen Kalenderjahr. Veränderungen von Beitragssätzen ble,iben 
unberücksichtigt. Die Aufwertungszahl ist, soweit im einzelnen nichts anderes' 
angeordnet wird, für die Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage und der festen 
Beträge, die der Beitragsberechnung dienen, heranzuziehen. 

(3) Höchstbeitragsgrundlage: Höchstbeitragsgrundlage für die Beitragszeit­
räume eines Jahres ist der Meßbetrag (§ 108 b) dieses Kalenderjahres, wenn er 
ganzzahlig durch 20 teilbar ist, ansonsten der nächsthöhere ganzzahlig durch 20 
teilbare Betrag. 

(4) Aufwertungsfaktoren : Die Aufwertungsfaktoren eines Kalenderjahres 
errechnen sich durch Vervielfachung der zuletzt in Geltung gestandenen 
Aufwertungsfaktoren mit dem Anpassungsfaktor des Vorjahres. Sie sind auf drei 
Dezimalstellen zu runden. Der Reihe dieser Aufwertungsfaktoren ist der 
Anpassungsfaktor des Vorjahres als Aufwertungsfaktor für die Beitragsgrundla­
gen des zweitvorangegangenen Kalenderjahres anzufügen. Die Aufwertungsfak­
toren sind für die Aufwertung von Beitragsgrundlagen, die zur Bildung der 
Bemessungsgrundlage verwendet werden, heranzuziehen. 

(5) Anpassungsfaktor: Der Bundesminister.für Arbeit und Soziales hat jedes 
Jahr für das folgende Kalenderjahr einen Anpassungsfaktor unter Berücksichti~ 
gung des vorläufigen Anpassungsrichtwertes für das Anpassungsjahr (Abs. 6), der 
Anpassungsbandbreite (Abs. 7) und des Gutachtens des Beirates für die Renten­
und Pensionsanpassung (§ 108 e) durch Verordnung festzusetzen. Die 
Verordnung ist nach Zustimmung durch die Bundesregierung vom Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales dem Hauptausschuß des Nationalrates zur 
Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung der Bundesregierung ist bis spätestens 
10. November eines jeden Jahres zu beantragen. Der Anpassungsfaktorist, soweit 
im einzelnen nichts anderes angeordnet wird, für die Erhöhung der Renten und 
Pensionen und der leistungsbezogenen festen Beträge in der Sozialversicherung 
heranzuziehen. 
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ASVG - Geltende Fassung ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

(6) Anpassungsrichtwert: Jedes Jahr sind für das Anpassungsjahr (das ist jenes 
Kalenderjahr, für das der Anpassungsfaktor festzusetzen ist) und das diesem 
vorangehende Jahr je ein vorläufiger AnpassUngsrichtwert und für das diesem 
zweitvorangehende Jahr der endgültige Anpassungsrichtwert zu ermitteln. Die 
Berechnung der vorläufigen Aripassungsrichtwerte ist, soweit die erforderlichen 
statistischen Werte noch nicht vorliegen, auf Schätzungen aufzubauen. Der 
Anpassungsrichtwert ist so zu ermitteln, daß seine Anwendung als Anpassungs­
faktor bewirken würde, daß sich. die durchschnittliche Höhe der Pensionen aus 
den Versicherungsfällen des Alters und der geminderten Arbeitsfähigkeit im 
Anpassungsjahr gegenüber dem Vorjahr mit dem gleichen Hundertsatz verändert 
wie die durchschnittliche Beitragsgrundlage. Dabei sind nur Werte aus der 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz heranzuziehen. Änderungen 
von Beitragssätzen für Versicherte und/ oder Pensionisten in diesen beiden Jahren 
sind zu berücksichtigen (besondere Nettoanpassung). 

(7) Anpassungsbandbreite: Die Anpassungsbandbreite (§ 108 f Abs. 3,4 und 5) 
ergibt sich aus einer Gegenüberstellung der längerfristigen Entwicklung der 
Anpassungsfaktoren und der Anpassungsrichtwerte bis zum Anpassungsjahr. Sie 
darf bei der Festsetzung des Anpassungsfaktors nicht unterschritten ~erden. Eine 
Überschreitung ist nur bei gleichzeitiger Vorsorge für zusätzliche Einnahmen der 
Pensionsversicherung zulässig. 

(8) Beitragsbelastungsfaktor: Für Kalenderjahre vor dem Jahr 1993 beträgt der 
Beitragsbelastungsfaktor 1,00000. Für jedes weitere Kalenderjahr ergibt sich der 
Beitragsbelastungsfaktor aus der Vervielfachung der Beitragsbelastungsmeßzahl 
(§ 108 d Abs. 4) dieses Kalenderjahres mit der Pensionsbelastungsmeßzahl des 
Jahres 1992 (§ 108 d Abs.7), geteilt durch die Beitragsbelastungsmeßzahl des 
Jahres 1992 und die Pensionsbelastungsmeßzahl dieses Kalenderjahres. Der 
Beitragsbelastungsfaktor ist bei der Bildung der Bemessungsgrundlage aus den 
jeweiligen Beitragsgrundlagen heranzuziehen. 

(9) Anpassung fester Beträge: Sind nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes feste Beträge mit der Aufwertungszahl beziehungsweise mit dem 
Anpassungsfaktor zu vervielfachen, ist diese Vervielfachung mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres in der Weise vorzunehmen, daß der Vervielfachung 
mit der Aufwertungszahl beziehungsweise mit dem Anpassungsfaktor der am 
31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandene Betrag 
zugrunde zu legen ist. Die vervielfachten Beträge sind auf volle Schilling zu 
runden. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

ABSCHNITT VI a 

Renten- und Pensions anpassung 

Aufwertungszahl 

§ 108 a. (1) Für jedes Kalenderjahr ist eine Aufwertungszahl zu ermitteln, 
welche durch Teilung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des zweitvoran­
gegangenen Kalenderjahres (Ausgangsjahr) durch die durchschnittliche Beitrags­
grundlage des drittvorangegangenen Kalenderjahres (Vergleichsjahr) gebildet 
wird. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage ist gemäß Abs. 2, 3 und 4 zu 
errechnen. Die Aufwertungszahl ist auf drei Dezimalstellen zu runden. Der 
Bundesminister für Arbeit und Soziales hat die Aufwertungszahl für jedes 
Kalenderjahr, gleichzeitig mit der Verlautbarung des Gutachtens des Beirates für 
die Renten- und Pensionsanpassung (§ 108 e), kundzumachen. 

(2) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage eines Jahres sind 
alle Versicherungstage von Pflichtversicherten eines Jahres, für die eine 
Tagesbeitragsgrundlage vorgesehen ist, in die Lohnstufen (§ 46 Abs.2 bis 5) 
einzureihen. Der Hauptverband hat diese Einreihung für das Ausgangsjahr, das 
Vergleichsjahr und das dem Vergleichsjahr vorangegangene Jahr auf Grund der 
Daten der Versicherungsdatei so rechtzeitig durchzuführen, daß sie dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales am 20. August eines jeden Jahres zur 
Verfügung steht. 

(3) Zur Feststellung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 1) ist die 
Zahl der in jeder Lohnstufe eingereihten Versicherungstage mit dem Tageswert 
(§ 46 Abs. 4) dieser Lohnstufe zu vervielfachen. 

(4) Die durchschnittliche Beitragsgrundlage des Vergleichs- bzw. Ausgangs­
jahres ist der Betrag, der sich aus der Summe der nach Abs. 3 errechneten Beträge 
für alle Lohnstufen im Vergleichsjahr bzw. im Ausgangsjahr; geteilt durch die 
Summe der im Vergleichsjahr bzw. im Ausgangsjahr in diese Lohnstufen 
eingereihten V ~rsicherungstage ergibt. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage 
ist auf Groschen zu runden. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

2. Unterabschnitt: Durchführung 

Aufwertungszahl 

§ 108 a. (1) Die Aufwertungszahl eines Kalenderjahres gemäß § 108 Abs. 2 ist 
durch Teilung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des zweitvorangegange­
nen Kalenderjahres (Ausgangsjahr) durch die durchschnittliche Beitragsgrund­
lage des drittvorangegangenen Kalenderjahres (Vergleichsjahr) zu errechnen. 
Die Berechnung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage ist gemäß Abs. 2, 3 und 
4 vorzunehmen. Die Aufwertungszahl ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(2) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage eines Jahres sind 
alle Versicherungstage von Pflichtversicherten eines Jahres, für die eine 
Tagesbeitragsgrundlage vorgesehen ist, für alle Versicherten sowie getrennt nach 
Arbeitern und Angestellten in die Lohnstufen (§ 46 Abs. 2 bis 5) einzureihen. Der 
Hauptverband hat bei Erreichen eines Auswertungsgrades der Beitragsgrundla­
gen von 99 vH für das Ausgangsjahr diese Einreihung für das Ausgangsjahr, das 

, Vergleichsjahr und das dem Vergleichsjahr vorangegangene Jahr auf Grund der 
Daten der Versicherungsdatei durchzuführen. Die Einreihung ist aber auf jeden 
Fall so rechtzeitig durchzuführen, daß sie dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales am 15. Juni eines jeden Jahres zur Verfügung steht. 

(3) Zur Feststellung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 1) ist die 
Zahl der in jeder Lohnstufe eingereihten Versicherungstage mit dem Tageswert 
(§ 46 Abs. 4) dieser Lohnstufe zu vervielfachen. 

(4) Die durchschnittliche Beitragsgrundlage des Vergleichs- bzw. Ausgangs­
jahres ist der Betrag, der sich aus der Summe der nach Abs. 3 errechneten Beträge 
für alle Lohnstufen im Vergleichsjahr bzw. im Ausgangsjahr, geteilt durch die 
Summe der im Vergleichsjahr bzw. im Ausgangsjahr in diese Lohnstufen 
eingereihten Versicherungstage ergibt. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage 
ist auf Groschen zu runden. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Festsetzung der Höchstbeitragsgrundlage 

§ 108 b. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat für jedes Jahr die 
Höchstbeitragsgrundlage entsprechend der Änderung des Meßbetrages (Abs. 2) 
nach Maßgabe des Abs. 3 durch Verordnung festzusetzen. 

(2) Für das Kalenderjahr 1992 beträgt der Meßbetrag 1050,17 S. Für jedes 
weitere Kalenderjahr ist dieser Meßbetrag durch Verordnung des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales neu festzusetzen. Der neue Meßbetrag ergibt sich aus 
der Vervielfachung des letzten Meßbetrages mit der Aufwertungszahl (§ 108 a 
Abs. 1) des Kalenderjahres, für das der Meßbetrag neu festzusetzen ist. Der 
Meßbetrag ist auf Groschen zu runden. 

(3) Höchstbeitragsgrundlage für die Beitragszeiträume eines Kalenderjahres ist 
der Meßbetrag dieses Kalenderjahres, wenn er ganzzahlig durch 20 teilbar ist, 
ansonsten der nächsthöhere ganzzahlig durch 20 teilbare Betrag. 

Aufwertungsfaktoren 

§ 108 c. (1) Für Zwecke der Aufwertung von Beitragsgrundlagen, die zur 
Bildung der Bemessungsgrundlage heranzuziehen sind, sind mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres Aufwertungsfaktoren durch Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales in der Weise festzustellen, daß die zuletzt 
in Geltung gestandenen Aufwertungsfaktoren mit dem Richtwert dieses Jahres 
vervielfacht und auf drei Dezimalstellen gerundet werden; der Reihe dieser 
Aufwertungsfaktoren ist jeweils der Richtwert dieses Jahres als Aufwertungsfak­
tor für die Beitragsgrundlagen des drittvorangegangenen Jahres anzufügen. 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

Meßbetrag für die Höchstbeitragsgrundlage 

§ 108 b. Für das Kalenderjahr 1992 beträgt der Meßbetrag 1050,17 S. Der 
Meßbetrag für jedes weitere Kalenderjahr ergibt sich aus dt;r Vervielfachung des 
letzten Meßbetrages mit der Aufwertungszahl (§ 108 Abs. 2) des Kalenderjahres, 
für das der Meßbetrag neu festzusetzen ist. Der Meßbetrag ist auf Groschen zu 
runden. . 

Aufwertungsfaktoren 

§ 108 c. Die Aufwertungsfaktoren für das Kalenderjahr 1993 betragen: 

für die Jahre Faktor 

1938 und früher. .............................................. 65,170 
1939 bis 1946 ................................................. 57,929 
1947 ........................................................ 32,580 
1948 ........................................................ 19,556 
1949 ........................................................ 16,406 
1950 ........ _ ................................................ 13,021 
1951 .............................................. , ......... 9,645 
1952 ........ , .................. .' ............................ 8,681 
1953 ................................................... _. . . .. 8,205 
1954 .............................................. , ........ '- 7,719 
1955 .................................. , ..................... 7,472 
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ASVG - Gel t e n cl e F ass u n g 

'I 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

für die Jahre Faktor 

1956 ............... .' . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 7,137 
1957 .................................................... ' ... : 6,842 
1958 ..................................... ' ................... 6,656 
1959 ......................................................... 6,514 
1960 ............ : ........................................... 6,031 
1961 ........................................................ 5,594 
1962 ......... , .............................................. 5,161 
1963 ........................................................ 4,819 
1964 ........................................................ 4,503 
1965 ..................... : .................................. 4,166 
1966 ........................................................ 3,915 
1967 ........................................................ 3,656 
1968 ....... ' .................... , ................ '.' .......... 3,469 
1969 ........................................................ 3,239 
1970 ........................................................ 3,016 
1971 ........................................................ 2,767 
1972 ........................................................ 2,506 
1973 ........................................................ 2,284 
1974 ........................................................ 2,058 
1975 .......................................... '. . . . . . . . . . . . .. 1,932 
1976 ........................................................ 1,817 
1977 ........................................................ 1,713 
1978. . . . . . .. . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . .. . . . . . . . .. 1,630 
1979 ......................................................... 1,558 
1980 ........................................................ 1,489 
1981 ........................................................ 1,418 
1982 ........................................................ 1,370 
1983 ........................................................ 1,332 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,28,8 
1985. . . . . . .. . .. . .. . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,240 

,1986 ....................... : ................................ 1,213 
1987 ........................................................ 1,187 
1988 ................................. '. . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . .. 1,165 
1989 ......................................................... 1,135 
1990. . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . .. 1,089 
1991 .. ,. . .. . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .. . . . . . . . . . . . . .. 1,041. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

(2) Der erstmaligen Feststellung der Aufwertungsfaktoren mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner 1986 sind folgende Aufwertungsfaktoren zugrunde zu legen: 

für die Jahre 
mit dem 
Faktor 

.............. 51,424 1938 und früher. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 45 707 
1939 bis 1946 ................................................. 25'712 

......................... ) 1947.... ...... ... ......... ...... .. . 15,432 

;m ..••.•• :.· •• ·•··•• •• •·• ••••••..• :::.::::::::.::·:··.··:· :~:m 
1951... .. ... ... ....... . .... ... .... . 6856 

1961............................................ 4079 
..................... , 1962 . . . .. .... ... .. ........ ... . 3809 

tm·.···:··:··· .. ··.· ...•••.•.• · •••••. · •• ···.··:.·:·:·· .••. ;~H 
1966. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,890 

tm····.·.··.···.· .. · .••••.••• ·.· ••••.••. ·······:··:·.::: •. H:~ 
1970. .......... .... .... .............. . . ...... .. . 2,187 

i!1H::::::::::::·::::::::::: !:1!! 
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ASVG - Geltende Fassung 

für die Jahre 

1978 ....................................................... . 
1979 ... '" ......................... '" .... , ................ . 
1980 ....................................................... . 
1981 ........................................ '.' ............. . 
1982 ....................................................... . 

Richtwert für die Festsetzung des Anpassungsfaktors 

mit dem 
Faktor 

1,254 
1,192 
1,133 
1,074 
1,033. 

§ 108 d. (1) Für jedes Kalenderjahr ist ein P,,-icht\vert zu ermitteln, ,veicher 
durch Teilung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des zweitvorangegange­
nen Kalenderjahres (Ausgangsjahr) durch die durchschnittliche Beitragsgrund­
lage des drittvorangegangenen Kalenderjahres (Vergleichsjahr) gebildet wird. 
Die durchschnittliche Beitragsgrundlage des Vergleichsjahres ist gemäß Abs. 2, 3 
und 5 zu errechnen. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage des Ausgangsjahres 
ist gemäß Abs. 2, 4 und 5 zu errechnen. Der Richtwert ist auf drei Dezimalstellen 
zu runden. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat den Richtwert für 
jedes Kalenderjahr, gleichzeitig mit der Verlautbarung des Gutachtens des 
Beirates für die Renten- und Pensionsanpassung (§ 108 e), kundzumachen. 

(2) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage eines Jahres sind 
alle Versicherungstage von Pflichtversicherten eines Jahres, für die eine 
Tagesbeitragsgrundlage vorgesehen ist, in die Lohnstufen (§ 46 Abs.2 bis 5) 
einzureihen. 

(3) Zur Feststellung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des Vergleichs­
jahres (Abs. 1) ist die Zahl der in jeder Lohnstufe eingereihten Versicherungstage 
mit dem Tageswert (§ 46 Abs. 4) dieser Lohnstufe zu vervielfachen. Dabei bleiben 
jeweils die Lohnstufen außer Betracht, in die Versicherungstage eingereiht 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Anpassungsrichtwert 

§ 108 d. (1) Der Anp;lssungsrichtwert für ein Kalenderjahr ist durch Teilung 
des Nettosteigerungsfaktors der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 2) 
durch den Nettosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Pensionsleistung 
(Abs. 5), vervielfacht mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 Abs. 5) des Kalenderjah­
res, für das der Anpassungsrichtwert berechnet wird, zu ermitteln. Der 
Anpassungsrichtwert ist auf drei Dezimalstellen zu runden. Ist die dem 
Anpassungsrichtwert entsprechende prozentuelle Erhöhung niedriger als die vom' 
Österreichischen Statistischen Zentralamt für dieses Kalenderjahr bekanntgege­
bene Erhöhung der Verbraucherpreise im Jahresdurchschnitt, ist der 
Anpassungsrichtwert entsprechend dieser Erhöhung festzusetzen. Entspricht der 
Bruttosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 3) 
jedoch einer geringeren Erhöhung als der Erhöhung auf Grund des 
Verbraucherpreisindex, ist der Anpassungsrichtwert in der Höhe des 
Bruttosteigerungsfaktors der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 3) 
festzusetzen. 

(2) Nettosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Beitragsgrundlage: Der 
Nettosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Beitragsgrundlage eines Kalen­
derjahres ist aus der Vervielfachung des Bruttosteigerungsfaktors der 
durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 3) mit der Beitragsbelastungsmeßzahl 
(Abs. 4), geteilt durch die Beitragsbelastungsmeßzahl des Vorjahres zu ermitteln. 
Der Faktor ist auf vier Dezimalstellen zu runden. 

(3) Bruttosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Beitragsgrundlage: Der 
Bruttosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Beitragsgrundlage eines Kalen­
derjahres ist nach den Grundsätzen der Ermittlung für die Aufwertungszahl 
(§ 108 a) mit der Maßgabe zu berechnen, daß als Ausgangsjahr das Kalenderjahr, 
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wurden, deren mit 30 vervielfachte Tagesbeitragsgrundlage den Betrag des im 
Vergleichsjahr in Geltung gestandenen Richtsatzes für Pensionsberechtigte aus 
eigener Pensionsversicherung ($ 293 Abs. 1 lit. a bb) nicht übersteigt. 

(4) Zur Feststellung der durchschnittlichen Beitragsgrundlage des Ausgangs­
jahres (Abs. 1) ist für das Ausgangsjahr ein unterer und ein oberer Grenzbetrag zu 
bilden. Unterer Grenzbetrag für das Ausgangsjahr ist die mit der um 0,5 erhöhten 
halben Aufwertungszahl des Ausgangsjahres vervielfachte untere Grenze der 
niedrigsten im Vergleichsjahr nach Abs. 3 heranzuziehenden Lohnstufe. Der 
untere Grenzbetrag ist auf Groschen zu runden. Oberer Grenzbetrag für das 
Ausgangsjahr ist der mit der um 0,5 erhöhten halben Aufwertungszahl des 
Ausgangsjahres vervielfachte Meßbetrag (§ 108 b Abs. 2) des Vergleichsjahres. 
Der obere Grenzbetrag ist auf Groschen zu runden. Die Zahl der in jeder 
Lohnstufe eingereihten Versicherungstage ist mit dem 'Tageswert (§ 46 Abs. 4) 
dieser Lohnstufe zu vervielfachen. Dabei ist als unterste Lohnstufe der Bereich 
zwischen dem unteren Grenzbetrag und der nächsthöheren Lohnstufengrenze 
anzunehmen und der Mittelwert aus dem unteren Grenzbetrag und der 
nächsthöheren Lohnstufengrenze zu bilden. Der Mittelwert ist auf Groschen zu 
runden. Die Zahl der in die unterste Lohnstufe eingereihten Versicherungstage ist 
entsprechend der Verkürzung des Lohnstufenbereiches zu vermindern und die so 
verminderte Zahl mit dem Mittelwert anstelle des Tageswertes der Lohnstufe zu 
vervielfachen. Als oberste Lohnstufe gilt die Lohnstufe, in die der obere 
Grenzbetrag fällt. Die Zahl aller in diese oder in eine höhere Lohnstufe 
eingereihten Versicherungstage ist für die Bildung der durchschnittlichen 
Beitragsgrundlage mit de.m oberen Grenzbetrag zu vervielfachen. 

(5) Die durchschnittliche Beitragsgrundlage des Vergleichs- bzw. Ausgangs­
jahres ist der Betrag, der sich aus der Summe der nach Abs. 3 errechneten Beträge 
für alle Lohnstufen im Vergleichsjahr bzw. aus der Summe der unter 
Bedachtnahme auf die Sonderregelungen für die unterste und oberste Lohnstufe 
nach Abs. 4 errechneten Beträge für alle Lohnstufen im Ausgangsjahr, geteilt 
durch die Summe der im Vergleichsjahr bzw. im Ausgangsjahr in diese 
Lohnstufen eingereihten Versicherungstage ergibt. Die durchschnittliche 
Beitragsgrundlage ist auf Groschen zu runden. . 

ASVG - V 0 I' g e s chI ag e n e F ass u n g 

für das dieser Faktor berechnet wird, bzw. als Vergleichsjahr das vorangegangene 
Kalenderjahr heranzuziehen ist. Der Faktor ist auf vier Dezimalstellen zu runden. 

(4) Beitragsbelastungsmeßzahl : Zur Ermittlung der Beitragsbelastungsmeßzahl 
eines Kalenderjahres ist auf der Grundlage der vom Hauptverband 
durchgeführten Einreihung der Versicherungstage von Pflichtversicherten des 
Vorjahres (§ 108 a Abs. 2) jeweils eine durchschnittliche Beitragsgrundlage für 
Arbeiter und für Angestellte zu berechnen. § 108 a Abs.3 und 4 sind dabei 
anzuwenden. Unter Bedachtnahme auf den (die) 

1. Beitrag zur Krankenversicherung inklusive Zusatzbeitrag, 
2. Beitrag zur Pensionsversicherung inklusive Zusatzbeitrag, 
3. Beitrag zur Arbeitslosenversicherung, 
4. Arbeiterkammerumlage und 
5. Wohnbauförderungsbeitrag 

sind aus den durchschnittlichen Beitragsgrundlagen für Arbeiter bzw. für 
Angestellte durchschnittliche Beitragsgrundlagen für Arbeiter bzw. für 
Angestellte unter Berücksichtigung der den Dienstnehmer belastenden Beiträge 
zu berechnen. Dabei sind die Beitragssätze des Jahres, für das die 
Beitragsbelastungsmeßzahl zu ermitteln ist, heranzuziehen. Beitragssatzänderun­
gen während des Jahres sind im Mittel aller Monate des Jahres ohne 
Bedachtnahme auf Sonderzahlungen zu berücksichtigen. Die Beitragsbelastungs­
meßzahl ergibt sich aus der Teilung des gewogenen Mittels der durchschnittli­
chen Beitragsgrundlagen für Arbeiter bzw. für Angestellte unter Berücksichtigung 
der Beitragsbelastung durch das gewogene Mittel der durchschnittlichen 
Beitragsgrundlagen für Arbeiter bzw. für Angestellte ohne Berücksichtigung der 
Beitragsbelastung. Die Beitragsbelastungsmeßzahl ist auf fünf Dezimalstellen zu 
runden. 

(5) Nettosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Pensionsleistung: Der 
Nettosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Pensionsleistung eines Kalender­
jahres ist aus der Vervielfachung des Bruttosteigerungsfaktors der durchschnittli­
chen. Pensionsleistung (Abs.6) mit der Pensionsbelastungsmeßzahl (Abs.7), 
geteilt durch die Pensionsbelastungsmeßzahl des Vorjahres zu ermitteln. Der 
Faktor ist auf vier Dezimalstellen zu runden. 
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(6) Bruttosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Pensionsleistung: Der 
Bruttosteigerungsfaktor der durchschnittlichen Pensionsleistung eines Kalender­
jahres ist durch Teilung der durchschnittlichen Pensionsleistung dieses 
Kalenderjahres durch die durchschnittliche Pensionsleistung des vorangegange­
nen Kalenderjahres zu ermitteln. Die durchschnittliche Pensionsleistung ist 
gemäß Abs. 8, 9, 10 und 11 zu errechnen. Dabei sind nur Pensionen aus den 
Versicherungsfällen des Alters und der geminderten Arbeitsfähigkeit in der 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz heranzuziehen. Der Faktor ist 
auf vier Dezimalstellen zu runden. 

(7) Pensionsbelastungsmeßzahl: Die Pensionsbelastungsmeßzahl eines Kalen­
derjahres ist der Betrag,der sich aus der Verminderung der Zahl 100 um den 
Beitragssatz des Einbehalts von jeder Pension in der Krankenversicherung der 
Pensionisten, geteilt durch 100, ergibt. Beitragssatzänderungen beim Einbehalt 
während des Jahres sind im Mittel aller Monate des Jahres ohne Bedachtnahme 
auf Sonderzahlungen zu berücksichtigen. 

(8) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Pensionsleistung eines Jahres ist die 
Gliederung des Pensionsstandes für Pensionen ohne Zulagen und Zuschüsse nach 
der Höhe des Monatsbetrages auf Grund der Weisungen für die statistischen 
Nachweisungen heranzuziehen. 

(9) Zur Feststellung der durchschnittlichen Pensionsleistung ist die Zahl der in 
jede Monatsbetragsstufe eingereihten Pensionen mit dem Mittelwert dieser 
Monatsbetragsstufe zu vervielfachen. Dabei ist als unterste Monatsbetragsstufe 
jene anzunehmen, in die der Grenzbetrag gemäß Abs. 11 fällt. Berücksichtigt wird 
für die unterste Monatsbetragsstufe der Bereich zwischen dem Grenzwert und 
der nächsthöheren Monatsbetragsstufengrenze. Die Zahl der in die unterste 
Monatsbetragsstufe eingereihten Pensionen ist entsprechend der VerkürzUng des 
Monatsbetragsstufenbereiches zu vermindern· und die so verminderte Zahl mit 
dem Mittelwert aus dem Grenzbetrag und der nächsthöheren Monatsbetragsstu­
fengrenze, gerundet auf volle Schilling, zu vervielfachen. 

(10) Die durchschnitdiche Pensionsleistung ist der Betrag, der sich aus der 
Summe der nach Abs. 9 errechneten Beträge für alle Monatsbetragsstufen, geteilt 
durch die Summe der in diese Monatsbetragsstufen eingereihten Pensionen 
ergibt. Die durchschnittliche Pensionsleistung ist auf Schilling zu runden. 

(11) Der Grenzbetrag beträgt 4245 S für das Kalenderjahr 1991. Für jedes 
weitere Kalenderjahr ist der Grenzbetrag mit dem Produkt der Bruttosteige-
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Beirat für die Renten- und Pensionsanpassung 

§ 108 e. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist ein Beirat für 
die Renten- und Pensionsanpassung zu errichten. 

(2) Dem Beirat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: 

je ein Vertreter der Bundesministerien für Finanzen und für Arbeit und Soziales; 

je zwei Vertreter des Österreichischen Arbeiterkammertages und der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft; 

ein Vertreter des Hauptverbandes ; 

drei Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes; 

je ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs und des Landarbeiterkammertages; 

je zwei vom Bundesministerium für Finanzen und vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zu entsendende Fachleute aus dem Bereich der 
Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften, die nach Tunlichkeit die akademische 
Lehrbefugnis besitzen sollen. 

Für jedes Mitglied ist gleichzeitig ein Stellvertreter zu entsenden. 

(3) Den Vorsitz im Beirat führt der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
oder ein von ihm bestellter Vertreter. Er hat die Mitglieder des Beirates bei Antritt 
ihres Amtes zur Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und 
unparteiischen Ausübung ihres Amtes zu verpflichten. 

(4) Die Amtsdauer des Beirates beträgt jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtsdauer hat der alte Beirat die Geschäfte solange weiterzuführen, bis der neue 
Beirat zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Beirat zählt auf die fünf jährige Amtsdauer des neuen Beirates. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

rungsfaktoren der durchschnittlichen Beitragsgrundlage (Abs. 3) für das 
Kalenderjahr 1992 bis zum Kalenderjahr, für das der Grenzbetrag gilt, zu 
vervielfachen und auf volle Schilling zu runden. 

Beirat für die Renten- und Pensionsanpassung 

§ 108 e. (1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist ein Beirat für 
die Renten- und Pensionsanpassung zu errichten. 

(2) Dem Beirat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: 

je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, des Bundesministeriums für Finanzen 
und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales; 

je zwei Vertreter der Bundesarbeitskammer und der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft; 

ein Vertreter des Hauptverbandes ; 

vier Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, davon ein Vertreter 
aus einer der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes; 

je ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs und des Landarbeiterkammertages ; 

je zwei vom Bundesministerium für Finanzen und vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zu entsendende Fachleute aus dem Bereich der 
Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften, die nach Tunlichkeit die akademische 
Lehrbefugnis besitzen sollen. 

Für jedes Mitglied ist gleichzeitig ein Stellvertreter zu entsenden. 

(3) Den Vorsitz im Beirat führt der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
oder ein von ihm bestellter Vertreter. Er hat die Mitglieder des Beirates bei Antritt 
ihres Amtes zur Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und 
unparteiischen Ausübung ihres Amtes zu verpflichten. 

(4) Die Amtsdauer des Beirates beträgt jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtsdauer hat der alte Beirat die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue 
Beirat zusammentritt. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Beirat zählt auf die fünf jährige Amtsdauer des neuen Beirates. 
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(5) Der Beirat ist bei Anwesenheit von mindestens zwölf Mitgliedern 
(Stellvertretern) beschlußfähig. Ein Gutachten des Beirates im Sinne des Abs. 10 
kommt nur dann zustande, wenn es der Meinung von mehr als der Hälfte der 
anwesenden Mitglieder entspricht. Haben mindestens drei Mitglieder eine 
gemeinsame, von der einfachen Mehrheit des Beirates abweichende Meinung 
vertreten, ist bei der Erstellung des Gutachtens auch diese Meinung zum 
Ausdruck zu bringen. 

(6) Die näheren Bestimmungen über die Geschäftsordnung des Beirates erläßt 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Verordnung. 

(7) Die Mitglieder des Beirates versehen ihr Amt auf Grund einer öffentlichen 
Verpflichiung als Ehrenamt. 

(8) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zu führen. . 

(9) Den Mitgliedern des Beirates und den mit der Führung der Bürogeschäfte 
beaufJragten Bediensteten können Entschädigungen gewährt werden, deren 
Höhe das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen festzusetzen hat. Die Kosten des Beirates trägt 
der Bund. 

(10) Der Beirat hat bis zum 30. Juni eines jeden Jahres dem Bundesminister für 
Arbeit und Soziales eine vorläufige Empfehlung darüber vorzulegen, in welcher 
Höhe der Anpassungsfaktor festgesetzt werden soll. Bis zum 31. Oktober eines 
jeden Jahres hat der Beirat dem Bundesminister für Arbeit und Soziales in einem 
Gutachten den Anpassungsfaktor vorzuschlagen. Dabei hat der Beirat auf den 
Richtwert (§ 108 d), die volkswirtschaftliche Lage sowie die Änderungen des 
Verhältnisses der Zahl der in der Pensionsversicherung Pflichtversicherten zur 
f:ahl der aus dieser Versicherung Leistungsberechtigten und deren längerfristige 
Entwicklungen und für die Anpassung bedeutsame aktuelle Entwicklungen sowie 
auf eine Änderung der Beitragssätze in der Pflichtversicherung im Bereich der 
Sozialversicherung oder der Arbeitslosenversicherung. Bedacht. zu nehmen. Das 
Gutachten ist unverzüglich in der Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu 
verlautbaren. 

(11) Die Behörden des Bundes, die gesetzlichen beruflichen Vertretungen der 
Versicherten und der Dienstgeber, die Träger der Unfall- und der 
Pensionsversicherung und der Hauptverband sind verpflichtet, dem Beirat auf 
Verlangen alle ihnen zur Verfügung stehenden Unterlagen vorzulegen, die zur 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(5) Der Beirat ist bei Anwesenheit von mindestens zwölf Mitgliedern 
(Stellvertretern) beschlußfähig. Ein Gutachten des Beirates im Sinne des Abs. 10 
kommt nur dann zustande, wenn es der Meinung von mehr als der Hälfte der 
anwesenden Mitglieder· entspricht. Haben mindestens drei Mitglieder eine 
gemeinsame, von der einfachen Mehrheit des Beirates abweichende Meinung 
vertreten, ist bei der Erstellung des Gutachtens auch diese Meinung zum 
Ausdruck zu bringen. ' 

(6) Die näheren Bestimmungen über die Geschäftsordnung des Beirates erläßt 
der Bundesminister für Arbeit und Soziales durch Verordnung. 

(7) Die Mitglieder des Beirates versehen ihr Amt auf Grund einer öffentlichen 
Verpflichtung als Ehrenamt. 

(8) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zu führen. 

I 

. .0) Den Mitgliedern des Beirates und den mit der Führung der Bürogeschäfte 
beauftragten Bediensteten können Entschädigungen gewährt werden, deren 
Höhe der Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen festzusetzen hat. Die Kosten des Beirates trägt der 
Bund. 

(10) Der Beirat kann bis zum 30. Juni eines jeden Jahres dem Bundesminister 
für Arbeit und Soziales eine vorläufige Empfehlung darüber vorlegen, in welcher 
Höhe der Anpassungsfaktor festgesetzt werden soll. Bis zum 31.0ktober eines 
jeden Jahres hat der Beirat dem Bundesminister für Argeit und Soziales in einem 
Gutachten den Anpassungsfaktor unter Bedachtnahme auf die Grundsätze des 
§ 108 f Abs. 3, 4 und 5 vorzuschlagen. Das Gutachten ist unverzüglich in der 
Fachzeitschrift "Soziale Sicherheit" zu verlautbaren. 

(11) Die Behörden des Bundes, die gesetzlichen beruflichen Vertretungen der 
Versicherten und der Dienstgeber, die Träger der Unfall- und der 
Pensionsversicherung und der Hauptverband sind verpflichtet, dem Beirat auf 
Verlangen alle ihnen zur Verfügung stehenden Unterlagen vorzulegen, die zur 
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Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind.· Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales hat darüber· hinaus von sich aus dem Beirat alljä,hrlich eine 
Berechnung über die voraussichtliche Gebarung der Träger der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz für die folgenden fünf Jahre so rechtzeitig 
vorzulegen, daß sie dem Beirat bei Erstellung seines Gutachtens zur Verfügung 
steht. 

Festsetzung des Anpassungsfaktors 

§ 108 f. (1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat für jedes Jahr den 
Anpassungsfaktor (§ 108 e Abs. 10) unter Bedachtnahme auf das Gutachten des 
Beirates für die Renten- und Pensionsanpassung sowie auf die im § 108 e Abs. 10 
genannten Grundsätze durch Verordnung festzusetzen. 

(2) Kommt ein Gutachten des Beirates nach § 108 e Abs. 10 nicht zustande 
oder legt der Beirat das Gutachten nicht rechtzeitig vor, hat der Bundesminister 
für Arbeit und Soziales den Anpassungsfaktor unter Bedachtnahme auf die im 
§ 108 e Abs. 10 genannten Grundsätze durch Verordnung festzusetzen. 

(3) Die Verordnung über den Anpassungsfaktor nach Abs. 1 oder 2 ist nach 
Zustimmung durch die Bundesregierung vom Bundesminister für Arbeit und 
Soziales dem Hauptausschuß des Nationalrates zur Zustimmung vorzulegen. Die 
Zustimmung der Bundesregierung ist bis spätestens 10. November eines jeden 
Jahres zu beantragen. 

ASVG - Vor g 'e s chi a gen e Fa s s u n g 

Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales hat darüber hinaus von sich aus dem Beirat alljährlich eine 
Berechnung über die voraussichtliche Gebarung der Träger der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz für die folgenden fünf Jahre so rechtzeitig 
vorzulegen, daß sie dem Beirat bei Erstellung seines Gutachtens zur Verfügung 
steht. 

Festsetzung des Anpassungsfaktors 

§ 108 f. (1) Der ijundesminister für Arbeit und Soziales hat für jedes Jahr den 
Anpassungsfaktor unter Bedachtnahme auf das Gutachten des Beirates für die 
Renten- und Pensionsanpassung sowie auf die im Abs. 3, 4 und 5 genannten 
Grundsätze (Anpassungsbandbreite) festzusetzen. 

(2) Kommt ein Gutachten des Beirates gemäß § 108 e Abs. 10 nicht zustande 
oder legt der Beirat das Gutachten nicht rechtzeitig vor, hat der Bundesminister 
für Arbeit und Soziales den Anpassungsfaktor unter Bedachtnahme auf die im 
Abs. 3, 4 und 5 genannten Grundsätze festzusetzen. 

(3) Der Anpassungsfaktor ist unter Bedachtnahme auf den Anpassungsricht­
wert für das Anpassungsjahr (§ 108 Abs.6) so festzusetzen, daß die 
Anpassungsfaktormeßzahl (Abs. 4) für das Anpassungsjahr die Anpassungsricht­
wertmeßzahl (Abs. 5) für das Anpassungsjahr um nicht mehr als 1 % unter- bzw. 
überschreitet. Daß die Anpassungsfaktorrrießzahl die Anpassungsrichtwertmeß-
zahl um mehr als 1 % unterschreitet, ist unzulässig. Wird ein Anpassungsfaktor in 
einer Höhe festgesetzt, daß die Anpassungsfaktormeßzahl die Anpassungsricht­
wertmeßzahl um mehr als 1 % überschreitet, ist dies nur dann zulässig, wenn 
gleichzeitig mit der Verordnung (§ 108 Abs. 5) in einem eigenen Bundesgesetz für 
den 1 % überschreitenden Unterschiedsbetrag zwischen Anpassungsfaktormeß­
zahl und Anpassungsrichtwertmeßzahl eine finanzielle Bedeckung durch eine 
Erhöhung der Beitragssätze in der Pensionsversicherung oder eine Erhöhung des 
Anteiles der Summe der Bundesbeiträge an den Gesamtaufwendungen der 
Pensionsversicherung (§ 79 a) vorgesehen wird. 

(4) Für das Kalenderjahr 1992 beträgt die Anpassungsfaktormeßzahl100,00. 
Für jedes weitere Kalenderjahr ist die Anpassungsfaktormeßzahl in der 
Verordnung nach § 108 Abs. 5 festzusetzen. Die Anpassungsfaktormeßzahl 
ergibt sich aus der Vervielfachung der letzten Anpassungsfaktormeßzahl mit dem 
Anpassungsfaktor. Die Anpassungsfaktormeßzahl ist auf zwei Dezimalstellen zu 
runden. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Anpassung der Renten aus der Unfallversicherung 

§ 108 g. (1) Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind die Renten 
aus der Unfallversicherung mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen; soweit 
Renten nicht nach festen Beträgen bemessen sind, gilt dies jedoch nur dann, wenn 
der Versicherungsfall vor dem 1. Jänner des vorangegangenen Jahres eingetreten 
ist, und zwar mit der Maßgabe, daß die erstmalige Anpassung, sofern der 
Versicherungsfall im zweiten Halbjahr eingetreten ist, mit dem um 0,5 erhöhten 
halben Anpassungsfaktor vorzunehmen ist. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Rente zugrunde zu legen, auf die nach 
den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
des Hilflosenzuschusses und vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie 
erfaßt im gleichen Ausmaß alle Rentenbestandteile. 

(3) Zu der nach Abs. 1 und 2 gebührenden Rente treten Kinderzuschüsse und 
der Hilflosenzuschuß nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten entsprechend auch für andere 
Geldleistungen aus der Unfallversicherung, deren Höhe sich nach der 
Bemessungsgrundlage (nach dem Jahresarbeitsverdienst) bemißt. 

(5) Bei Anwendung der Abs. 1 und 4 ist in den Fällen des § 180 von dem 
Zeitpunkt auszugehen, zu dem die Rente neu festgestellt wurde; in den Fällen des 

ASVG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

(5) Für das Kalenderjahr 1992 beträgt die Anpassungsrichtwertmeßzahl 
100,00. Für jedes weitere Kalenderjahr ist die Anpassungsrichtwertmeßzahl in der 
Verordnung nach § 108 Abs. 5 festzusetzen. Die Anpassungsrichtwertmeßzahl 
ergibt sich aus der Vervielfachung der Anpassungsrichtwertmeßzahl für das Jahr 
1992 mit dem Produkt der Anpassungsrichtwerte für das Kalenderjahr 1993 und 
die folgenden Jahre bis einschließlich das Anpassungsjahr. Wurde in einem 
Kalenderjahr von der Möglichkeit der Festsetzung eines höheren Anpassungsfak­
tors gemäß Abs. 3 dritter Satz Gebrauch gemacht, ist bei der Berechnung der 
Anpassungsrichtwertmeßzahl das Produkt der Anpassungsrichtwerte zusätzlich 
mit dem Faktor zu vervielfachen, der sich durch Teilung der Anpassungsfaktor­
meßzahl für dieses Jahr durch die um 1 % erhöhte für dieses Jahr zugrunde gelegte 
Anpassungsrichtwertmeßzahl ergibt. Die Anpassungsrichtwertmeßzahl ist auf 
zwei Dezimalstellen zu runden. 

Anpassung der Renten aus der Unfallversicherung 

§ 108 g. (1) Mit Wirksamkeit ab 1.Jänner eines jeden Jahres sind die Renten aus 
der Unfallversicherung mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen; soweit 
Renten nicht nach festen Beträgen bemessen sind, gilt dies jedoch nur dann, wenn 
der Versicherungsfall vor dem 1. Jänner des vorangegangenen Jahres eingetreten 
ist, und zwar mit der Maßgabe, daß die erstmalige Anpassung, sofern der 
Versicherungsfall im zweiten Halbjahr eingetreten ist, mit dem um 0,5 erhöhten 
halben Anpassungsfaktor vorzunehmen ist. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Rente zugrunde zu legen, auf die nach 
den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kiflderzuschüsse und 
vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt im gleichen Ausmaß alle 
Rentenbestandteile. 

(3) Zu der nach Abs. 1 und 2 gebührenden Rente treten die Kinderzuschüsse 
nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten entsprechend auch für andere 
Geldleistungen aus der Unfallversicherung, deren Höhe sich nach der 
Bemessungsgrundlage (nach dem Jahresarbeitsverdienst) bemißt. 

(5) Bei Anwendung der Abs. 1 und 4 ist in den Fällen des § 180 von dem 
Zeitpunkt auszugehen, zu dem die Rente neu festgestellt wurde; in den Fällen des 
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ASVG - Gel te n d e F ass u n g 

§ 215 Abs. 3 ist vom Todestag des Versicherten auszugehen, falls der 
Unterhaltsanspruch nicht höher war als 20 vH der Bemessungsgrundlage. 

(6) Bei der Anwendung des Abs. 5 und der §§ 207 Abs. 1,210 Abs. 3,213 Abs. 2 
und 220 tritt an die Stelle der Bemessungsgrundlage der mit dem 
Anpassungsfaktor vervielfachte Betrag der Bemessungsgrundlage. Diese 
Vervielfachung ist ab 1. Jänner eines jeden Jahres in der Weise vorzunehmen, daß 
der Vervielfachung der für das vorangegangene Jahr ermittelte Betrag zugrunde 
zu legen ist. 

Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung 

§ 108 h. (1) Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind 
a) alle Pensionen aus der Pensionsversicherung, für die der Stichtag (§ 223 

Abs. 2) vor dem 1. Jänner dieses Jahres liegt, 
b) alle Hinterbliebenenpensionen, für die der Stichtag (§ 223 Abs.2) am 

1. Jänner dieses Jahres liegt, wenn diese Pensionen von der Pension 
bemessen wurden, auf die der Verstorbene am Todestag Anspruch hatte, 

mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. Lit. b ist nicht anzuwenden, wenn 
der Stichtag für die Pension des Verstorbenen gleichfalls am 1. Jänner dieses 
Jahres liegt. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die nach 
den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse, des 
Hilflosenzuschusses und der Ausgleichszulage und vor Anwendung von 
Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

(3) Zu der nach Abs. 1 und 2 gebührenden Pension treten im Sinne der Abs. 1 
und 2 angepaßte Kinderzuschüsse, der HilfIosenzuschuß und die Ausgleichszu­
lage nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(4) Bei der Anwendung des § 240 tritt· an die Stelle des Betrages der 
Bemessungsgrundlage aus einem früheren Versicherungsfall der Betrag, der sich 
aus der Vervielfachung dieser Bemessungsgrundlage mit dem Anpassungsfaktor 
ergibt, der auf die entzogene (erloschene) Pension im Falle ihrer Weitergewäh­
rung anzuwenden gewesen wäre. Sind in zeitlicher Folge mehrere Anpassungs~ 
faktoren anzuwenden, ist die Vervielfachung in der Weise vorzunehmen, daß ihr 
jeweils der für das vorangegangene Jahr ermittelte Betrag zugrunde zu legen ist. 
Als Anpassungsfaktor für das Jahr 1990 ist das Produkt der Faktoren 1,030 
ul'ld 1,010 heranzuziehen. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

§ 215 Abs. 3 ist vom Todestag des Versicherten auszugehen, falls der 
Unterhalts an spruch nicht höher war als 20 vH der Bemessungsgrundlage. 

(6) Bei der Anwendung des Abs. 5 und der §§ 210 Abs. 3, 213 Abs. 2 und 220 
tritt an die Stelle der Bemessungsgrundlage der mit dem Anpassungsfaktor 
vervielfachte Betrag der Bemessungsgrundlage. Diese Vervielfachung ist ab 
1. Jänner eines jeden Jahres in der Weise vorzunehmen, daß der Vervielfachung 
der für das vorangegangene Jahr ermittelte Betrag zugrunde zu legen ist. 

Anpassung der Pensionen aus der Pensionsversicherung 

§ 108 h. (1) Mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind 
a) alle Pensionen aus der Pensionsversicherung, für die der Stichtag (§ 223 

Abs. 2) vor dem 1. Jänner dieses Jahres liegt, 
b) alle Hinterbliebenenpensionen, für die der Stichtag (§ 223 Abs.2) am 

1. Jänner dieses Jahres liegt, wenn diese Pensionen von der Pension 
bemessen wurden, auf die der Verstorbene am Todestag Anspruch hatte, 

mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. Lit. b ist nicht anzuwenden, wenn 
der Stichtag für die· Pension des Verstorbenen gleichfalls am 1. Jänner dieses 
Jahres liegt. 

(2) Der Anpassung nach Abs. 1 ist die Pension zugrunde zu legen, auf die nach 
den am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres in' Geltung gestandenen 
Vorschriften Anspruch bestand, jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse und 
der Ausgleichszulage und vor Anwendung von Ruhensbestimmungen. Sie erfaßt 
im gleichen Ausmaß alle Pensionsbestandteile. 

(3) Zu der nach Abs. 1 und 2 gebührenden Pension treten die Kinderzuschüsse 
und die Ausgleichszulage nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(4) An die Stelle des Betrages der Bemessungsgrundlage aus einem früheren 
Versicherungsfall tritt der Betrag, der sich aus der Vervielfachung dieser 
Bemessungsgrundlage mit dem Anpassungsfaktor ergibt, der auf die entzogene 
(erloschene) Pension im Falle ihrer Weitergewährung anzuwenden gewesen 
wäre. Sind in zeitlicher Folge mehrere Anpassungsfaktoren anzuwenden, ist die 
Vervielfachung in der Weise vorzunehmen, daß ihr jeweils der für das 
vorangegangene Jahr ermittelte Betrag zugrunde zu legen ist. Als Anpassungsfak­
tor für das Jahr 1990 ist das Produkt der Faktoren 1,030 und 1,010 
heranzuziehen. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(5) Abs. 4 gilt entsprechend bei der Anwendung des § 267. 

Anpassung fester Beträge 

§ 108 i. Sind nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes feste Beträge mit 
der Aufwertungszahl beziehungsweise mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfa­
chen, ist diese Vervielfachung mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres in 
der Weise vorzunehmen, daß der Vervielfachung mit der Aufwertungszahl 
beziehungsweise mit dem Anpassungsfaktor der am 31. Dezember des 
vorangegangenen Jahres in Geltung gestandene Betrag zugrunde zu legen ist. Die 
vervielfachten Beträge - ausgenommen der Meßbetrag nach § 108 b Abs. 2 -
sind auf volle Schillinge zu runden. Die sich hienach ergebenden Beträge sind 
durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales festzustellen. 

Anpassung der Leistungen von Amts wegen 

§ 108 k. Die Anpassung der Leistungen gemäß den Bestimmungen der §§ 108 g 
und 108 h ist von Amts wegen vorzunehmen. 

§ 108 I. (1) Die Aufwertungszahl (§ 108 a) beträgtfür das Jahr 1992 1,055. 

(2) Der Richtwert (§ 108 d) beträgt für das Jahr 1992 1,045. 

(3) Die Höchstbeitragsgrundlage (§ 108 b Abs. 1) beträgt für das Jahr 1992 
1 060 S für den Kalendertag. 

Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach dem 
Ausscheiden aus der Versicherung 

§ 122. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Erwerbslosigkeit im Sinne des Abs. 2 Z 2 liegt auch vor, wenn bei einem 
mehrfach Versicherten (§ 128) ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsver­
hältnis endet. und das Entgelt aus den weiterbestehenden Beschäfti­
gungs(Lehr):verhältnissen den Betrag von 2 207 S monatlich nicht übersteigt; das 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(5) Abs. 4 gilt entsprechend bei der Anwendung des § 267. 

Anpassung der Leistungen von Amts wegen 

§ 108 k. Die Anpassung der Leistungen gemäß den Bestimmungen der §§ 108 g 
und 108 h ist von Amts wegen vorzunehmen. 

§ 1081. (1) Die Aufwertungszahl (§ 108 a in der Fassung der 50. Novelle, 
BGBI. Nr. 676/1991) beträgt für das Jahr 1992 1,055. 

(2) Der Richtwert (§ 108 d in der Fassung der 50. Novelle, BGBI. 
Nr. 676/1991) beträgt für das Jahr 1992 1,045. 

(3) Die Höchstbeitragsgrundlage (§ 108 b Abs. 1 in der Fassung der 
50. Novelle, BGBL Nr.676/1991) beträgt für das Jahr 1992 1060 S für den 
Kalendertag. 

Anspruchsberechtigung während der Dauer der Versicherung und nach dem 
Ausscheiden aus der Versicherung 

§ 122. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Erwerbslosigkeit im Sinne des Abs. 2 Z 2 liegt auch vor, wenn bei einem 
mehrfach Versicherten (§ 128) ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsver­
hältnis endet und das Entgelt aus den weiterbestehenden Beschäfti­
gungs(Lehr)verhältnissen den Betrag von 2 207 S monatlich nicht übersteigt; das 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

gleiche gilt, wenn der aus der Pflichtversicherung Ausgeschiedene eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausübt, aus der er ein 2 207 S monatlich nicht 
übersteigendes Einkommen erzielt. An die Stelle des Betrages von 2 207 S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 i mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachte Betrag. In sonstigen 
Fällen werden Leistungen nach Abs. 2 Z 2 sowie nach Abs. 3 nicht gewährt, 
sobald die betreffende Person auf Grund dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschrift in der Krankenversicherung versichert ist oder 
wenn sie sich ins Ausland begibt. Die Selbstversicherung in der Krankenversiche­
rung (§ 16), die Krankenversicherung wegen Bezuges einer Pension aus der 
Sozialversicherung oder eines Ruhe- bzw. Versorgungs bezuges aus einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, ferner die Krankenversicherung der 
Kriegshinterbliebenen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 und die 
Krankenversicherung der Hinterbliebenen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
lassen den Anspruch auf Leistungen nach Abs. 2 Z 2 sowie nach Abs. 3 unberührt. 

(5) unverändert. 

Ärztliche Hilfe 

§ 135. (1) Die ärztliche Hilfe wird durch Vertragsärzte, durch Wahlärzte. 
(§ 131 Abs. 1), durch Ärzte in eigenen hiefür ausgestatteten Einrichtungen 
(Vertragseinrichtungen) der Versicherungsträger gewährt. Im Rahmen der 
Krankenbehandlung (§ 133 Abs. 2) ist der ärztlichen Hilfe gleichgestellt: 

1. eine auf Grund ärztlicher Verschreibung erforderliche 
a) physikotherapeutische, 
b) logopädisch-phoniatrisch-audiometrische oder 
c) ergotherapeutische 
Behandlung durch Personen, die gemäß § 52 Abs. 4 des Bundesgesetzes 
betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch­
technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGBI. Nr. 10211961, zur 
freiberuflichen Ausübung des physikotherapeutischert Dienstes, des 
logopädisch-phoniatrisch-audiometrischen. Dienstes bzw. des beschäfti­
gungs- und arbeitstherapeutischen (ergotherapeutischen) Dienstes berech­
tigtsind; 

2. und 3. unverändert. 

(2) bis (5) unverändert. 

ASVG - Vor ge sc h lag e n e Fa s s u n g 

gleiche gilt, wenn der aus der Pflichtversicherung Ausgeschiedene eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausübt, aus der er ein 2 207 S monatlich nicht 
übersteigendes Einkommen erzielt. An die Stelle des Betrages von 2 207 S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachte Betrag. In sonstigen 
Fällen werden Leistungen nach Abs. 2 Z 2 sowie nach Abs. 3 nicht gewährt, 
sobald die betreffende Person auf Grund dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschrift in der Krankenversicherung versichert ist oder 
wenn sie sich ins Ausland begibt. Die Selbstversicherung in der Krankenversiche­
rung (§ 16), die Krankenversicherung wegen Bezuges einer Pension aus der 
Sozialversicherung oder eines Ruhe- bzw. Versorgungsbezuges aus einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, ferner die Krankenversicherung der 
Kriegshinterbliebenen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 und die 
Krankenversicherung der Hinterbliebenen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
lassen den Anspruch auf Leistungen nach Abs. 2 Z 2 sowie nach Abs. 3 unberührt. 

(5) unverändert. 

Ärztliche Hilfe 

§ 135. (1) Die ärztliche Hilfe wird durch Vertrags ärzte, durch Wahlärzte 
(§ 131 Abs. 1), durch Ärzte in eigenen hiefür ausgestatteten Einrichtungen 
(Vertragseinrichtungen) der Versicherungsträger gewährt. Im Rahmen der 
Krankenbehandlung (§ 133 Abs. 2) ist der ärztlichen Hilfe gleichgestellt: 

1. eine auf Grund ärztlicher Verschreibung erforderliche 
a) physiotherapeutische, 
b) logopädisch-phoniatrisch-audiologische oder 
c) ergotherapeutische 
Behandlung durch Personen, die gemäß § 7 des Bundesgesetzes über die 
Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste, BGBI. 
Nr.460/1992, zur freiberuflichen Ausübung des physiotherapeutischen 
Dienstes, des logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Dienstes bzw. des 
ergotherapeutischen Dienstes berechtigt sind; 

2. und 3. unverändert. 

(2) bis (5) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Heilmittel 

§ 136. (1) und (2) unverändert. 

(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf Rechnung des Versicherungsträ­
gers ist, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, eine Rezeptgebühr im 
Betrag von 21 S zu entrichten. Werden mehrere Heilmittel auf einem Rezept 
verordnet, so sind so oftmals 21 S zu entrichten, als Heilmittel bezogen werden. 
An die Stelle des Betrages von 21 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 
Bedachtnahme auf § 108 i mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1) 
vervielfachte Betrag. Die Rezeptgebühr ist bei Abgabe des Heilmittels an die 
abgebende Stelle für Rechnung des Versicherungsträgers zu zahlen. Die Zahlung 
ist von dieser Stelle auf dem Rezept zu vermerken. 

(4) und (5) unverändert. 

Heilbehelfe 

§ 137. (1) unverändert. 

(2) Die Kosten von Heilbehelfen werden vom Versicherungsträger nur 
übernommen, wenn sie höher sind als 20 vH des Meßbetrages (§ 108 b Abs. 2), 
gerundet auf volle Schilling. 10 vH der Kosten, mindestens 20 vH des 
Meßbetrages, gerundet auf volle Schilling, sind vom Versicherten zu tragen. 

(3) bis (9) unverändert. 

Höhe des Krankengeldes 

§ 141. (1) und (2) unverändert. 

(3) Als satzungsmäßige Mehrleistung kann das Krankengeld von einem durch 
die Satzung zu bestimmenden Zeitpunkt an erhöht werden, wenn der Versicherte 
Angehörige im Sinne des § 123 Abs. 2, 4, 7 oder 8 hat, die sich gewöhnlich im 
Inland aufhalten; eine Erhöhung gebührt nicht für einen Angehörigen, der aus 
selbständiger oder unselbständiger Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr- oder 
Ausbildungsverhältnis oder auf Grund des Bezuges von Geldleistungen aus der 
Sozialversicherung mit Ausnahme des Hilflosenzuschusses ein Einkommen von 
mehr als 3 319 S monatlich bezieht. An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 i mit der jeweiligen 
Aufwertungszahl (§ 108 aAbs. 1) vervielfachte Betrag. 

(4) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Heilmittel 

§ 136. (1) und (2) unverändert. 

(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf Rechnung des Versicherungsträ­
gers ist, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, eine Rezeptgebühr im 
Betrag von 21 S zu entrichten. Werden mehrere Heilmittel auf einem Rezept 
verordnet, so sind so oftmals 21 S zu entrichten, als Heilmittel bezogen werden. 
An die Stelle des Betrages von 21 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 
Bedachtnahme auf § 108 Abs.9 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a 
Abs. 1) vervielfachte Betrag. Die Rezeptgebühr ist bei Abgabe des Heilmittels an 
die abgebende Stelle für Rechnung des Versicherungsträgers zu zahlen. Die 
Zahlung ist von dieser Stelle auf dem Rezept zu vermerken. 

(4) und (5) unverändert. 

Heilbehelfe 

§ 137. (1) unverändert. 

(2) Die Kosten von Heilbehelfen werden vom Versicherungsträger nur 
übernommen, wenn sie höher sind als 20 vH des Meßbetrages (§ 108 b), gerundet 
auf volle Schilling. 10 vH der Kosten, .mindestens 20 vH des Meßbetrages, 
gerundet auf volle Schilling, sind vom Versicherten zu tragen. 

(3) bis (9) unverändert. 

Höhe des Krankengeldes 

§ 141. (1) und (2) unverändert. 

(3) Als satzungsmäßige Mehrleistung kann das Krankengeld von einem durch 
die Satzung zu bestimmenden Zeitpunkt an erhöht werden, wenn der Versicherte 
Angehörige im Sinne des § 123 Abs. 2, 4, 7 oder 8 hat, die sich gewöhnlich im 
Inland aufhalten; eine Erhöhung gebührt nicht für einen Angehörigen, der aus 
selbständiger oder unselbständiger Erwerbstätigkeit, aus einem Lehr- oder 
Ausbildungsverhältnis oder auf Grund des Bezuges von Geldleistungen aus der 
Sozialversicherung mit Ausnahme des Hilflosenzuschusses ein Einkommen von 
mehr als 3 319 S monatlich bezieht. An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit der jeweiligen 
Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachte Betrag. 

( 4) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

Ruhen des Krankengeldanspruches 

§ 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: 
1. und 2. unverändert. 
3. solange der Versicherte auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher 

Bestimmungen Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50 vH der vollen 
Geld- und Sachbezüge (§ 49 Abs. 1) vor dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
hat; besteht ein Anspruch auf Weiterleistung von 50 vH dieser Bezüge, so 
ruht das Krankengeld zur Hälfte; 

4. bis 6. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. 

Medizinische Hauskrankenpflege 

§ 151. (1) unverändert. 

(2) Die medizinische Hauskrankenpflege wird erbracht durch diplomierte 
Krankenschwestern bzw. diplomierte Krankenpfleger (§ 23 des Bundesgesetzes 
betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-techni­
schen Dienste und der Sanitätshilfsdienste,BGBI. Nr. 10211961), die vom 
Krankenversicherungsträger beigesteIlt werden oder die mit dem Krankenversi­
cherungsträger in einem Vertragsverhältnis im Sinne des Sechsten Teiles dieses 
Bundesgesetzes stehen oder die im Rahmen von Vertragseinrichtungen tätig sind, 
die medizinische Hauskrankenpflege betreiben. 

(3) bis (6) unverändert. 

Hilfe bei körperlichen Gebrechen 

§ 154. (1) Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen und körperlichen 
Gebrechen, welche die Gesundheit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für 
die lebenswichtigen persönlichen Bedürfnisse zu sorgen, wesentlich beeinträchti­
gen, kann' die Satzung Zuschüsse für die Anschaffung der notwendigen 
Hilfsmittel sowie für deren Instandsetzung vorsehen, soweit nicht ein Anspruch 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz, eine Leistungsverpflichtung im Rahmen' der me,dizinischen 
Maßnahmen der Rehabilitation nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 
oder ein gleichartiger Anspruch nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

Ruhen des Krankengeldanspruches 

§ 143. (1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht: 
1. und 2. unverändert. 
3. solange der Versicherte auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher 

Bestimmungen Anspruch auf Weiterleistung von mehr als 50 vH der vollen 
Geld- und Sachbezüge (§ 49 Abs. 1) vor dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
hat; besteht ein Anspruch auf Weiterleistung von 50 vH dieser Bezüge, so 
ruht das Krankengeld zur Hälfte; Folgeprovisionen gelten nicht als 
weitergeleistete Bezüge; 

4. bis 6. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. 

Medizinische Hauskrankenpflege 

§ 151. (1) unverändert. 

(2) Die medizinische Hauskrankenpflege wird erbracht durch diplomierte 
Krankenschwestern bzw. diplomierte Krankenpfleger (§ 23 des Krankenpflege­
gesetzes, BGBI. Nr. 102/1961), die vom Krankenversicherungsträger beigesteIlt 
werden oder die mit dem Krankenversicherungsträger in einem Vertragsverhält­
nis im Sinne des Sechsten Teiles dieses Bundesgesetzes stehen oder die im 
Rahmen von Vertragseinrichtungen tätig sind, die medizinische Hauskranken­
pflege betreiben: 

(3) bis (6) unverändert. 

Hilfe bei körperlichen Gebrechen 

§ 154. (1) Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen und körperlichen 
Gebrechen, welche die Gesundheit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für 
die lebenswichtigen persönlichen Bedürfnisse zu sorgen, wesentlich beeinträchti­
gen, kann die Satzung Zuschüsse für d{e Anschaffung der notwendigen 
Hilfsmittel sowie für deren Instandsetzung vorsehen, soweit nicht ein Anspruch 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz, 'eine Leistungsverpflichtung im Rahmen der medizinischen 
Maßnahmen der Rehabilitation nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 
oder ein gleichartiger Anspruch nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 
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ASVG - Geltende Fassung 

nach dem Heeresversorgungsgesetz, nach dem Opferfürsorgegesetz, nach dem 
Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, 
nach dem Impfschadengesetz oder nach dem Strafvollzugsgesetz besteht. Bei der 
Festsetzung der Höhe der Zuschüsse ist auf § 137 Abs. 2, 4 und 5 sinngemäß mit 
der Maßgabe Bedacht zu nehmen, daß der durch die Satzung des 
Versicherungsträgers für den Kostenzuschuß festzusetzende Höchstbetrag bei 
Hilfsmitteln, die geeignet sind, die Funktion fehlender oder unzulänglicher 
Körperteile zu übernehmen und bei Krankenfahrstühlen höchstens das 25fache 
des Meßbetrages (§ 108 b Abs. 2), gerundet auf volle Schilling, betragen darf. Die 
Krankenordnung kann eine Gebrauchsdauer für Hilfsmittel vorsehen. Als 
Hilfsmittel sind hiebei solche Gegenstände oder Vorrichtungen anzusehen, die 
geeignet sind, 

.a) und b) unverändert. 

Als freiwillige Leistung kann der Versicherungsträger in solchen Fällen überdies, 
sofern dies notwendig und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese Leistungen nicht schon ein Anspruch 
aus dem Versicherungsfall der Krankheit besteht. 

(2) bis (4) unverändert. 

Bemessungsgrundlage nach festen Beträgen 

§ 181. (1) Für die gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. a Teilversicherten, die selbständig 
erwerbstittig sind, gilt als Bemessungsgrundlage ein Betrag von 85360 S im 
Kalenderjahr. An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der 
unter Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) 
vervielfachte Betrag. Hat ein gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. a Teilversicherter die 
Höherversicherung gemäß § 20 Abs. 1 in Anspruch genommen, so erhöht sich die 
Bemessungsgrundlage um die der Beitragszahlung gemäß § 77 Abs. 4 zugrunde 
gelegten Beträge. 

(2) Für die gemäß § 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes und § 8 Abs. 1 
Z 3 lit. d Teilversicherten gilt als Bemessungsgrundlage 

1. und 2. unverändert. 

An die Stelle der Beträge von 85 360 Sund 42 678 S treten ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. 

(3) bis (5) unverändert. 

ASVG·- Vorgeschlagene Fassung 

nach dem Heeresversorgungsgesetz, nach dem Opferfürsorgegesetz, nachdem 
Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, 
nach dem Impfschadengesetz oder nach dem Strafvollzugsgesetz besteht. Bei der 
Festsetzung der Höhe der Zuschüsse ist auf § 137 Abs. 2, 4 und 5 sinngemäß mit 
der Maßgabe Bedacht zu nehmen, daß der durch die Satzung des 
Versicherungsträgers für den Kostenzuschuß festzusetzende Höchstbetrag bei 
Hilfsmitteln, die geeignet sind, die Funktion fehlender oder unzulänglicher 
Körperteile zu übernehmen und bei Krankenfahrstühlen höchstens das 25fache 
des Meßbetrages (§ 108 b), gerundet auf volle Schilling, betragen darf. Die 
Krankenordnung kann eine Gebrauchsdauer für Hilfsmittel vorsehen. Als 
Hilfsmittel sind hiebei solche Gegenstände oder Vorrichtungen anzusehen, die 
geeignet sind, 

a) und b) unverändert. 

Als freiwillige Leistung kann der Versicherungsträger in solchen ,Fällen überdies, 
sofern dies notwendig und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese Leistungen nicht schon ein Anspruch 
aus dem Versicherungsfall der Krankheit besteht. 

(2) bis (4) unverändert. 

Bemessungsgrundlage nach festen Beträgen 

§ 181. (1) Für die gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. a Teilversicherten, die selbständig 
erwerbstätig sind, gilt als Bemessungsgrundlage ein Betrag von 85360 S im 
Kalenderjahr. An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der 
unter Bedachtnahme auf § 108 Abs.9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor 
(§ 108 f) vervielfachte Betrag. Hat ein gemäß §8 Abs. 1 Z 3 lit. a Teilversicherter 
die Höherversicherung gemäß § 20 Abs. 1 in Anspruch genommen, so erhöht sich 
die Bemessungsgrundlage um die der Beitragszahlung gemäß § 77 Abs. 4 
zugrunde gelegten Beträge. 

(2) Für die gemäß § 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes und § 8 Abs. 1 
Z 3 lit. d Teilversicherten gilt als Bemessungsgrundlage 

1. und 2. unverändert. 

An die Stelle der Beträge von 85 360 Sund 42 678 S treten ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs.9 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. 

(3) bis (5) unverändert. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Bemessungsgrundlage in der Unfallversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. hund i 

§ 181 b. Für die gemäß § 8 Abs. 1 Z.3 lit. hund i in der Unfallversicherung 
Teilversicherten gilt als Bemessungsgrundlage für Barleistungen, 

a) bis c) unverändert. 

An die Stelle dieser Beträge treten' ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter 
Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) 
vervielfachten Beträge. Die Bemessungsgrundlage nach § 180 hat für die gemäß 
§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. hund i in der Unfallversicherung Teilversicherten außer 
Betracht zu bleiben. 

Versehrtengeld aus der Unfallversicherung 

§ 212. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die nach § 8 Abs. 1 23 lit. hund i teilversicherten Schüler und Studenten 
erhalten als einmalige Leistung ein Versehrtengeld, wenn die Folgen eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit über drei Monate nach dem 'Eintritt 
des Versicherungsfalles hinaus eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 20 vH verursachen. Dieses Versehrtengeld wird nach dem Grad der. 
nach Abschluß der Heilbehandlung bestehenden Minderung der Erwerbsfähig­
keit bemessen und beträgt bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 

20vH bis unter 30 vH . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4484 S, 
30 vH bis unter 40 vH . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9753 S, 
40 vH ....................................... ~ . . . . . . . . . . .. 18 006 S, 
und für je weitere 10 vH ..................................... 4 SOlS. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 
1. Jänner 1984, die unter Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. Auf eine aus demselben 
Versicherungsfall anfallende Versehrtenrente ist das Versehrtengeld insoweit 
anzurechnen, als es den Betrag übersteigt, der bei früherem Anfall dieser Rente 
für die Zeit bis zu dem im § 204 Abs. 4 bestimmten Zeitpunkt gebührt hätte .. 

Witwen(Witwer)rente 

§ 215. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Rente nach Abs. 1 gebührt auch 
1. der Frau, 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Bemessungsgrundlage in der Unfallversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 3lit. hund i 

§ 181 b. Für die gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. hund i in der Unfallversicherung 
Teilversicherten gilt als Bemessungsgrundlage für Barleistungen, . 

a) bis c) unverändert. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter 
Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) 
vervielfachten Beträge. Die Bemessungsgrundlage nach § 180 hat für die gemäß 
§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. hund i in der Unfallversicherung Teilversicherten außer 
Betracht zu bleiben. 

Versehrtengeld aus der Unfallversicherung 

§ 212. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die nach § 8 Abs. 1 Z 3 lit. hund i teilversicherten Schüler und Studenten 
erhalten als einmalige Leistung ein Versehrtengeld, wenn die Folgen eines 
Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit über drei Monate nach dem Eintritt 
des Versicherungsfalles hinaus eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 20 vH verursachen. Dieses Versehrtengeld wird nach dem Grad der 
nach Abschluß der Heilbehandlung bestehenden Minderung der Erwerbsfähig­
keit bemessen und beträgt bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 

20 vH bis unter 30 vH ....................................... 4 484 S, 
30 vH bis unter 40 vH ....................................... 9753 S, 
40 vH ................... " ................................ 18006 S, 
und für je weitere 10 vH. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4501 S. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 
1. Jänner 1984, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. Auf eine aus demselben 
Versicherungsfall anfallende Versehrtenrente ist das Versehrtengeld insoweit 
anzurechnen, als es den Betrag übersteigt, der bei früherem Anfall dieser Rente 
für die Zeit bis zu dem im § 204 Abs. 4 bestimmten Zeitpunkt gebührt hätte. 

Witwen(Witwer)rente 

§ 215. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Rente nach Abs. 1 gebührt auch 
1. der Frau, 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

2. demMann, 
deren (dessen) Ehe mit dem ( de~) Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben 
oder geschieden worden ist, wenn ihr (ihm) der (die) Versicherte zur Zeit seines 
(ihres) Todes Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) auf Grund eines gerichtlichen 
Urteiles, eines gerichtlichen Vergleiches oder einer vor Auflösung (Nichtigerklä­
rung) der Ehe eingegangenen, vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte, und 
zwar sofern und solange die F~au (der Mann) nicht eine neue Ehe geschlossen 
hat. Diese Witwen(Witwer)rente wird mit dem Betrag gewährt, der dem gegen 
den (die) Versicherten (Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes bestehenden 
Anspruch auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag) entspricht; sie darf 20 vH der 
Bemessungsgrundlage des (der) Versicherten jährlich nicht übersteigen. Eine 
vertraglich oder durch gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhung des 
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht, wenn seit dem Abschluß 
des Vertrages (Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(4) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

2. dem Mann, 
deren (dessen) Ehe mit dem (der) Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben 
oder geschieden worden ist, wenn ihr (ihm) der (die) Versicherte zur Zeit seines 
(ihres) Todes Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) zu leisten hatte bzw. Unterhalt 
geleistet hat, und zwar 

a) auf Grund eines gerichtlichen Urteiles, 
b) auf Grund eines gerichtlichen Vergleiches, 
c) auf Grund einer vor Auflösung (N{chtigerklärung) der Ehe 

eingegangenen vertraglichen Verpflichtung, 
d) regelmäßig zur Deckung des Unterhaltsbedarfs ab einem Zeitpunkt 

nach der Rechtskraft der Scheidung bis zu seinem (ihrem) Tod, 
mindestens während der Dauer des letzten Jahres vor seinem (ihrem) 
Tod, wenn die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat, 

sofern und solange die Frau (der Mann) nicht eine neue Ehe geschlossen hat. Die 
Witwen(Witwer)rente nach lit. abis c wird mit dem Betrag gewährt, der dem 
gegen den Versicherten (die Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes 
bestehenden Anspruch auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag) entspricht; die 
Witwen(Witwer}rente nach lit. d wird mit dem Betrag gewährt, der dem vom 
Versicherten bzw. von der Versicherten in dem dort genannten Zeitraum, 
längstens jedoch während der letzten drei Jahre vor seinem (ihrem) Tod 
geleisteten durchschnittlichen monatlichen Unterhalt entspricht; die Wit­
wen(Witwer)rente darf 20 vH der Bemessungsgrundlage des (der) Versicherten 
nicht übersteigen. In den Fällen der lit. abis c bleibt eine vertraglich oder durch 
gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhung des Unterhaltes (Unterhaltsbei­
trages) außer Betracht, wenn seit dem Abschluß des Vertrages (Vergleiches) bis 
zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist, in den Fällen der lit. d bleibt 
eine Erhöhung des Unterhaltes außer Betracht, wenn seit dem Zeitpunkt der 
Erhöhung bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

( 4) unverändert. 
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ASVG -'- Gel t end e F ass u n g 

Leistungen der Pensionsversicherung 

§ 222. (1) In der Pensionsversicherung der Arbeiter und in der Pensionsversi­
cherung der Angestellten sind zu gewähren: 

1. aus den Versicherungsfällen des Alters 
a) und b) unverändert. 
c) die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer (§§ 253 b, 

270); 

2. bis 4. unverändert. 

(2) In der knappschaftlichen Pensionsversicherung sind zu gewähren: 
1. aus den Versicherungsfällen des Alters 

a) bis c) unverändert. 
d) die vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer 

(§ 276 b). 

2. bis 5. unverändert. 

(3) unverändert. 

Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 223. (1) unverändert. 

(2) Stichtag für die Feststellung, ob, in welchem Zweige der rensionsversiche­
rung und in welchem Ausmaße eine Leistung gebührt, ist der Eintritt des 
Versicherungsfalles, wenn er auf einen Monatsersten fällt, sonst der dem Eintritt 
des Versicherungsfalles folgende Monatserste. Wird jedoch der Antrag auf eine 
Leistung nach Abs. 1 Z 1 oder 2 erst nach Eintritt des Versicherungsfalles gestellt, 
so ist Stichtag für diese Feststellung der Zeitpunkt der AntragsteIlung, wenn er auf 
einen Monatsersten fällt, sonst der dem Zeitpunkt der AntragsteIlung folgende 
Monatserste. Nach der Entziehung einer Leistung gemäß § 99 Abs. 3 Z 2 bzw. 3 
ist Stichtag, unabhängig vom Zeitpunkt der AntragsteIlung, der Zeitpunkt des 
Wegfalls der Entziehungsgründe, wenn er auf einen Monatsersten fällt, sonst der 
dem Wegfall folgende Monatserste. 

ASVG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

Leistungen der Pensionsversicherung 

§ 222. (1) In der Pensionsversicherung der Arbeiter und in der Pensionsversi­
cherung der Angestellten sind zu gewähren: 

1. aus den Versicherungsfällen des Alters 
a) und b) unverändert. 
c) die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer (§§ 253 b, 

270), 
d) die Gleitpension (§§ 253 c,270), 
e) die vorzeitige Alterspension wegen geminderter' Arbeitsfähigkeit 

(§§ 253 d, 270); 
2. bis 4. unverändert. 

(2) In der knappschaftlichen Pensionsversicherung sind zu gewähren: 
1. aus den Versicherungsfällen des Alters 

a) bis c) unverändert., 
d) die vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer 

(§ 276 b), 
e) die Knappschaftsgleitpension (§ 276 c), 
f) die vorzeitige Knappschaftsalterspension wegen geminderter Arbeitsfä­

higkeit (§ 276 d). 
2. bis 5. unverändert. 

(3) unverändert. 

Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 223. (1) unverändert. 

(2) Stichtag für die Feststellung, ob, in welchem Zweige der Pensionsversiche­
rung und in welchem Ausmaße eine Leistung gebührt, ist der Eintritt des 
Versicherungsfalles, wenn er auf einen Monatsersten fällt, sonst der dem Eintritt 
des Versicherungsfalles folgende Monatserste. Wird jedoch der Antrag auf eine 
Leistung nach Abs. 1 Z 1 oder 2 erst nach Eintritt des Versicherungsfalles gestellt, 
so ist Stichtag für diese Feststellung der Zeitpunkt der AntragsteIlung, wenn er auf 
einen Monatsersten fällt, sonst der dem Zeitpunkt der AntragsteIlung folgende 
Monatserste. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: 

1. und 2. unverändert. . 
3. a) Zeiten der Weiterversicherung von Personen im Sirtne des § 18 Abs. 2, 

auf die der Tatbestand des § 18 Abs. 1 erster und zweiter Satz zutrifft, 
sowie Zeiten der Selbstversicherung gemäß § 18, wenn die Beiträge 
innerhalb von sechs Jahren nach der jeweiligen Entbindung wirksam 
(§ 230) entrichtet worden sind; , 

b) Zeiten einer sonstigen freiwilligen Versicherung, wenn die Beiträge 
innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Beitragszeitraumes, für 
den sie gelten solle!!, uri!"ks~m (§ 230) emrirhtpt worden sind. 

4. bis 6. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

Ersatzzeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 gelten 
1. bis 3. unverändert. 
4. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegangene 

Versicherungszeit bzw. beim Fehlen einer solchen, in dem die erste 
nachfolgende Versicherungszeit vorliegt, 
a) bei einer weiblichen Versicherten höchstens die 

aa) nach der frühestens am 1. Jänner 1971 erfolgten Entbindung nach 
einem lebend geborenen Kind liegenden zwölf Kalendermonate, 

bb) nach der frühestens am 1. Juli 1990 erfolgten Entbindung nach 
einem lebendgeborenen Kind liegenden 24 Kalendermonate, 

b) bei einer weiblichen Versicherten die nach der frühestens am 1. Jänner 
1988 erfolgten Annahme an Kindes Statt (unentgeltliche Pflege des 
Kindes) liegenden Zeiten des Bezuges von Karenzurlaubsgeld im Sinne 
des § 26 Abs. 1 Z 3 AlVG, 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: ' 

1. und 2. unverändert. 
3. Zeiten einer freiwilligen Versicherung, wenn die Beiträge innerhalb von 

zwölf Monaten nach Ablauf des Beitragszeitraumes, für den sie gelten 
sollen, wirksam (§ 230) entrichtet worden sind; 

4. bis 6. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

, 
Ersatzzeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 gelten 
1. bis 3. unverändert. 
4. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegangene 

Versicherungszeit bzw. beim Fehlen einer solchen, in dem die erste 
nachfolgende Versicherungszeit vorliegt, 
a) bei einer (einem) Versicherten die Zeit der Erziehung ihres (seines) 

Kindes im Inland bis zum Höchstausmaß von 48 Kalendermonaten ab 
der Geburt des Kindes, 

b) bei einer (einem) Versicherten im Fall der Annahme an Kindes Statt 
(Übernahme der unentgeltlichen Pflege des Kindes) die nach der 
Annahme an Kindes Statt (Übernahme der unentgeltlichen Pflege des 
Kindes) liegende Zeit der Erziehung ihres (seines) Kindes im Inland bis 
zum Höchstausmaß von 48 Kalendermonaten ab der Geburt des Kindes, 
sofern die Annahme (Übernahme) nach dem 31. Dezember 1987 
erfolgte; 

liegt die Geburt (Annahme an Kindes Statt, Übernahme der unentgeltlichen 
Pflege des Kindes) eines weiteren Kindes vor dem Ablauf der 48-Kalendermo­
nate-Frist, so erstreckt sich diese nur bis zu die~er neuerlichen Geburt (Annahme 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

c) bei einem männlichen Versichenen die nach der Gebun seines Kindes 
(§ 252 Abs. 1 Z 1 oder 3) liegenden Zeiten des Bezuges von 
Karenzurlaubsgeld im Sinne des § 26 a Abs. 1 Z 1 oder 2 AIVG, 

d) bei einem männlichen Versichenen die nach der Annahme an Kindes 
Statt (unentgeltlichen Pflege des Kindes) liegenden Zeiten des Bezuges 
von Karenzurlaubsgeld im Sinne des § 26 a Abs. 1 Z 3 A1VG; 

der Anspruch nach lit. a besteht nur insoweit, als kein Anspruch nach lit. c 
besteht; 

5. bis 11. unveränden. 

(2) Die im Abs. 1 Z 1 angefühnen Zeiten sind für die Bemessung der, 
Leistungen nicht zu berücksichtigen, ausgenommen bei der Anwendung der 
§§ 253 b Abs. 1 lit. b bzw. 276 b Abs. 1 lit. b. Sie können jedoch nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen durch Beitragsentrichtung ganz oder teilweise 
leistungswirksam werden. 

(3) bis (6) unveränden. 

Ersatzzeiten allgemeiner Art aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1956 

§ 228. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1956 gelten 
1. bis 8. unveränden. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

an Kindes Statt, Übernahme der u'nentgeltlichen Pflege des Kindes); der 
Erziehung des Kindes im Inland steht eine solche in einem Mitgliedstaat des 
Abkommens über den Europäischen Winschaftsraum (EWR) gleich, wenn für 
dieses Kind Anspruch auf eine Geldleistung aus dem Versicherungsfall der 
Mutterschaft nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz bzw. auf 
Betriebshilfe nach dem Betriebshilfegesetz besteht bzw. bestanden hat und die 
Zeit der Kindererziehung nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens liegt; 
Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht jeweils nur für eine Person. Vorrang 
auf Anspruch hat die Person, die Karenzurlaubsgeld bezieht; wurde kein 
Karenzurlaubsgeld bezogen oder stand bei den Elternteilen Karenzurlaubsgeld 
bei Teilzeitbeschäftigung zu, hat die weibliche Versichene Anspruch, es sei denn, 
sie hat zugunsten des Mannes auf den Anspruch verzichtet. Ein solcher nicht 
widerrufbarer Verzicht ist spätestens bis zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem einer 
der beiden Elternteile einen Pensionsantrag stellt; 

5. bis 11. unveränden. 

(2) Die im Abs. 1 Z 1 angefühnen Zeiten sind für die Bemessung der 
Leistungen nicht zu berücksichtigen, ausgenommen bei der Anwendung der 
§§ 253 b Abs. 1 Z 2, 253 c Abs. 1 Z 2, 276 b Abs. 1 Z 2 bzw. 276 c Abs. 1 Z 2. Sie 
können jedoch nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen durch Beitragsent­
richtung ganz oder teilweise leistungswirksam werden. 

(3) bis (6) unveränden. 

Ersatzzeiten allgemeiner Art aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1956 

§ 228. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1956 gelten 
1. bis 8. unveränden. 
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ASVG - Geltende Fassung 

9. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 
Beitrags- oder Ersatzzeit vorliegt, nach dem 31. Dezember 1938 gelegene, 
nicht schon als Versicherungszeitengeltende Zeiten eines Lehrverhältnisses. 

(2) unverändert. 

Versicherungsmonate, Begriff 

§ 231. Zur Feststellung der Leistungen aus der Pensionsversicherung und der 
Überweisungsbeträge nach den §§ 308 und 311 sind die Versicherungszeiten in 
Versicherungsmonate in folgender Weise zusammenzufassen: 

1. unverändert. 
2. Liegen in einem Kalendermonat nicht Versicherungszeiten in dem in Z 1 

angegebenen Mindestausmaß vor, so sind diese Versicherungszeiten 
solchen in den nachfolgenden Kalendermonaten desselben Kalenderjahres, 
die nicht schon nach Z 1 Versicherungsmonate sind, so lange zuzuschlagen, 
bis in einem Kalendermonat Versicherungszeiten in dem in Z 1 
angegebenen Mindestausmaß vorliegen; dieser Kalendermonat ist sodann 
ein Versicherungsmonat. Der letzte im Kalenderjahr liegende Kalendermo­
nat, in dem - auch nach dem Zuzählen von Versicherungszeiten aus 
vorangegangenen Kalendermonaten - Zeiten vorliegen, die das Mindest­
ausmaß nach Z 1 nicht erreichen, gilt jedenfalls als Versicherungsmonat. 
Hiebei ist für die Feststellung der Wartezeit (§ 235) und der 
Leistungszugehörigkeit (§ 245) von Versicherungszeiten, die sich zeitlich 
decken, nur eine zu zählen, wobei eine Beitragszeit der Pflichtversiclierung 

ASVG - Vor g e s chI ag e n e Fa s s u n g 

9. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 
Beitrags- oder Ersatzzeit vorliegt, nach dem 31. Dezember 1938 gelegene, 
nicht schon als Versicherungszeiten geltende Zeiten eines Lehrverhältnis­
ses; 

10. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegangene 
Versicherungszeit bzw. beim Fehlen einer solchen, in dem die erste 
nachfolgende Versicherungszeit vorliegt, bei einer (einem) Versicherten, 
die (der) im Zeitpunkt der Geburt ihren (seinen) Wohnsitz im Inland hatte, 
die Zeit der Erziehung des Kindes im Inland bis zum Höchstausmaß von 
48 Kalendermonaten ab der Geburt; liegt die Geburt eines weiteren Kindes 
vor dem Ablauf der 48-Kalendermonate-Frist, so erstreckt sich diese nur 
bis zu dieser neuerlichen Geburt; Anspruch für ein und dasselbe Kind 
besteht jeweils nur für eine Person. Die Versicherte kann zugunsten des 
Mannes, der dieses Kind erzogen hat, auf die Ersatzzeit verzichten. Ein 
solcher nicht widerrufbarer Verzicht ist spätestens bis zu dem Zeitpunkt 
zulässig, zu dem einer der beiden Elternteile einen Pensionsantrag stellt. 

(2) unverändert. 

Versicherungsmonate, Begriff 

§ 231. Zur Feststellung der Leistungen aus der Pensionsversicherung und der 
Überweisungsbeträge nach den §§ 308 und 311 sind die Versicherungszeiten in 
Versicherungsmonate in folgender Weise zusammenzufassen: 

1. unverändert. 
2. Liegen in einem Kalendermonat nicht Versicherungszeiten in dem in Z 1 

angegebenen Mindestausmaß vor, so sind diese Versicherungszeiten 
solchen in den nachfolgenden Kalendermonaten desselben Kalenderjahres, 
die nicht schon nach Z 1 Versicherungsmonate sind, so lange zuzuschlagen, 
bis in einem Kalendermonat Versicherungs zeiten in dem in Z 1 
angegebenen Mindestausmaß vorliegen; dieser Kalendermonat ist sodann 
ein Versicherungsmonat. Der letzte im Kalenderjahr liegende Kalendermo­
nat, in dem - auch nach dem Zuzählen von Versicherungszeiten aus 
vorangegangenen Kalendermonaten - Zeiten vorliegen, die das Mindest­
ausmaß nach Z 1 nicht erreichen, gilt jedenfalls als Versicherungsmonat. 
Deckt sich eine Ersatzzeit gemäß § 227 Abs. 1 Z 4 oder gemäß § 228 Abs. 1 
Z 10 mit einer Beitragszeit der freiwilligen Versicherung, so geht die 
Beitragszeit der freiwilligen Versicherung der Ersatzzeit vor. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

einer Ersatzzeit oder einer Beitragszeit der freiwilligen Versicherung und 
eine Ersatzzeit einer Beitragszeit der freiwilligen Versicherung vorangeht. 
Bei Versicherungszeiten gleicher Art gilt nachstehende Reihenfolge: 
knappschaftliche Pensionsversicherung, Pensionsversicherung der Ange­
stellten, Pensionsversicherung der Arbeiter; innerhalb der Pensionsversiche­
rung der Arbeiter: Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter, Versiche­
rungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen. Die Bestimmungen des 
§ 244 Abs. 2 und des § 249 Abs. 1 bleiben hievon unberührt. 

3. unverändert. 

Neutrale Monate 

§ 234. (1) Als neutral sind folgende Zeiten anzusehen, die nicht 
Versicherungszeiten sind: 

1. bis 10. unverändert. 
11. Zeiten im Sinne des § 18 Abs. 1 bzw. § 18 a Abs. 1, die 

a) zur Selbst- oder Weiterversicherung oder 
b) zum nachträglichen Einkauf 

berechtigt hätten. 

(2) und (3) unverändert. 

Erfüllung der Wartezeit 

§ 236. (1) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am Stichtag (§ 223 Abs. 2) 
Versicherungsmonaie im Sinne des § 235 Abs.2 in folgender Mindestzahl 
vorliegen: 

1. für eine Leistung aus einern Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähig­
keit sowie aus dem Versicherungsfall des Todes 
a) wenn der Stichtag vor Vollendung des 55. Lebensjahres bei männlichen, 

vor Vollendung des 50. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten liegt, 
60 Monate; 

b) wenn der Stichtag nach Vollendung des 55. Lebensjahres bei 
männlichen, nach Vollendung des 50. Lebensjahres bei weiblichen 

ASVG - Vor g es chI ag e n e F ass u n g 

Hiebei ist für die Feststellung der Wartezeit (§ 235) und der Leistungszugehörig~ 
keit (§ 245) von Versicherungszeiten, die sich zeitlich decken, nur eine zu zählen, 
wobei eine Beitragszeit der Pflichtversicherung einer Ersatzzeit oder einer 
Beitragszeit der freiwilligen Versicherung und eine Ersatzzeit einer Beitragszeit 
der freiwilligen Versicherung vorangeht. Bei Versicherungszeiten gleicher Art gilt 
nachstehende Reihenfolge: knappschaftliche Pensionsversicherung, Pensionsver­
sicherung der Angestellten, Pensionsversicherung der Arbeiter; innerhalb der 
Pensionsversicherung der Arbeiter: Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter, 
Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen. Die Bestimmungen des 
§ 244 Abs. 2 und des § 249 Abs. 1 bleiben hievon unberührt. 

3. unverändert. 

Neutrale Monate 

§ 234. (1) Als neutral sind folgende Zeiten anzusehen, die nicht 
Versicherungszeiten sind: 

1. bis 10. unverändert. 
11. Zeiten im Sinne des § 18 a Abs. 1, die zur Selbstversicherung berechtigt 

hätten. . 

(2) und (3) unverändert. 

Erfüllung der Wartezeit 

.§ 236. (1) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am Stichtag (§ 223 Abs. 2) 
Versicherungsmonate im Sinne des § 235 Abs. 2 in folgender Mindestzahl 
vorliegen: 

1. für eine Leistung aus einern Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähig­
keit sowie aus demVersicherungsfall des Todes 
a) wenn der Stichtag vor Vollendung des 50. Lebensjahres liegt, 

60 Monate; 

b) wenn der Stichtag nach Vollendung des 50. Lebensjahres liegt, erhöht 
sich die Wartezeit nach lit. a je nach dem Lebensalter des (der) 
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ASVG - Geltende Fassung 

Versicherten liegt, erhöht sich die Wartezeit nach lit. a je nach dem 
Lebensalter des (der) Versicherten für jeden weiteren Lebensmonat um 
jeweils einen Monat bis zum Höchstausmaß von 180 Monaten; 

2. für eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters, und zwar 
a) für die Alterspension (Knappschaftsalterspension), die vorzeitige 

Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei Arbeitslosigkeit und die 
vorzeitige Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei langer Vers i­
cherungsdauer - unbeschadet § 276 Abs. 3 - 180 Monate; 

b) für den Knappschaftssold 240 Monate. 

(2) Die gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 für die Erfüllung der Wartez~it erforderliche 
Mindestzahl von Versicherungsmonaten muß 

1. im Falle des Abs. 1 Z 1 innerhalb der letzten 120 Kalendermonate vordem 
Stichtag liegen; dieser Zeitraum verlängert sich, wenn der Stichtag nach 
Vollendung des 55.Lebensjahres bei männlichen Versicherten bzw. nach 
Vollendung des 50. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten liegt, je nach 
dem Lebensalter des (der) Versicherten für jeden weiteren Lebensmonat um 
jeweils zwei Kalendermonate bis zum Höchstausmaß von 360 Kalendermo­
naten; 

2. im Falle des Abs. 1 Z 2 innerhalb der letzten 360 Kalendermonate vor dem 
Stichtag liegen. 

(3) Fallen in den Zeitraum gemäß Abs. 2 Z 1 bzw. 2 neutrale Monate (§ 234), 
so verlängert sich der Zeitraum um diese Monate. 

(4) bis (6) unverändert. 

Bemessungsgrundlage 

§ 238. (1) Bemessungsgrundlage für die Leistungen aus der Pensionsversiche­
rung ist der Betrag, der sich aus der Teilung der Summe der in die Bemessungszeit . 
(Abs. 3) fallenden Beitragsgrundlagen nach Maßgabe des § 242 durch die um ein 
Sechstel erhöhte Zahl der die Berriessungszeit bildenden Versicherungsmonate 
ergibt. Die Bemessungsgrundlage ist auf volle Schilling aufzurunden. 

ASVG - Vor g e s c h.1 a gen e Fa s s u n g 

Versicherten ·für jeden weiteren Lebensmonat um jeweils einen Monat 
bis zum Höchstausmaßvon 180 Monaten; 

2. für eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters, und zwar 
a) für die Alterspension (Knappschaftsalterspension), die vorzeitige 

Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei Arbeitslosigkeit, die 
vorzeitige Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei langer Vers i­
cherungsdauer - unbeschadet § 276 Abs. 3 - und die Gleitpension 
(Knappschaftsgleitpension) 180 Monate; 

b) für die vorzeitige Alterspension (Knappschaftsalter~pension) wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit 120 Monate; 

c) für den Knappschaftssold 240 Monate. 

(2) Die gemäß Abs. 1 für die Erfüllung der Wartezeit erforderiiche 
Mindestzahl von Versicherungsmonaten muß 

1. im Falle des Abs. 1 Z 1 innerhalb der letzten 120 Kalendermonate vor dem 
Stichtag liegen; dieser Zeitraum verlängert sich, wenn der Stichtag nach 
Vollendung des 50. Lebensjahres liegt, je nach dem Lebensalter des (der) 
Versicherten für jeden weiteren Lebensmonat um jeweils zwei Kalendermo­
nate bis zum Höchstausmaß von 360 Kalendermonaten; 

2. im Falle des Abs. 1 Z 2lit. a und c innerhalb der letzten 360 Kalendermonate 
vor dem Stichtag liegen; 

3. im Falle des Abs. 1 Z 2 lit. b innerhalb der letzten 240 Kalendermonate vor 
dem Stichtag liegen. 

(3) Fallen in die Zeiträume gemäß Abs.2 neutrale Monate (§ 234), so 
verlängern sich die Zeiträume um diese Monate. 

(4) bis (6) unverändert. 

Bemessungsgrundlage 

§ 238. (I) Bemessungsgrundlage für die Leistungen aus der Pensionsversiche­
rung ist die Summe der 180 höchsten monatlichen Gesamtbeitragsgrundlagen 
(§ 242 bzw. § 244 a) aus dem Zeitraum vom erstmaligen Eintritt in die 
Versicherung bis zum Ende des letzten vor dem Stichtag liegenden 
Kalenderjahres, geteilt durch 210. Liegen weniger als 180 Beitragsmonate vor, so 
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ASVG - Gelt end e F ass u n g 

(2) Für die Ermittlung der Bemessungszeit kommen in Betracht: 

1. wenn der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor Vollendung des 50. Lebensjahres des 
( der) Versicherten liegt, die letzten 120 Versicherungsmonate aus allen 
Zweigen der Pensionsversicherung, die vor dem Kalenderjahr liegen, in das 
der Bemessungszeitpunkt fällt; 

2. wenn der Stichtag nach Vollendung des 50. Lebensjahres des (der) 
Versicherten liegt, verlärigert sich der Zeitraum der letzten 120 Versiche­
rungsmonate nach Z 1 je nach dem Lebensalter des ( der) Versicherten für 
jeden weiteren Lebensmonat um jeweils einen Versicherungsmonat, bis zum 
Höchstausmaß von 180 Versicherungsmonaten; 

3. wenn der Stichtag nach Vollendung des 60. Lebensjahres bei männlichen, 
nach Vollendung des 55. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten liegt, 
vermindert sich der Zeitraum der letzten 180 Versicherungsmonate nach 
Z 2 je nach dem Lebensalter des (der) Versicherten für jeden weiteren 
Lebensmonat um jeweils einen Versicherungsmonat bis zum Ausmaß von 
120 Versicherungsmonaten; 

4. wenn es für den Versicherten (die Versicherte) günstiger ist, anstelle der 
nach Z 1 bis 3 in Betracht kommenden Versicherungsmonate die letzten 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e F ass u n g 

ist die Bemessungsgrundlage die Summe der monatlichen Gesamtbeitragsgrund­
lagen aus den vorhandenen Beitragsmonaten, geteilt durch die um ein Sechstel 
erhöhte Zahl dieser Beitragsmonate. Die Bemessungsgrundlage ist auf volle 
Schilling aufzurunden. 

(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 bleiben außer Betracht: 
1. a) Beitragsmonate nach diesem Bundesgesetz, die vor dem 1. Jänner 1956 

liegen, es sei denn, daß Beitragsmonate nur in diesem Zeitraum 
vorhanden sind; 

b) Beitragsmonate nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, die 
vor dem 1. Jänner 1958 liegen, es sei denn, daß Beitragsmonate nur in 
diesem Zeitraum vorhanden sind; 

c) Beitragsmonate nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, die vor 
dem 1. Jänner 1972 liegen, es sei denn, daß Beitragsmonate nur in 
diesem Zeitraum vorhanden sind; 

2. Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung, die auch Zeiten enthalten, 
während welcher Krankengeld, Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder 
Karenzurlaubsgeld aus gesetzlicher Versicherung bezogen wurde, wenn es 
für den Versicherten günstiger ist; dies gilt entsprechend auch für 
Beitragsmonate der Pflichtversicherung, welche Zeiten enthalten, während 
welcher berufliche Maßnahmen der Rehabilitation (§§ 198 bzw. 303 dieses 
Bundesgesetzes sowie § 161 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 
und § 153 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) gewährt wurden bzw. 
Zeiten einer Beschäftigung enthalten, zu deren Ausübung ihn diese 
Maßnahmen befähigt haben; 

3. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten enthalten, während 
welcher der Versicherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes 
gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktför­
derungsgesetzes, BGBI. Nr. 31/1969, bezogen hat; 

4. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten nach den §§ 225 Abs. 1 
Z 5 zweiter Halbsatz bzw. 226 Abs. 2lit. c zweiter Halbsatz enthalten; 
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ASVG - Geltende Fassung 

180 Versicherungsmonate aus allen Zweigen der Pensionsversicherung, die 
vor dem Kalenderjahr liegen, in das der Bemessungszeitpunkt fällt. 

Versicherungsmonate, die zwischen dem 1. Jänner 1947 und dem 31. Dezember 
1950 liegen, bleiben unberücksichtigt, es sei denn, daß Versicherungsmonate nur 
in diesem Zeitraum vorliegen. Bemessungszeitpunkt ist der Stichtag. 

(3) Die Bemessungszeit umfaßt die nach Abs.2 in Betracht kommenden 
Beitragsmonate und Ersatzmonate nach § 229. 

(4) Bei der Anw"cüduüg der .A.bs. 2 und 3 bleiben außer Bet!":v:ht 
1. Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung, die auch Zeiten enthalten, 

während welcher Krankengeld, Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder 
Karenzurlaubsgeld aus gesetzlicher Versicherung bezogen wurde, wenn es 
für den Versicherten günstiger ist; dies gilt entsprechend auch für 
Beitragsmonate der Pflichtversicherung, welche Zeiten enthalten, während 
welcher berufliche Maßnahmen der Rehabilitation (§§ 198 bzw. 303 dieses 
Bundesgesetzes sowie § 161 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 
und § 153 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) gewährt wurden bzw. 
Zeiten einer Beschäftigung enthalten, zu deren Ausübung ihn diese 
Maßnahmen befähigt haben; 

2. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten enthalten, während 
welcher der Versicherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes 
gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktför­
derungsgesetzes, BGBI. Nr. 3111969, bezogen hat; 

3. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten nach den §§ 225 Abs. 1 
Z 5 zweiter Halbsatz bzw. 226 Abs. 2 lit. c zweiter Halbsatz enthalten. 

§ 238 a. (1) Für männliche Versicherte, die nach Vollendung des 
50. Lebensjahres und fi!r weibliche Versicherte, die nach Vollendung des 
45. Lebensjahres aus einem Dienstverhältnis ausscheiden und ein anderes 
Dienstverhältnis erstmalig mit einer geringeren Entlohnung aufnehmen (Abs. 3), 
tritt, wenn es für sie günstiger ist, die nach Abs. 4 ermittelte Bemessungsgrundlage 
an die Stelle der Bemessungsgrundlage nach § 238. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn nach dem Ausscheiden aus einem 
Dienstverhältnis eine selbständige Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz begründet bzw., wenn für den Versicherten die 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

5. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten des Bezuges einer 
Lehrlingsentschädigung gemäß § 17 des Berufsausbildungsgesetzes enthal­
ten. 

(3) Die Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 ist nicht. für Zeiten der 
Kindererziehung (§§ 227 Abs. 1 Z 4, 228 Abs. 1 Z 10) anzuwenden. 

§ 238 a. Aufgehoben. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Leistungen aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz gemäß 
§ 251 a in Betracht kommen und nach dem Ausscheiden aus einem 
Dienstverhältnis eine selbständige Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz bzw. nach dem Bauern-Sozi­
alversicherungsgesetz begründet, mit geringeren Einkünften aufgenommen 
worden ist, sofern diese selbständige Erwerbstätigkeit nicht schon während des 
Bestandes des Dienstverhältnisses ausgeübt worden ist. 

(3) Die Aufnahme eines Dienstverhältnisses mit geringerer Entlohnung bzw. 
die Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit mit geringeren Einkünften ist 
dann anzunehmen, wenn die durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlagen 
von Beitragsmonaten der Pflichtversicheiung des Jahres, das auf das Jahr der 
Aufnahme des neuen Dienstverhältnisses bzw. der selbständigen Erwerbstätigkeit 
folgt, kleiner sind als die durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlagen von 
Beitragsmonaten der Pflichtversicherung des Jahres, das vor dem Jahr des 
Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis liegt. Die Bestimmungen der §§ 242 
Abs.4 und 5 und 244 a dieses Bundesgesetzes, 127 Ahs.4 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes und 118 Abs. 5 des Bauern-Sozialversicherungsge­
setzes sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Bemessungsgrundlage ist unter entsprechender Anwendung des § 238 
mit der Maßgabe zu ermitteln, daß als "6emessungszeitpunkt der 1. Jänner des 
Jahres herangezogen wird, in dem der Versicherte aus dem Dienstverhältnis im 
Sinne des Abs. 1 ausgeschieden ist. 

Bemessungsgrundlage bei Vollendung des 50. Lebensjahres 

§ 239. (1) Wenn der Versicherungsfall nach Vollendung des 50. Lebensjahres 
eintritt und es für den Leistungswerber günstiger ist, tritt anstelle der 
Bemessungsgrundlage gemäß § 238 oder § 238 a nach Maßgabe des Abs. 5 die 
Bemessungsgrundlage bei Vollendung des 50. Lebensjahres. 

(2) Die Bemessungsgrundlage bei Vollendung des 50. Lebensjahres ist 
unbeschadet Abs. 3 und 4 unter entsprechender Anwendung des § 238 Abs. 1 
und 4 wie folgt zu ermitteln: 

1. Als Bemessungszeitpunkt gilt der Tag der Vollendung des 50. Lebensjahres 
des (der) Versicherten, wenn er auf einen 1. Jänner fällt, sonst der vor 
Vollendung des 50. Lebensjahres des (der) Versicherten liegende 1. Jänner; 

ASVG - Vor g e s chI a gen e F ass u n g 

Bemessungsgrundlage für Zeiten der Kindererziehung (§§ 227 Abs. 1 Z 4, 228 
Abs.l Z 10) 

§ 239. (1) Die Bemessungsgrundlage für Zeiten der Kindererziehung beträgt 
5 800 S. An die Stelle des Betrages von 5 800 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres 
der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor 
(§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

(2) Überschneiden sich Zeiten der Kindererziehung mit Monaten einer 
Selbstversicherung gemäß § 18 a bzw. einer Ersatzzeit gemäß § 227 Abs. 1 Z 3 
und § 228 Abs. 1 Z 5, ist für diese Versicherungsmonate nur die Bemessungs­
grundlage gemäß §§ 238 bzw. 244 a anzuwenden. 
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2. für die Ermittlung der Bemessungszeit kommen die letzten 120 Versiche­
rungsmonate aus allen Zweigen der Pensionsversicherung vor dem 
Bemessungszeitpunkt in Betracht; Versicherungs monate, die zwischen dem 
1. Jänner 1947 und dem 31. Dezember 1950 liegen, bleiben unberücksich­
tigt; 

3. die Bemessungszeit umfaßt die nach Z 2 in Betracht kommenden 
Beitragsmonate und Ersatzmonate nach § 229. 

(3) Liegen innerhalb der letzten 120 Versicherungsmonate nach Abs. 2 Z 2 
weniger als 60 Beitragsmonate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach 
§ 229, zum Bemessungszeitpunkt nach Abs. 2 Z 1 aber insgesamt mindestens 
60 Beitragsmonate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach § 229, gelten 
abweichend von Abs. 2 Z Z und j ais Bemessung~L.eiL die letzten 60 Beitr:!gs!TIa­
nate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach § 229 vor dem 
Bemessungszeitpunkt nach Abs. 2 Z 1; Beitragsmonate der Pflichtversicherung 
und Ersatzmonate nach § 229 zwischen dem 1. Jänner 1947 und dem 
31. Dezember 1950 sind hiebei außer Betracht zu lassen. 

(4) Liegen zum Bemessungszeitpunkt nach Abs. 2 Z 1 insgesamt weniger als 
60 Beitragsmonate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach § 229 vor, 

1. gilt abweichend von Abs. 2 Z 1 als Bemessungszeitpunkt der· nach 
Vollendung des 50. Lebensjahres des (der) Versicherten liegende 1. Jänner, 
an dem erstmalig 60 Beitragsmonate der Pflichtversicherung und 
Ersatzmonate nach § 229 vorliegen; 

2. gelten abweichend von Abs. 2 Z 2 und 3 als Bemessungszeit die letzten 
60 Beitragsmonate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach § 229 
vor dem Bemessungszeitpunkt nach Z 1. 

Beitragsmonate der Pflichtversicherung und Ersatzmonate nach § 229 zwischen 
dem 1. Jänner 1947 und dem 31. Dezember 1950 sind hiebe i außer Betracht zu 
lassen. 

(5) Die nach Abs. 2, 3 bzw. 4 ermittelte Bemessungsgrundlage ist nur auf den 
auf die Versicherungsmonate bis zum Bemessungszeitpunkt (Abs. 2 Z 1 bzw. 
Abs. 4 Z 1) entfallenden Steigerurigsbetrag und Leistungszuschlag anzuwenden. 

Bemessungsgrundlage aus einem früheren Versicherungsfall 

§ 240. (1) Fällt eine Pension innerhalb von fünf Jahren nach Wegfall einer 
anderen nach diesem Bundesgesetz festgestellten Pension der Pensionsversiche-

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(3) Überschneiden sich Zeiten der Kindererziehung und andere Versichen,mgs­
monate mit Ausnahmeövon Monaten einer Selbstversicherung gemäß § 18 a bzw. 
einer Ersatzzeit gemäß § 227 Abs. 1 Z 3 und § 228 Abs. 1 Z 5, wird für diese sich 
überschneidenden Zeiten die Bemessungsgrundlage gemäß §§ 238 bzw. 244 a und 
die Bemessungsgrundlage gemäß Abs. 1 zusammengezählt. 

(4) Die Bemessungsgrundlage gemäß Abs. 1 bzw. Abs. 3 ist nur auf den auf die 
Zeiten der Kindererziehung entfallenden Steigerungsbetrag (§§ 261 bzw.284) 
anzuwenden. 

Bemessungsgrundlage aus einem früheren Versicherungsfall 

§ 240. Aufgehoben. 
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rung an, so tritt anstelle der sich nach §§ 238, 238 a oder 239 ergebenden 
Bemessungsgrundlage für die Bemessung des bis zum Bemessungszeitpunkt der 
weggefallenen Leistung erworbenen Steigerungsbetrages und Leistungszuschla­
ges die Bemessungsgrundlage (§ 108 h Abs.4), von der diese Leistung zu 
bemessen war. 

(2) Hat der Leistungswerber nach dem Bemessungszeitpunkt der weggefalle­
nen Leistung mindestens 36 Beitragsmonate der Pflichtversicherung erworben, so 
ist Abs. 1 nur dann anzuwenden, wenn es für den Leistungswerber günstiger ist. 

Bemessungsgrundlage in besonderen Fällen 

§ 241. läßt sich eine Bemessungsgrundlage nach § 238 nicht ermitteln, so ist die 
Bemessungsgrundlage gleich einem Vierzehntel der Bemessungsgrundlage, die 
für die Leistungen der Unfallversicherung gilt bzw. die bei einem Arbeitsunfall im 
Bemessungszeitpunkt gegolten hätte; Erhöhungen dieser Bemessungsgrundlage 
nach § 180 sind hiebei zu berücksichtigen. 

Bemessungsgrundlage für die erhöhte Alterspension (Knappschaftsalterspension) 

§ 241 a. Hat der Versicherte einen Anspruch auf die erhöhte Alterspension 
gemäß § 261 b oder auf die erhöhte Knappschaftsalterspension gemäß § 284 b 
erworben, so gebühren, wenn es für ihn günstiger ist, die auf die Zeit bis zum 
Beginn des Pensionsaufschubes entfallenden Steigerungsbeträge und der 
Leistungszuschlag von der Bemessungsgruridlage, die sich bei Beginn des 
Pensionsaufschubes nach den am Stichtag der erhöhten Alterspension, 
(Knappschaftsalterspension) in Geltung gestandenen Rechtsvorschriften ergeben 
hätte. 

Berücksichtigung der Beitragsgrundlagen in der Bemessungsgrundlage 

§ 242. (1) Die Bemessungsgrundlage nach den §§ 238,238 a und 239 ist aus den 
durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlagen (Abs. 2) der Versicherungs­
monate, welche die Bemessungszeit (§ 238 Abs. 3 und § 239 Abs. 2 Z 2) bilden, zu 
ermitteln. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Bemessungsgrundlage in besonderen Fällen 

§ 241. Läßt sich eine Bemessungsgrundlage nach § 238 nicht ermitteln, so ist die 
Bemessungsgrundlage gleich einem Vierzehntel der Bemessungsgrundlage, die 
für die Leistungen der Unfallversicherung gilt bzw. die bei einem Arbeitsunfall 
zum Stichtag gegolten hätte; Erhöhungen dieser Bemessungsgrundlage nach 
§ 180 sind hiebei zu berücksichtigen. 

Bemessungsgrundlage für die erhöhte Alterspension (Knappschaftsalterspension) 

§ 241 a. Aufgehoben. 

Berücksichtigung der Beitragsgrundlagen in der Bemessungsgruodlage 

§ 242. (1) Die für die Bildung der Bemessungsgrundlage gemäß § 238 
heranzuziehenden monatlichen Gesamtbeitragsgrundlagen sind aus den nach den 
§§ 243, 244 und 251 Abs. 4 ermittelten Beitragsgrundlagen eines Beitragsjahres 
(Abs.6) unter Bedachtnahme auf Abs. 2, 3 und 5 wie folgt zu bilden: 

1. Aus der Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung in jedem 
Beitragsjahr wird je eine durchschnittliche tägliche Beitragsgrundlage 
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(Tagesbeitragsgrundlage) der Pflichtversicherung ermittelt, indem die 
Summe der Beitragsgrundlagen durch die Zahl der im Beitragsjahr 
liegenden Beitragstage der Pflichtversicherung unter Bedachtnahme auf Z 2 
und Z 4 geteilt wird. Die Tagesbeitragsgrundlage darf die im jeweiligen 
Beitragsjahr geltende bzw. in Geltung gestandene Höchstbeitragsgrundlage 
in der Pensionsversicherung nicht übersteigen. 

2. Bei der Ermittlung der Tagesbeitragsgrundlage der Pflichtversicherung 
bleiben Beitragstage der Pflichtversicherung, . während welcher wegen 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder wegen Mutterschaft nur ein 
Teilentgelt geleistet worden ist oder während welcher der Versicherte eine 
Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in 
Verbindung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes bezogen 
h~t, sowie die auf solche Zeiten emb.!!enden Reitragsgrundlagen außer 
Betracht. 

3. Die Tagesbeitragsgrundlage der Pflichtversicherung in einem Beitragsjahr 
ist mit der Zahl der innerhalb des entsprechenden Kalenderjahres in 
Beitragsmonaten der Pflichtversicherung (§ 232 Abs. 1) liegenden Tage 
erworbener V ersicherungszeiten (Versicherungstage) unter Bedachtnahme 
auf Z 4 und Z 5 zu vervielfachen. Aus dem so errechneten Betrag ist für 
jedes Kalenderjahr eine monatliche Beitragsgrundlage der Pflichtversiche­
rung zu ermitteln, indem der genannte Betrag durch die Zahl der im 
Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung geteilt 
wird. Bei der Vervielfachung der Tagesbeitragsgrundlage und der 
Ermittlung der monatlichen Beitragsgrundlage bleibt der unmittelbar vor 
dem Stichtag liegende Beitragsmonat der Pflichtversicherung außer 
Betracht. Ist in einem Kalenderjahr an Beitragsmonaten der Pflichtversiche­
rung nur der unmittelbar vor dem Stichtag liegende vorhanden, so gilt als 
monatliche Beitragsgrundlage das Dreißigfache der Tagesbeitragsgrund­
lage nach Z 1. 

4. Im Falle einer durchlaufenden Versicherung ist ein voller Kalendermonat 
jedenfalls mit 30 Tagen zu zählen ohne Bedachtnahme darauf, nach 
welchen Beitragszeiträumen die Beiträge bemessen bzw. abgerechnet 
wurden. 

5. Für einen Beitragsmonat der Pflichtversicherung, der auch neutrale Zeiten 
der im § 234 Abs. 1 Z 5, 6 und 10 genannten Art oder Zeiten enthält, in 
denen nach § 138 Abs. 1 kein Anspruch auf Krankengeld bestanden hat, 
gelten die Tage dieser Zeiten als Versicherungstage (Z 3). 
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(2) Die durchschnittliche monatliche Beitragsgrundlage eines Versicherungs­
monates (Monatsbeitragsgrundlage) ist aus den nach den §§ 243,244,244 a und 
251 Abs. 4 ermittelten Beitragsgrundlagen eines Beitragsjahres (Abs. 6) unter 
Bedachtnahme auf Abs. 3 wie folgt zu bilden: 

1. Aus der Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung in jedem 
der ganz oder teilweise in die Bemessungszeit fallenden Beitragsjahre wird 
je eine durchschnittliche tägliche Beitragsgrundlage (Tagesbeitragsgrund­
lage) der Pflichtversicherung ermittelt, indem die Summe der Beitrags­
grundlagen durch die Zahl der im Beitragsjahr liegenden Beitragstage der 
Pflichtversicherung unter Bedachtnahme auf Z 2 und Z 6 geteilt wird. Die 
Tagesbeitragsgrundlage darf die im jeweiligen Beitragsjahr geltende bzw. in 
Geltung gestandene Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung 
nicht übersteigen. 

2. Bei der Ermittlung der Tagesbeitragsgrundlage der Pflichtversicherung 
bleiben Beitragstage der Pflichtversicherung, während welcher wegen 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit nur ein Teilentgelt geleistet worden ist 
oder während welcher der Versicherte eine Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1 des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes bezogen hat, sowie die auf solche Zeiten 
entfallenden Beitragsgrundlagen außer Betracht. 

3. Die Tagesbeitragsgrundlage der Pflichtversicherung in einem Beitragsjahr 
ist mit der Zahl der innerhalb des entsprechenden Kalenderjahres in 
Beitragsmonaten der Pflichtversicherung (§ 232 Abs. 1) liegenden Tage 
erworbener Versicherungszeiten (Versicherungstage) unter Bedachtnahme 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(2) Folgende Beitragsgrundlagen nach den §§ 243, 244 und 251 Abs. 4, die zur 
Bildung der durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlage eines Versiche­

. rungsmonates heranzuziehen sind, sind zu vervielfachen, und zwar 

1. Beitragsgrundlagen nach § 243 Abs. 1 Z 2 lit. bund d, nach § 244 Abs. 1 
letzter Satz und Abs. 2 sowie nach § 250 Abs. 3 aus der Zeit vor dem 
1. Jänner 1947 mit dem Faktor, der sich aus der Teilung des für das Jahr 
1951 geltenden Aufwertungsfaktors (§ 108 Abs. 4) durch den der zeitlichen 
Lagerung der Beitragsgrundlagen entsprechenden Aufwertungsfaktor 
(§ 108 Abs. 4) ergibt, aus der Zeit ab 1. Jänner 1951 mit dem Faktor, der sich 
aus der Teilung des für das Jahr 1954 geltenden Aufwertungsfaktors 
(§ 108 Abs. 4) durch den der zeitlichen Lagerung der Beitragsgrundlagen 
entsprechenden Aufwertungsfaktor ergibt; 

2. Beitragsgrundlagen nach § 251 Abs. 4, soweit es sich um vorgemerkte 
Arbeitsverdienste handelt bzw. sie mit 7 S für den Kalendertag (210 S für 
den Kalendermonat) festgesetzt sind, mit dem Faktor, .der sich aus der 
Teilung des für das Jahr, in dem der Nachteil in den sozialversicherungs­
rechtlichen Verhältnissen (§ 500) eingetreten ist, geltenden Aufwertungs­
faktors (§ 108 Abs. 4) durch den der zeitlichen Lagerung der Beitragsgrund­
lagen entsprechenden Aufwertungsfaktor ergibt, soweit es sich um Beträge 
nach § 9 Abs. 1 Z 1 und 2 des Auslandsrenten-Übernahmegesetzes handelt, 
mit dem Faktor, der sich aus der Teilung des für das Jahr 1946 geltenden 
Aufwertungsfaktors (§ 108 Abs. 4) durch den der zeitlichen Lagerung der 
Beitragsgrundlagen entsprechenden Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4) 
ergibt. 

Die in Betracht kommenden Faktoren sind auf drei Dezimalstellen zu runden. 
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auf Z 6 und Z 7 zu vervielfachen. Aus dem so errechneten Betrag ist für 
jedes Kalenderjahr eine Monatsbeitragsgrundlage der Pflichtversicherung 
zu ermitteln, indem der genannte Betrag durch die Zahl der im Kalenderjahr 
liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung geteilt wird. Bei der 
Vervielfachung der Tagesbeitragsgrundlage und der Ermittlung der 
Monatsbeitragsgrundlage bleibt der unmittelbar vor dem Stichtag liegende 
Beitragsmonat der Pflichtversicherung außer Betracht. Ist in einem 
Kalenderjahr an Beitragsmonaten der Pflichtversicherung nur der 
unmittelbar vor dem Stichtag liegende vorhanden, so gilt als Monatsbei­
tragsgrundlage das Dreißigfache der Tagesbeitragsgrundlage nach Z 1. 

4. Soweit Beitragsgrundlagen der freiwilligen Versicherung zu berücksichti­
gen sind, sind unter entsprechender Anwendung der Z 1 und 3 für jedes der 
in Betracht kommenden Beitrags-- bzw. Kalenderjahre eine Tagesbeitrags­
grundlage und eine Monatsbeitragsgrundlage der freiwilligen Versicherung 
zu ermitteln. Hiebei darf die Tagesbeitragsgrundlage die um ein Sechstel 
ihres Betrages erhöhte Höchstbeitragsgrundlage nicht übersteigen. 

5. Soweit Beitragsgrundlagen von Ersatzzeiten nach § 243 Abs. 1 Z 3 zu 
berücksichtigen sind, sind unter entsprechender Anwendung der Z 1 und 3 
für jedes der in Betracht kommenden Beitrags- bzw. Kalenderjahre eine 
Tagesbeitragsgrundlage und eine Monatsbeitragsgrundlage für diese 
Ersatzzeiten zu ermitteln. 

6. Im Falle einer durchlaufenden Versicherung ist ein voller Kalendermonat 
jedenfalls mit 30 Tagen zu zählen ohne Bedachtnahme darauf, nach 
welchen Beitragszeiträumen die Beiträge bemessen bzw. abgerechnet 
wurden. 

7. Für einen Beitragsmonat der Pflichtversicherung, der auch neutrale Zeiten 
der im § 234 Abs. 1 Z 5, 6 und 10 genannten Art oder Zeiten enthält, in 
denen nach § 138 Abs. 1 kein Anspruch auf Krankengeld bestanden hat, 
gelten die Tage dieser Zeiten als Versicherungstage (Z 3). 

(3) Folgende Beitragsgrundlagen nach den §§ 243, 244 und 251 Abs. 4, die zur 
Bildung der durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlage eines Versiche­
rungsmonates heranzuziehen sind, sind zu vervielfachen, und zwar 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

(3) Den monatlichen Beitragsgrundlagen in einem Kalenderjahr sind 
Sonderzahlungen nach den jeweils in Geltung gestandenen Vorschriften und bis 
zu dem sich aus § 54 Abs. 1 ergebenden Höchstbetrag zuzuschlagen, soweit für 

-sie Sonderbeiträge fällig geworden sind. Aus dieser Summe ist für jedes 
Kalenderjahr eine monatliche Gesamtbeitragsgrundlage zu ermitteln, indem diese 
Summe durch die Zahl der im Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung geteilt wird. Die monatliche Gesamtbeitragsgrundlage darf 
den 35fachen Betrag der im jeweiligen Beitragsjahr geltenden bzw. in Geltung 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

a) Beitragsgrundlagen nach § 243 Abs. 1 Z 3 lit. a mit dem Faktor, der sich aus 
der Teilung des für das Jahr 1946 geltenden Aufwertungsfaktors (§ 108 c) 
durch den der zeitlichen Lagerung der Beitragsgrundlagen entsprechenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 c) ergibt; 

b) Beitragsgrundlagen nach § 243 Abs. 1 Z 2 lit. bund d sowie Z 3 lit. c, nach 
§ 244 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 sowie nach § 250 Abs. 3 aus der Zeit vor 
dem 1. Jänner 1947 mit dem Faktor, der sich aus der Teilung des für das 
Jahr 1951 geltenden Aufwertungsfaktors (§ 108 c) durch den der zeitlichen 
Lagerung der Beitragsgrundlagen entsprechenden Aufwertungsfaktor 
(§ 108 c) ergibt, aus der Zeit ab 1. Jänner 1951 mit dem Faktor, der sich aus 
der Teilung des für das Jahr 1954 geltenden Aufwertungsfaktors (§ 108 c) 
durch den der zeitlichen Lagerung der Beitragsgrundlagen entsprechenden 
Aufwertungsfaktor ergibt; 

c) Beitragsgrundlagen nach § 251 Abs. 4, soweit es sich um vorgemerkte 
Arbeitsverdienste handelt, bzw. sie mit 7 S für den Kalendertag (210 S für 
den Kalendermonat) festgesetzt sind, mit dem Faktor, der sich aus der 
Teilung des für das Jahr, in dem der Nachteil in den sozialversicherungs­
rechtlichen Verhältnissen (§ 500) eingetreten ist, geltenden Aufwertungs­
faktors (§ 108 c) durch den der zeitlichen Lagerung der Beitragsgrundlagen 
entsprechenden Aufwertungsfaktor ergibt, soweit es sich um Beträge nach 
§ 9 Abs. 1 Z 1 und 2 des Auslandsrenten-Übernahmegesetzes handelt, mit 
dem Faktor, der sich aus der Teilung des für das Jahr 1946 geltenden 
Aufwertungsfaktors (§ 108 c) durch den der zeitlichen Lagerung der 
Beitragsgrundlagen entsprechenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) ergibt. 

Die Faktoren nach lit. abis c sind auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(4) Den Monatsbeitragsgrundlagen eines Kalenderjahres sind Sonderzahlun­
gen nach den jeweils in Geltung gestandenen Vorschriften und bis zu dem sich aus 
§ 54 Abs. 1 ergebenden Höchstbetrag zuzuschlagen, soweit für sie Sonderbei­
träge fällig geworden sind, die nicht erstattet wurden. Sonderzahlungen in einem 
Kalenderjahr, das nicht zur Gänze in die Bemessungszeit fällt, sind mit dem 
entsprechenden Anteil zu berücksichtigen. 

(5) Monatsbeitragsgrundlagen (Abs. 2), die zur Bildung der Bemessungsgrund­
lagen heranzuziehen sind, sowie Zuschläge für Sonderzahlungen (Abs. 4) sind 
mit dem ihrer zeitlichen Lagerung entsprechenden, am Stichtag in Geltung 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung nicht 
übersteigen. 

(4) Soweit Beitragsgrundlagen der freiwilligen Versicherung zu berücksichti­
gen sind, sind unter entsprechender Anwendung des Abs. 1 Z 1 und 3 für jedes der 
in Betracht kommenden Beitrags- bzw. Kalenderjahre eine Tagesbeitragsgrund­
lage und eine monatliche Beitragsgrundlage der freiwilligen Versicherung zu 
ermitteln. Hiebei darf die Tagesbeitragsgrundlage die um ein Sechstel ihres 
Betrages erhöhte im jeweiligen Beitragsjahr geltende bzw. in Geltung gestandene 
Höchstbeitragsgrundlage nicht übersteigen. Die so ermittelte monatliche 
Beitragsgrundlage gilt als monatliche Gesamtbeitragsgrundlage für Beitragsmo­
nate der freiwilligen Versicherung. 

(5) Monatliche Gesamtbeitragsgrundlagen (Abs. 3 bzw. Abs. 4) sind mit dem 
ihrer zeitlichen Lagerung entsprechenden, am Stichtag in Geltung stehenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 Ab,s.4) aufzuwerten und mit dem ihrer zeitlichen 
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stehenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) aufzuwerten. Die aufgewertete Monats­
beitragsgrundlage darf den 30fachen, soweit es sich um eine Monatsbeitrags­
grundlage der freiwilligen Versicherung handelt, den 3Sfachen Betrag der am 
Stichtag in Geltung stehenden Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversiche­
rung nicht übersteigen. Die Zuschläge fürSonderzahlungen zu den 
Monatsbeitragsgrundlagen (Abs. 4) sind nur so weit aufzuwerten, als die 
aufgewerteten Sonderzahlungen den 60fachen Betrag der am Stichtag in Geltung 
stehenden Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung nicht überstei­
gen. 

(6) Das Beitragsjahr umfaßt den Beitragszeitraum (§ 44 Abs. 2), in den der 
1. Jänner eines Jahres fällt, und die folgenden vollen Beitragszeiträume dieses 
Jahres. 

(7) Wenn innerhalb eines Beitragsjahres die Höchstbeitragsgrundlage mit 
einem anderen Wirksamkeitsbeginn als dem 1. Jänner bzw. der Beitragsperiode 
Jänner geändert wurde, gelten die Bestimmungen des Abs. 2 mit der Maßgabe, 
daß die Tagesbeitragsgrundlage und die Monatsbeitragsgrundlage getrennt für 
Zeiten ab dem Wirksamwerden der Änderung und für die vorher liegenden 
Zeiten ermittelt werden. . 

Beitragsgrundlage in normalen Fällen 

§ 243. (1) Beitragsgrundlage ist 
1. und 2. unverändert. 
3. für Ersatzzeiten 

a) nach § 229 Abs. 1 Z 1 und 4 die in § 9 Abs. 1 Z 1 und 2 des 
Auslandsrenten-Übernahmegesetzes, BGBI: Nr. 290/1961, in der 
Fassung des Bundesgesetzes vom S.April 1962, BGBI. Nr.114/1962, 
angeführten und nach der Art der zurückgelegten Zeiten in Betracht 
kommenden Beträge; 

b) nach § 229 Abs. 1 Z 2 der in Z 2lit. c angegebene Betrag; 
c) nach § 229 Abs. 1 Z 3 der in Z 2lit. d angegebene Betrag. 

(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage in besonderen Fällen 

§ 244. (1) und (2) unverändert. 

~'.::' 
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Lagerung entsprechenden Beitragsbelastungsfaktor (§ 108 Abs. 8) zu vervielfa-
chen. . 

(6) Das Beitragsjahr umfaßt den Beitragszeitraum (§ 44 Abs.2), in den der 
1. Jänner eines Jahres fällt, und die folgenden vollen Beitragszeiträume dieses 
Jahres. 

(7) Wenn innerhalb eines Beitragsjahres die Höchstbeitragsgrundlage mit 
einem anderen Wirksamkeitsbeginn als dem 1. Jänner bzw. dem Beginn des 
Beitragszeitraumes Jänner geändert wurde, gilt die jeweils höhere Höchstbei­
tragsgrundlage für das ganze Jahr. 

Beitragsgrundlage in normalen Fällen 

§ 243. (1) Beitragsgrundlage ist 
L und 2. unverändert. 
3. Aufgehoben. 

(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage in besonderen Fällen 

§ 244. (1) und (2) unverändert. 
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(3) Alle in ein Kalenderjahr fallenden Sonderzahlungen, von denen nach § 54 
dieses Bundesgesetzes oder nach § 12 Abs. 1 des .Rentenbemessungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 15111954, Beiträge zu entrichten waren, werden zusammengerechnet 
und bis zu dem im § 242 Abs. 4 bezeichneten Höchstausmaß berücksichtigt. 

(4) und (5) unverändert. 

Beitr~gsgrundlage bei gleichzeitiger Ausübung mehrerer versicherungspflichtiger 
Erwerbstätigkeiten 

§ 244 a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 
Pensionsversicherung Pflichtversicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz oder nach, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz 
begründet, so ist die durchschnittliche monatliche Beitragsgrundlage im Sinne des 
§ 242 Abs. 2 um sechs Siebentel der Beitragsgrundlage nach dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz bzw. nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz zu 
erhöhen. 

(2) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 
Pensionsversicherung Pflichtversicherter auch Erwerbstätigkeiten aus, die die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz und in der Pensionsversicherung nach dem Bauern-So­
zialversicherungsgesetz begründen, so ist zunächst die durchschnittliche 
monatliche Beitragsgrundlage im Sinne des § 242 Abs. 2 um sechs Siebentel der 
Beitragsgrundlage nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und dann 
um sechs Siebentel der Beitragsgrundlage nach dem Bauern-Sozialversicherungs­
gesetz zu erhöhen. 

(3) Die nach Abs. 1 und 2 ermittelte Beitragsgrundlage darf den 30fachen 
Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) 
nicht übersteigen. 

(4) Die gemäß § 242 Abs. 4 zu berücksichtigenden Sonderzahlungen sind unter 
Beachtung des vorgesehenen Höchstbetrages (§ 54 Abs. 1) und der anteilsmäßi­
gen Beschränkung für Kalenderjahre, die nicht zur Gänze in die Bemessungszeit 
fallen, um ein Siebentel der Beitragsgrundlagen der in der Pensionsversicherung 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und (oder) nach dem 

ASVG - Vor ge s chI a gen e Fa s s u n g 

(3) Alle in ein Kalenderjahr fallenden Sonderzahlungen, von denen nach § 54 
dieses Bundesgesetzes oder nach § 12 Abs. 1 des Rentenbemessungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 15111954, Beiträge zu entrichten waren, werden zusammengerechnet 
und bis zu dem im § 242 Abs. 3 bezeichneten Höchstausmaß berücksichtigt. 

(4) und (5) unverändert. 

Berücksichtigung der Beitragsgrundlagen in der Bemessungsgrundlage bei 
gleichzeitiger Ausübung mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbstätigke'iten 

§ 244 a. (1) Übt ein nach diesem Bundesgesetz in der Pensionsversicherung 
Pflichtversicherter in einem Kalenderjahr auch eine oder mehrere Erwerbstätig­
keit( en) aus, die die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und (oder) nach dem Bauern-Sozialver­
sicherungsgesetz begründet (begründen), so sind allen monatlichen Beitrags­
grundlagen gemäß § 242 Abs. 1 Z 3 im Kalenderjahr sechs Siebentel der 
Beitragsgrundlagen im Kalenderjahr nach dem Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz und (oder) sechs Siebentel der Beitragsgrundlage'n im Kalenderjahr 
nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz zuzuschlagen. 

(2) Der nach Abs. 1 ermittelte Betrag ist durch die Zahl der im Kalenderjahr 
liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung zu teilen, wobei sich deckende 
Beitragsmonate nur einmal zu zählen sind. 

(3) Die nach Abs. 2 ermittelte monatliche Beitragsgrundlage darf den 30fachen 
Betrag der im jeweiligen Beitragsjahr geltenden bzw. in Geltung gestandenen 
Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) nicht 
übersteigen. 

(4) Den monatlichen Beitragsgrundlagen gemäß Abs.2 und 3 in einem 
Kalenderjahr sind die gemäß § 242 Abs. 3 zu berücksichtigenden Sonderzahlun­
gen und ein Siebentel der Beitragsgrundlagen aller in der Pensionsversicherung 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und (oder) nach dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz im Kalenderjahr erworbenen Versicherungs-
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Bauern-Sozialversicherungsgesetz erworbenen Versicherungsmonate zu erhö­
hen. 

(5) Ein Beitragsmonat mit Beitragsgrundlagen nach diesem Bundesgesetz und 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und (oder) nach dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz gilt nur in der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz als erworben. 

Leistungszugehörigkeit des Versicherten in der Pensionsversicherung 

§ 245. (1) bis (6) unverändert. 

Höherversicherung, Berücksichtigung in der Leistung 

§ 248. (1) Für Beiträge zur Höherversicherung, die für Versicherungszeiten 
geleistet wurden oder nach den §§ 70, 248 a, 249 und 250 als geleistet gelten, ist 

ASVG - Vor ge s chI a gen e Fa s s u n g 

monate zuzuschlagen. Alle zugeschlagenen Beträge dürfen zusammen den für 
Sonderzahlungen vorgesehenen Hächstbetrag gemäß § 54 Abs. 1 nicht 
überschreiten. 

(5) Aus der gemäß Abs. 4 ermittelten Summe ist für jedes Kalenderjahr eine 
monatliche Gesamtbeitragsgrundlage zu ermitteln, indem diese Summe durch die 
Zahl der im Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der Pflichtversicherung 
geteilt wird, wobei sich deckende Beitragsmonate nur einmal zu zählen sind. Die 
monatliche Gesamtbeitragsgrundlage darf den 35fachen Betrag der im jeweiligen 
Beitragsjahr geltenden bzw. in Geltung gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in 
der Pensionsversicherung nicht überschreiten. 

(6) Monatliche Gesamtbeitragsgrundlagen (Abs.5) sind mit dem ihrer 
zeitlichen Lagerung entsprechenden, am Stichtag in Geltung stehenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4) aufzuwerten und mit dem ihrer zeitlichen 
Lagerung entsprechenden Beitragsbelastungsfaktor (§ 108 Abs. 8) zu vervielfa-
chen. . 

(7) Ein Beitragsmonat mit Beitragsgrundlagen nach diesem Bundesgesetz und 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und (oder) nach dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz gilt nur in der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz als erworben. 

Leistungszugehörigkeit des Versicherten in der Pensionsversicherung 

§ 245. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Abweichend von den Abs. 1 bis 6 bleibt ein Versicherter, der 
1. mehr als die Hälfte aller Versicherungsmonate nach diesem Bundesgesetz 

vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) in der knappschaftlichen Pensionsversiche­
rung erworben hat und 

2. wegen Einschränkung oder Stillegung eines knappschaftlichen Betriebes 
(Zeche, Grube, Revier) oder eines einem solchen gleichgestellten Betriebes 
(§ 15) nach dem 31. Oktober 1975 aus der knappschaftlichen Pensionsversi­
cherung ausgeschieden ist, 

jedenfalls der knappschaftlichen Pensionsversicherung leistungszugehörig. 

Höherversicherung, Berücksichtigung in der Leistung 

§ 248. (1) Für Beiträge zur Höherversicherung, die für Versicherungszeiten 
geleistet wurden oder nach den §§ 70, 248 a, 248 b, 249 und 250 als geleistet 
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ein besonderer Steigerungs betrag zu gewähren. Die Höhe des besonderen 
Steigerungsbetrages errechnet sich bei der Pension aus eigener Pensionsversiche­
rung mit Ausnahme der Knappschaftspension nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5. Bei 
der Knappschaftspension gebührt der besondere Steigerungsbetrag in halber 
Höhe. 

(2) bis (5) unverändert. 

Anrechnung von Beiträgen zur freiwilligen Versicherung in der 
Pensionsversicherung . für die Höherversicherung 

§ 248 a. Beiträge zur freiwilligen Versicherung in der Pensionsversicherung, 
die für nach dem 31. Dezember 1938 gelegene Monate entrichtet wurden, die 
zum Stichtag auch Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 
einem anderen Bundesgesetz, Beitragsmonate nach § 115 Abs. 1 Z 2 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes oder leistungswirksame Ersatzmonate 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz sind, gelten als Beiträge zur 
Höherversicherung. 

Annahme der Höherversicherung bei Versicherungszeiten vor dem 1. Jänner 1956 

§ 249. (1) Eine Höherversicherung ist anzunehmen, wenn Versicherungszeiten 
aus den Jahren 1939 bis 1946 oder aus der Zeit ab dem 1. Jänner 1951 bis zum 
31. Dezember 1955 oder wenn Versicherungszeiten der Pensionsversicherung der 
Angestellten und der knappschaftlichen Pensionsversicherung aus der Zeit vom 
1.Juli 1927 bis 31. Dezember 1938 sich zeitlich decken und die Tagesbeitrags-

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

gelten, ist ein besonderer Steigerungs betrag zu gewähren. Die Höhe des 
besonderen Steigerungsbetrages errechnet sich bei der Pension aus eigener 
Pensionsversicherung mit Ausnahme der Knappschaftspension nach Maßgabe der 
Abs. 2 bis 5. Bei der Knappschaftspension gebührt der besondere Steigerungsbe­
trag in halber Höhe. 

(2) bis (5) unverändert. 

Anrechnung von Beiträgen-zur freiwilligen Versicherung in der 
Pensionsversicherung für die Höherversicherung 

§ 248 a. Beiträge zur freiwilligen Versicherung in der Pensionsversicherung, 
die für nach dem 31. Dezember 1938 gelegene Monate entrichtet wurden, die 
zum Stichtag auch Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 
einem anderen Bundesgesetz, Beitragsmonate nach § 115 Abs. 1 Z 2 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes oder leistungswirksame Ersatzmonate 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz sind, gelten als Beiträge zur 
Höherversicherung. Dies gilt nicht, wenn es sich um Ersatzmonate gemäß § 227 
Abs. 1 Z 4 oder § 228 Abs. 1 Z 10 handelt. 

Anrechnung von Beiträgen zur knappschaftlichen Pensionsversicherung für die 
Höherversicherung 

. § 248 b. Für Versicherte, die am Stichtag (§ 223 Abs. 2) auch unter 
Bedachtnahme auf § 24,5 Abs. 7 nicht der knappschaftlichen Pensionsversiche­
rung leistungszugehorig sind und die Beiträge auf Grund von wesentlich 
bergmännischen oder ihnen gleichgestellten Arbeiten (§ 236 Abs. 6) entrichtet 
haben, gelten diese Beiträge im Ausmaß von 5,5 vH der allgemeinen 
Beitragsgrundlage auf Antrag als zur Höherversicherung entrichtet. 

Annahme der Höherversicherung bei Versicherungszeiten vor dem 1. Jänner 1956 

§ 249. (1) Eine Höherversicherung ist anzunehmen, wenn Versicherungszeiten 
aus den Jahren 1939 bis 1946 oder aus der Zeit ab dem 1. Jänner 1951 bis zum 
31. Dezember 1955 oder wenn Versicherungszeiten der Pensionsversicherung der 
Angestellten und der knappschaftlichen Pensionsversicherung aus der Zeit vom 
1. Juli 1927 bis 31. Dezember 1938 sich zeitlich decken und die Tagesbeitrags-
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grundlage (§ 242 Abs. 2 Z 1) die jeweils geltende Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung übersteigt. Hiebei gilt für jeden Beitragstag folgender 
Hundertsatz des Überschreitungsbetrages als zur Höherversicht;rung geleisteter 
Beitrag: 

a) und b) unverändert. 

Wenn sich Versicherungszeiten der knappschaftlichen Pensionsversicherung mit 
Versicherungszeiten einer anderen Pensionsversicherung decken, ist der 
Hundertsatz nach lit. a oder nach lit. b anzuwenden, je nachdem, welche 
Versicherungszeit bei entsprechender Anwendung des § 232 vorangeht. 

(2) und (3) unverändert. 

Sonderbestimmungen für ehelDalige Versicherte der Sonderversicherungsanstalten 
und der Pensionsinstitute für Verkehr und öffentliche Einrichtungen 

§ 250. (1) unverändert. 

(2) Wenn es für den Leistungswerber günstiger ist, tritt an Stelle der 
Bemessungsgrundlage nach § 238 oder § 239 die im Bescheid zur Feststellung der 
Anwartschaft zum 31. Dezember 1938 beziehungsweise zum 31. Dezember 1939 . 
festgestellte Berriessungsgrundlage; sie ist mit dem ihrer zeitlichen Lagerung 
entsprechenden, am Stichtag in Geltung stehenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) 
aufzuwerten. Die so ermittelte Bemessungsgrundlage ist nur auf den auf die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1938 beziehungsweise 31. Dezember 1939 entfallenden 
Steigerungsbetrag anzuwenden. 

(3) und (4) unverändert. 

Wanderversicherung 

§ 251 a. (1) und (2) unverändert. 

(3) Liegen in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag (§ 223 Abs.2) 
Versicherungsmonate in mehreren der im Abs. 1 genannten Pensionsversicherun­
gen vor, so ist der Versicherte der Pensionsversicherung, in der die größere oder 
größte Zahl von Versicherungsmonaten vorliegt, wenn aber die gleiche Zahl von 
Versicherungsmonaten vorliegt, der Pensionsversicherung zugehörig, in der der 
letzte Versicherungsmonatvorliegt. Liegen in den letzten 15 Jahren vor dem 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

grundlage (§ 242 Abs. 1 Z 1) die jeweils geltende Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung übersteigt. Hiebei gilt für jeden Beitragstag folgender 
Hundertsatz des Überschreitungsbetrages als Zur Höherversicherung geleisteter 
Beitrag: 

a) und b) unverändert. 

Wenn sich Versicherungszeiten der knappschaftlichen Pensionsversicherung mit 
Versicherungszeiten einer anderen Pensionsversicherung decken, ist der 
Hundertsatz nach lit. a oder nach lit. b anzuwenden, je nachdem, welche 
Versicherungszeit bei entsprechender Anwendung des § 232 vorangeht. 

(2) und (3) unverändert. 

Sonderhestimmungen für ehemalige Versicherte der Sonderversicherungsanstalten 
und der Pensionsinstitute für Verkehr und öffentliche Einrichtungen 

§ 250. (1) unverändert. 

(2) Wenn es für den Leistungswerber günstiger ist, tritt an Stelle der 
Bemessungsgrundlage nach § 238 die im Bescheid zur Feststellung der 
Anwartschaft zum 31. Dezember 1938 beziehungsweise zum 31. Dezember 1939 
festgestellte Bemessungsgrundlage ; sie ist mit dem ihrer zeitlichen Lagerung 
entsprechenden, am Stichtag in Geltung stehenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) 
aufzuwerten. Die so ermittelte Bemessungsgrundlage ist nur auf den auf die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1938 beziehungsweise 31. Dezember 1939 entfallenden 
Steigerungsbetrag anzuwenden. 

(3) und (4) unverändert. 

Wanderversicherung 

§ 251 a. (1) und (2) unverändert. 

(3) Liegen in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag (§ 223 Abs.2) 
Versicherungsmonate in mehreren der im Abs. 1 genannten Pensionsversicherun­
gen vor, so ist der Versicherte der Pensionsversicherung, in der die größere oder 
größte Zahl von Versicherungsmonaten vorliegt, wenn aber die gleiche Zahl von 
Versicherungsmonaten vorliegt, der Pensionsversicherung zugehörig, in der der 
letzte Versicherungsmonat vorliegt. Liegen in den letzten 15 Jahren vor dem 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Stichtag keine Versicherungsmonate, so ist der Versicherte der Pensionsversiche­
rUrlg zugehörig, in der der letzte Versicherungsmonat vorliegt. 

(4) bis (6) unverändert. 

(7) Ist ein Versicherter nach den Abs. 2 bis 5 der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz zugehörig, so hat der leistungszuStändige Versicherungsträ­
ger (§ 246) die Bestimmung dieses Bundesgesetzes mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

1. und 2. unverändert. 
3. Bei der Ermittlung der Bemessungszeit sind die Ersatzmonate nach § 116 

Abs. 1 Z 1 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes und § 107 Abs. 1 
Z 1 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes den Ersatzmonaten nach § 229 
gleichzuhalten; bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen gelten für 
Versicherungsmonate nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
bzw. nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz jene Beträge, die für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage nach dem Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz bzw. dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz heranzuziehen 
wären, als Monatsbeitragsgrundlage im Sinne des § 242. 

4. In den Fällen des § 240 ist der Wegfall einer Pension (Gesamtleistung) nach 
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern­
Sozialversicherungsgesetzdem Wegfall einer Pension nach diesem 
Bundesgesetz gleichzuhalten. 

5. bis 7. unverändert. 

Alterspension 

§ 253. (1) Anspruch auf Alterspension hat der Versicherte nach Vollendung des 
65. Lebensjahres, die Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn 
die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, und 

1. wenn der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs.2) weder in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
pflichtversichert ist; 

2. solange der (die) Versicherte innerhalb von sechs Kalendermonaten ab dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder eine die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
begründende selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt. 
Außer Betracht bleibt jedoch eine solche Erwerbstätigkeit, die 

ASVG - Vor g e sc h lag e n e Fa s s u n g 

Stichtag keine Versicherungsmonate, so ist der Versicherte der Pensionsversiche­
rung zugehörig, in der der letzte Versicherungsmonat vorliegt. Die 
Bestimmungen des § 245 Abs. 7 sind anzuwenden. 

(4) bis (6) unverändert. 

(7) Ist ein Versicherter nach den Abs. 2 bis 5 der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz zugehörig, so hat der leistungszuständige V ersicherungsträ­
ger (§ 246) die Bestimmung dieses Bundesgesetzes mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

1. und 2. unverändert. 
3. Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen gelten für Beitragsmonate 

nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz bzw. nach dem 
Bauern-Sozialversicheningsgesetz jene Beträge, die für die Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
bzw. dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz heranzuziehen wären, als 
monatliche Gesamtbeitragsgrundlage im Sinne des § 242. 

4. Aufgehoben. 0 

5. bis 7. unverändert, 

Alterspension 

§ 253. (1) Anspruch auf Alterspension hat der Versicherte nach Volleridung des 
65. Lebensjahres, die Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn 
die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist. 
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ASVG -Geltende Fassung 

a) nicht bei dem Dienstgeber ausgeübt wird - oder bei einem anderen 
Unternehmen, das sich im wirtschaftlichen Entscheidungsbereich dieses 
Dienstgebers befindet oder mit diesem in einer konzernartigen 
Verbindung steht -, bei dem sie während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt worden ist, 

b) als betriebliche Tätigkeit bzw. selbständige Tätigkeit im Sinne der §§ 2 
und 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ausgeübt wird, 
sofern sie der (die) Versicherte nicht während der letzten sechs Monate 
vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt hat, 

c) nicht auf der Fortführung des unmittelbar vor dem Stichtag (§ 223 
Abs. 2) geführten land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (§ 2 Abs. 1 Z 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) beruht bzw. die nicht auf einer 
Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes beruht, die während der letzten sechs Monate vor dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) ausgeübt worden ist. 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer. Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtversicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem (der) 
Versicherten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung 
zusteht, haben hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(2) Besteht bis zur Vollendung des 65. bzw. 60. LebensjahresAnspruch auf 
Invalidi"tätspension bzw. auf vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit oder 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, gebührt die Invaliditäts­
pension bzw. die in Betracht kommende vorzeitige Alterspension ab diesem 
Zeitpunkt als Alterspension, und zwar in dem bis zu diesem Zeitpunkt 
bestandenen Ausmaß, sofern seit dem Stichtag für die Invaliditätspension bzw. für 
die vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit oder für die vorzeitige 
Alterspension bei langer Versicherungs dauer keine Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung erworben wurden. 

(3) Besteht bis zur Vollendung des 65. bzw. 60. Lebensjahres Anspruch( auf 
Invaliditätspension bzw. auf vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit 64er 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer und hat der Versicherte· 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(2) Ab dem Tag, ab dem der (die) Versicherte eine selbständige oder 
unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt, gebührt die Alterspension als Teilpension 
im Ausmaß von 85 vH der nach § 261 ermittelten Pension, sofern nicht mehr als 
360 Beitragsmonate vorliegen. Der Bundertsatz von 85 erhöht sich ab dem 
361. Beitragsmonat für jeden Beitragsmonat um 0,25 bis zum Höchstausmaß von 
100. Eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein Erwerbseinkommen bezogen 
wird, das den nach § 293 Abs. 1 lit. a bb jeweils in Betracht kommenden Richtsatz 
nicht übersteigt, bleibt hiebei unberücksichtigt. Als Erwerbseinkommen auf 
Grund einer Erwerbstätigkeit gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes 
bezeichneten Bezüge. Endet die Erwerbstätigkeit, gebührt die Alterspension ab 
dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag in der sich nach § 261 b 
ergebenden Höhe. 

(3) Ein Antrag auf Alterspension gemäß Abs. 1 ist nicht zulässig, wenn bereits 
Anspruch auf eine vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit (§ 253 a), eine 
vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer (§ 253 b), eine 
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ASVG - Geltende Fassung 

während des Bezuges einer dieser Leistungen mindestens ei~en Beitragsmonat der 
Pflichtversicherung erworben, gebührt die Invaliditätspension bzw. die in 
Betracht kommende vorzeitige Alterspension als Alterspension, und zwar 
mindestens in dem bis zu diesem Zeitpunkt bestandenen Ausmaß. 

(4) Ist in den Fällen des Abs. 2 und 3 ab dem Zeitpunkt, ab dem die vorzeitige 
Alterspension bei langer Versicherungsdauer als Alterspension gebührt, die 
Voraussetzung des § 253 b Abs. 1 lit. e noch nicht erfüllt, ist diese Voraussetzung 
für die verbleibende Frist auch für die Alterspension bis zum Ablauf von sechs 
Monaten, gerechnet ab dem Stichtag für die vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer, zu erfüllen. 

Vorzeitige AItetspension bei Arbeitslosigkeit 

§ 253 a. (1) und (2) unverändert. 

Vorzeitige Aiterspension bei langer Versicherungsdauer 

§ 253 b. (1) Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs­
dauer hat der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, die Versicherte 
nach Vollendung des 55. Lebensjahres, 

a) wenn die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, 
b) wenn am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
c) wenn innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 

24 Beitragsmonate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nachgewiesen sind oder die letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem 
Stichtag Beitragsmonate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß 
§ 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Z 6 sind, 

d) wenn der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder selbständig 
noch unselbständig erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer 
ein Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5 Abs. 2Jit. c jeweils 
in Betracht kommende Monatseinkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Gleitpension (§ 253 c) oder eine vorzeitige Alterspension wegen geminderter 
Arbeitsfähigkeit (§ 253 d) besteht. 

Vorzeitige Aiterspension. bei Arbeitslosigkeit 

§ 253 a. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 261 ermittelte 
Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß § 261 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Alterspension gemäß § 253 Abs. 1. 

Vorzeitige Aiterspension bei langer Versicherungsdauer 

§ 253 b. (1) Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs­
dauer hat der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, die Versicherte 
nach Vollendung des 55. Lebensjahres, wenn 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

unberücksichtigt; als Erwerbseinkommen auf Grund einer Erwerbstätigkeit 
gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge; 

e) solange der (die ) Versicherte innerhalb von sechs Kalendermonaten ab dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder eine die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einern anderen Bundesgesetz 
begründende selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt. 
Außer Betracht bleibt jedoch eine solche Erwerbstätigkeit, die 

aa) nicht bei dem Dienstgeber ausgeübt wird - oder bei einern 
anderen Unternehmen, das sich im wirtschaftlichen Entscheidungsbe­
reich dieses Dienstgebers befindet oder mit diesem in einer 
konzernartigen Verbindung steht -, bei dem sie während der letzten 
sechs Monate vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt 
worden ist, 

bb) alsbetriebliche Tätigkeit bzw. selbständige Tätigkeit im Sinne der §§ 2 
und 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ausgeübt wird, 
sofern sie der (die) Versicherte nicht während der letzten sechs 
Monate vor dem Stichtag (§ 223 Abs.2) überwiegend ausgeübt hat, 

cc) nicht auf der Fortführung des unmittelbar vor dem Stichtag (§ 223 
Abs. 2) geführten land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (§ 2 Abs. 1 Z 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) beruht bzw. die nicht auf 
einer Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Bauern-Sozialver­
sicherungs gesetzes beruht, die während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) ausgeübt worden ist. 

Fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag gemäß 
lit. cErsatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Ersatzmonate gemäß § 227 
Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis zum 
Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten. 

11 

ASVG - Vor g e sc h lag e n e Fa s s u n g 

1. die Wartezeit (§ 236). erfüllt ist, 
2. am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
3. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nachgewiesen sind 
oder die letzten zwölf Versicherungs monate vor dem Stichtag Beitragsmo­
nate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 
bzw. Z 6 sind; fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate vor 
dem Stichtag Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 . Z 5 bzw. Ersatzmonate 
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ASVG - Geltende Fassung 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Aufgehoben. 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

gemäß § 227 Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis 
zum Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten, und 

4. der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs.2) weder selbständig noch 
unselbständig erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein 
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils in 
Betracht kommende Monatseinkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei 
unberücksichtigt. Als Erwerbseinkommen auf Grund einer Erwerbstätigkeit 
gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 261 ermittelte 
Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß § 261 b Z).l erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Alterspension gemäß § 253 Abs. 1. 

Gleitpension 

§ 253 c. (1) Kann die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer 
(-§ 253 b) nicht in Anspruch genommen werden, weil am Stichtag eine 
unselbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, haben Anspruch auf Gleitpension 
der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, die' Versicherte nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres, wenn 

1. die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, 
2. am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
3. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nachgewiesen sind 
oder die letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem Stichtag Beitragsmo­
nate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 
bzw. Z 6 sind; fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate vor 
dem Stichtag Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Ersatzmonate 
gemäß § 227 Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis 
zum Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten, und 

4. die Arbeitszeit im Sinn des Abs. 2 reduziert wird. 

(2) Die Gleitpension gebührt als Teilpension im Ausmaß von 70 vH der nach 
§ 261 ermittelten Pension, wenn das Ausmaß der wöchentlichen Arbeitszeit 
höchstens 20 Stunden bei einer nach gesetzlichen Bestimmungen oder Normen 
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der kollektiven Rechtsgestaltung geleisteten Normalarbeitszeit oder höchstens 
50 vH der vor der Teilpension geleisteten (nach gesetzlichen Bestimmungen oder 

. Normen der kollektiven Rechtsgestaltung) zulässigen, mehr als 40 Stunden 
betragenden wöchentlichen Arbeitszeit beträgt. Sie gebührt im Ausmaß von 
50 vH der nach § 261 ermittelten Pension, wenn das Ausmaß der wöchentlichen 
Arbeitszeit höchstens 28 Stunden bei einer nach gesetzlichen Bestimmungen oder 
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung geleisteten Normalarbeitszeit oder 
höchstens 70 vH der vor der Teilpension geleisteten (nach gesetzlichen 
Bestimmungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung) zulässigen, mehr 
als 40 Stunden betragenden wöchentlichen Arbeitszeit beträgt. . , 

(3) Stellt der Versicherte vor Vollendung des 65. Lebensjahres, die Versicherte 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres die Erwerbstätigkeit ein, ist die gemäß § 261 
ermittelte Pension gemäß § 261 b zu erhöhen und gebührt ab diesem Zeitpunkt 
als vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer. 

(4) Besteht bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen 
Versicherten bzw. des 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten Anspruch auf 
Gleitpension, ist die gemäß § 26l. ermittelte Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß 
§ 261 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem Zeitpunkt als Alterspension gemäß 
§ 253 Abs. 1. . 

Vorzeitige Alterspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit 

§253 d. (1) Anspruch auf vorzeitige Alterspension wegen geminderter 
Arbeitsfähigkeit hat der (die) Versicherte nach Vollendung des 55. Lebensjahres, 
wenn er (sie) 

1. die Wartezeit. erfüllt hat (§ 236), 
2. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung oder innerhalb der letzten 180 Kalendermo­
nate vor dem Stichtag 36 Beitragsmonate der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nachweist, 

3. in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate nach diesem Bundesgesetz 
während der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine gleiche 
oder gldchartige Tätigkeit ausgeübt hat und 

4. infolge seines (ihres) körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr 
imstande ist, durch diese Tätigkeit (Z 3) wenigstens die Hälfte des Entgeltes 
zu . erwerben, das ein körperlich und geistig gesunder Versicherter 
regelmäßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pflegt. ' 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

\ 
Invaliditätspension 

§ 254. (1) Anspruch auf Invaliditätspension hat der (die) Versicherte;wenn die 
Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder in der 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz noch in der Pensionsversiche­
rung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz noch in der Pensionsver­
sicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz pflichtversichert ist noch 
Anspruch auf einen der im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge 
hat 

1. bei dauernder Invalidität, 
2. bei vorübergehender Invalidität ab der 27. Woche ihres Bestandes; hiebei 

sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden Invalidität 
zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr als vier Monate 
auseinanderliegen. 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtvetsicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem (der) 
Versicherten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung 
zusteht, haben hiebei außer Betracht zu bleiben. 

ASVG - Vor ge s chi ag e n e Fa s s u n g 

(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag weg, an dem der (die) 
Versicherte eine unselbständige oder selbständige Erwerbstätigkeit ausübt; eine 
Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein Erwerbseinkommen bezogen wird, das das 
nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monatseinkommen nicht 
übersteigt, bleibt hiebei unberücksichtigt. Als Erwerbseinkommen auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes 
bezeichneten Bezüge. Ist die Pension aus diesem Grund weggefallen und endet 
die Erwerbstätigkeit, so lebt die Pension auf die dem Träger der 
Pensionsversicherung erstattete Anzeige über das Ende der Erwerbstätigkeit im 
früher gewährten Ausmaß mit dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag 
wieder auf. 

(3) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 261 ermittelte 
Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß § 261 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Alterspension gemäß § 253 Abs. 1. 

Invaliditätspension 

§ 254. (1) Anspruch auf Invaliditätspension hat der ( die) Versicherte, wenn die 
Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) noch nicht die 
Voraussetzung für eine Alterspension, eine vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer oder eine vorzeitige Alterspension wegen geminderter 
Arbeitsfähigkeit (dauernder Erwerbsunfähigkeit) nach diesem Bundesgesetz oder 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-Sozi­
alversicherungsgesetz erfüllt hat, 

1. bei dauernder Invalidität, 
2. bei vorübergehender Invalidität ab der 27. Woche Ihres Bestandes; hiebei 

sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden Invalidität 
zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr als vier Monate 
auseinanderliegen. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

(2) bis (4) unverändert. 

Begriff der Invalidität 

§ 255. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Der Ve~sicherte gilt auch als invalid, wenn er 
a) das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
b) am Stichtag 180 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben hat, 
c) in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate nach diesem Bundesgesetz 

während der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine gleiche 
oder gleichartige Tätigkeit ausgeübt hat und 

d) infolge seines körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr imstande 
ist, durch diese Tätigkeit (lit. c) wenigstens die Hälfte des Entgeltes zu 
erwerben, das ein körperlich und geistig gesunder Versicherter regelmäßig 
durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pflegt. 

(5) unverändert. 

Feststellung der Invalidität 

§ 255 a. Insoweit in einem Verfahren auf Zuerkennung einer Invaliditätspen­
sion nicht entschieden worden ist, weil der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 
Abs. 2) entweder in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz oder in 
der Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz 
oder in der Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(2) bis (4) unverändert. 

(5) Wurden Maßnahmen der Rehabilitation gewährt und wurde durch diese 
Maßnahmen das im § 300 Abs. 3 angestrebte Ziel erreicht, fällt die 
Invaliditätspension mit dem Monatsersten weg, ab dem das im Monat gebührende 
Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung, zu der der Pensionsbezieher durch 
die Rehabilitation befähigt wurde, das Zweifache der Bemessungsgrundlage und 
das 30fache der jeweils geltenden Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) 
übersteigt. Ist die Pension aus diesem Grund weggefallen, so lebt sie auf die dem 
Träger der Pensionsversicherung erstattete Anzeige mit dem Ersten des Monats 
wieder auf, in dem das Erwerbseinkommen unter die genannten Grenzbeträge 
abgesunken ist. 

Begriff der Invalidität 

§ 255. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Aufgehoben. 

(5) unverändert. 

Feststellung der Invalidität 

§ 255 a. Aufgehoben. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

pflichtversichert ist oder Anspruch auf einen der im § 23 Abs. 2 des 
Bezügegesetzes bezeichneten. Bezüge hat, ist er (sie) berechtigt, einen Antrag auf 
Feststellung der Invalidität zu stellen, über den der V ersicherungstr~ger in einem 
gesonderten Verfahren (§ 354 Z 4) zu entscheiden hat. 

Witwen(Witwer )pension 

§ 258. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Pension nach Abs. 1 gebührt nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 auch 
1. der Frau, 
2. dem Mann, 

deren (dessen) Ehe mit dem ( der) Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben 
oder geschieden worden ist, wenn ihr (ihm) der (die) Versicherte zur Zeit seines 
(ihres) Todes.Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) auf Grund eines gerichtlichen 
Urteiles, eines gerichtlichen Vergleiches oder einer vor Auflösung (Nichtigerklä­
rung) der Ehe eingegangenen vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte, und 
zwar sofern und solange die Frau (der Mann) nicht eine neue Ehe geschlossen 
hat. 

Alters(Invaliditäts)pension, Ausmaß 

§ 261. (1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und die 
Invaliditätspension bestehen aus dem Steigerungsbetrag und dem Kinderzu­
schlag, bei . Vorliegen einer Höherversicherung auch aus dem besonderen 
Steigerungsbetrag nach § 248 Abs. 1. Der Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz 
der Bemessungsgrundlage. 

ASVG - Vor g e s chI ag e n e Fa s s u n g 

Witwen(Witwer)pension 

§ 258. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Pension nach Abs. 1 gebührt nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 auch 
1. der Frau, 
2. dem Mann, 

deren (dessen) Ehe mit dem (dei) Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben 
oder geschieden worden ist, wenn ihr (ihm) der (die) Versicherte zur Zeit seines 
(ihres) Todes Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) zu leisten hatte bzw. Unterhalt 
geleistet hat, und zwar . . 

a) auf Grund eines gerichtlichen Urteiles, 
b) auf Grund eines gerichtlichen Vergleiches, 
c) auf Grund einer vor Auflösung (Nichtigerklärung) der Ehe eingegangenen 

vertraglichen Verpflichtung, 
d) regelmäßig zur Deckung des Unterhaltsbedarfs ab einem Zeitpunkt nach 

der Rechtskraft der Scheidung bis zu seinem (ihrem) Tod, mindestens 
während der Dauer des letzten Jahres vor seinem (ihrem) Tod, wenn die 
Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat, 

sofern und solange die Frau (der Mann) nicht eine neue Ehe geschlossen hat. 

Alters(Invaliditäts )pension, Ausmaß 

§ 261. (1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und die 
Invaliditätspension bestehen aus dem Steigerungsbetrag, bei Vorliegen einer 
Höherversicherung auch aus dem besonderen Steigerungsbetrag gemäß § 248 
Abs. 1. Zur InvaliditätSpension gebührt ein Zurechnungs zu schlag nach Maßgabe 
des § 261 a. Der Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz der Bemessungsgrundlage. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(2) Der Hundertsatz nach Abs. 1 beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 

bis zum 360. Monat .................. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,9, 
vom 361. Monat an. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,5. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölfte! des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Liegt der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor der Vollendung des 50. Lebensjahres, 
erhöht sich der sich nach Abs. 2 ergebende Hundertsatz fm' je zwölf Monate .ab 
dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 50. Lebensjahres um 1,9 
mit der Maßgabe, daß der so ermittelte Hundertsatz für den Steigerungsbetrag 50 
nicht übersteigt (Zurechnungszuschlag). Abs. 2 zweiter Satz gilt entsprechend. 

(4) Bei der Bemessung des Steigerungsbetrages sind höchstens 540 Versiche-
rungsmonate heranzuziehen. . 

(5) Fällt eine Pension innerhalb von fünf Jahren nach Wegfall einer anderen 
nach diesem Bundesgesetz festgestellten Pension der Pensionsversicherung an, so 
tritt für die Bemessung des bis zum Bemessungszeitpunkt der weggefallenen 
Leistung erworbenen Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages anstelle des 
sich nach Abs. 1 bis 4 ergebenden Hundertsatzes des Sieigerungsbetrages der für 
die weggefallene Leistung maßgebende Hundertsatz des Steigerungs betrages 
bzw. Leistungszuschlages. Ein Grundbetrag oder Grundbetragszuschlag, der in 
der weggefallenen Leistung enthalten war, ist beim Hundertsatz des 
Steigerungsbetrages zu berücksichtigen. Der ab dem Bemessungszeitpunkt der 
weggefallenen Leistung maßgebliche Hundertsatz des Steigerungsbetrages ergibt 
sich aus der Verminderung des zum Stichtag der neu anfallenden Leistung 
festgestellten Hundertsatzes des Steigerungsbetrages um den Hundertsatz des 
Steigerungsbetrages der weggefallenen Leistung. Der Hundertsatz des gesamten 

ASVG - Vorges,chlagene Fassung 

(2) Der Hundertsatz gemäß Abs. 1 beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 

bis zum 360. Monat. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,9, 
vom 361. Monat an. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,5. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölf tel des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Bei Inanspruchnahme einer Leistung nach dem 60. Lebensjahr bei Männern 
bzw. nach dem 55. Lebensjahr bei Frauen ist, sofern zu diesem Zeitpunkt nicht 
bereits ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus einer 
gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen aus dem 
Versicherungsfall des Todes bestanden hat, der Hundertsatz gemäß Abs. 2 mit 
dem Faktor, der sich aus der Teilung der Zahl 80 durch die um acht Sechzigste! 
der Zahl der Monate, die bei Männern zwischen der Vollendung des 
60. Lebensjahres, bei Frauen zwischen der Vollendung des 55. Lebensjahres und 
dem Stichtag liegen, verminderte Zahl 80 ergibt, zu vervielfachen. Von den 
Monaten, die zwischen der Vollendung des 60. Lebensjahres bei Männern bzw. 
des 55. Lebensjahres bei Frauen und dem Stichtag liegen, sind höchstens 
60 Monate zu berücksichtigen. Der Faktor ist auf sechs Dezimalstellen zu 
runden. 

(4) Der Hundertsatz gemäß Abs. 2 bzw. 3 darf 80 nicht übersteigen. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Steigerungsbetrages darf den Hundertsatz des Steigerungsbetrages bzw. 
Leistungszuschlages der weggefallenen Leistung nicht unterschreiten. 

Kinderzuschlag 

§ 261 a. (1) Der sich nach § 261 ergebende Hunqertsatz erhöht sich bei einer 
weiblichen Versicherten für jedes lebendgeborene Kind, sofern die Versicherte im 
Zeitpunkt der Geburt ihren Wohnsitz im Inland hat, unbeschadet Abs. 2 und 3, im 
Ausmaß von 3 vH der Bemessungsgrundlage, wenn mehrere Bemessungsgrundla­
gen angewendet werden, der höchsten Bemessungsgrundlage (Kinderzuschlag). 

(2) Die Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 und nach § 261 Abs.2 in 
Verbindung mit § 261 Abs.3 darf einen Grenzhundertsatz nicht übersteigen; 
dieser beträgt bei Vorliegen von weniger als 61 Versicherungsmonaten 27. Er 
erhöht sich für jeden weiteren Versicherungsmonat ab dem 61. Monat um 0,1, 
darf jedoch 57 nicht übersteigen. 

(3) Liegt der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor der Vollend~mg des 50. Lebensjahres, 
so sind für die Feststellung des Grenzhundertsatzes nach Abs. 2 den 
Versicherungsmonaten auch Kalendermonate zuzurechnen, die zwischen dem 
Stichtag und dem Monatsersten nach der Vollendung des 50. Lebensjahres liegen, 
soweit der Grenzhundertsatz 57 nicht übersteigt. 

(4) Wird ein Kind an Kindes Statt angenommen und wird die Wahlkindschaft 
vor Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes begründet, so gebührt der 
Kinderzuschlag der Adoptivmutter anstelle. der im Abs.1 bezeichneten 
Versicherten. 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Ge1tendmachung des Anspruches 

§ 261 b. (1) Anspruch auf die erhöhte Alterspension hat der Versicherte, der die 
Alterspension gemäß § 253 Abs. 1 erst nach Erreichung des Anfallsalters in 
Anspruch nimmt, wenn er die Wartezeit (§ 236) nach den am Stichtag der 
erhöhten Alterspension in Geltung gestandenen Rechtsvorschriften erfüllt hat 
und keine Alterspension nach § 253 Abs. 2 bzw. Abs. 3 bezieht. Die Erhöhung 
beträgt für je weitere zwölf Versicherungsmonate des Pensionsaufschubes 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Zurechnungszuschlag zur Invaliditätspension 

§ 261 a. (1) Zur Invaliditätspension gebührt zum Steigerungsbetraggemäß 
§ 261 Abs. 1 ein Zurechnungszuschlag, wenn der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor der 
Vollendung des 56. Lebensjahres liegt. 

(2) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt für je zwölf 
Kalendermonate ab dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 
56. Lebensjahres mit 1,9 vH der Bemessungsgrundlage (§§ 238,241 bzw. 244 a) 
mit der Maßgabe, daß der so ermittelte Hundertsatz zusammen mit dem 
Hundertsatz gemäß § 261 Abs. 2 60 nicht übersteigt. § 261 Abs. 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. 

(3) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt höchstens mit dem Betrag, 
um den die Summe aus einem Erwerbseinkommen und dem Steigerungsbetrag 
gemäß § 261 Abs.1 die Bemessungsgrundlage (§§ 238, 241 bzw. 244 a) 
unterschreitet. 

(4) Die Höhe des Zurechnungszuschlags ist unter Berücksichtigung eines 
allfälligen Erwerbseinkommens am Stichtag festzus~ellen. Der Zurechnungszu­
schlag ist ab Beginn des Monates nach der Änderung des Erwerbseinkommens 
neu festzusetzen. 

Erhöhung von Leistungen aus dem Versicherungsfall des Alters bei 
Inanspruchnahme einer Teilpension bzw. bei Wegfall der Pension 

§ 261 b. (1) Wird in den Fällen der §§ 253 Abs. 2 und 253 c, in denen eine 
Teilpension gewährt wurde, die neben dem Pensionsbezug ausgeübte 
Erwerbstätigkeit eingestellt, so gebührt dem (der) Versicherten ein erhöhter 
Steigerungsbetrag, der gemäß Abs. 3 und 4 zu berechnen ist. 
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ASVG - Geltende Fassung 

vom 61. bis zum 65. Lebensjahr ................................... 2 vH, 
vom 66. bis zum 70. Lebensjahr ................................... 3 vH, 
vom 71. Lebensjahr an ........................................... 5 vH 

der Alterspension gemäß § 253, die nach den am Stichtag der erhöhten 
Alterspension in Geltung gestandenen Rechtsvorschrifterr mit Beginn des 
Pensionsaufschubes gebührt hätte. 

(2) Für die Berechnung der Alterspension gemäß § 261 sind auch die nach der 
Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten heranzuziehen. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(2) In den Fällen der §§ 253 a, 253 bund 253 d, in ~enen die Pension wegen 
einer Erwerbstätigkeit weggefallen ist, gebührt dem (der) Versicherten ab dem 
Erreichen des Anfallsalters für die Alterspension gemäß § 253 Abs. 1 ein erhöhter 
Stei7erungsbetrag, der gemäß Abs. 5 und 6 zu berechnen ist. 

(3) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension, von der die 
Teilpension berechnet wurde, ist für je zwölf Kalendermonate der Inanspruch­
nahme der Teilpension 

bei einer Teilpension von 70 vH mit dem Faktor 1,009, 
bei einer Teilpension von 50 vH mit dem Faktor 1,015 

zu vervielfachen. Ein Rest von weniger als zwölf Monaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölf tel des um 1 
verminderten Faktors zu errechnen und die Summe dieser Beträge aus den 
restlichen Monaten um 1 erhöht wird. Der sich ergebende Faktor ist auf fünf 
Dezimalstellen zu runden. Der Hundertsatz darf 80 nicht übersteigen. 

(4) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 3 der zum 
auf den Zeitpunkt der Einstellung der Erwerbstätigkeit folgenden Monatsersten 
zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. 

(5) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension ist für je zwölf 
Kalendermonate des Wegfalls der Pension, in denen eine Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz, dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Sozialversicherungsgesetz der freiberuflich seibständig Erwerbstätigen oder dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz bestanden hat, mit dem Faktor 1,015 zu 
vervielfachen. Abs. 3 zweiter bis vierter Satz sind anzuwenden. 

(6) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 5 der zum 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, auf die 
Vollendung des 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten folgenden 
Monatsersten zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Kinderzuschüsse 

§ 262. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Invaliditätspension gebührt für jedes Kind (§ 252) ein Kinderzuschuß. Für die 
Dauer des Anspruches auf Kinderzuschuß für ein im § 252 Abs. 1 Z 5 
bezeichnetes Kind gebühit für dieses Kind, wenn es gleichzeitig als Kind im Sinne 
des § 252 Abs. 1 Z 1,2, 3 oder 4 oder Abs. 2 gilt, aus diesen Gründen kein weiterer 
Kinderzuschuß. Über das vollendete 18. Lebensjahr wird der Kinderzuschuß nur 
auf besonderen Antrag gewährt. 

(2) Der Kinderzuschuß gebührt im Ausmaß von 5 vH der Bemessungsgrund­
lage, wenn mehrere Bemessungsgrundlagen angewendet sind, der höchsten 
Bemessungsgrundlage. Der Kinderzuschuß beträgt mindestens 135 Sund 
höchstens 650 S monatlich. An die Stelle des Betrages von 135 S tritt ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des Anspruches 

§ 261 c. (1) Anspruch auf die erhöhte Alterspension hat der (die) Versicherte, 
der (die) die Alterspension gemäß § 253 Abs. 1 erst nach Erreichung des 
Anfallsalters in Anspruch nimmt, wenn er (sie) die Wartezeit (§ 236) nach den am 
Stichtag der erhöhten Alterspension in Geltung gestandenen Rechtsvorschriften 
erfüllt hat und vor diesem Zeitpunkt nicht bereits ein bescheidmäßig zuerkannter 
Anspruch auf Pension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme 
v'on Pensionen des Versicherungsfalles des Todes besteht bzw. bestanden hat. Die 
Erhöhung beträgt für je weitere zwölf Versicherungsmonate des Pensions auf­
schubes 

vom 61. bis zum 65. Lebensjahr. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 2 vH, 
vom 66. bis zum 70. Lebensjahr. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 3 vH, 
vom 71. Lebensjahr an. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5 vH 

der Alterspension gemäß § 253, die nach den am Stichtag der erhöhten 
Alterspension in Geltung gestandenen Rechtsvorschriften mit Beginn des 
Pensionsaufschubes gebührt hätte. 

(2) Für die Berechnung der Alterspension gemäß § 261 sind auch die nach der 
Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten heranzuziehen. 

Kinderzuschüsse 

§ 262. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Invaliditätspension gebührt für jedes Kind (§ 252) ein Kinderzuschuß. Für die 
Dauer des Anspruches auf Kinderzuschuß gebührt für ein und dasselbe Kind kein 
weiterer Kinderzuschuß. Über das vollendete 18. Lebensjahr wird der 
Kinderzuschuß nur auf besonderen Antrag gewährt. 

(2) Der Kinderzuschuß beträgt 300 S monatlich. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Witwen(Witwer)pension, Ausmaß 

§ 264. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt, wenn der (die) Versicherte im 
Zeitpunkt des Todes 

a) keinen Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, 60 vH der Pension, 
auf die er (sie) in diesem Zeitpunkt Anspruch gehabt hätte; 

b) Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, ohne nach deren Anfall 
weitere Beitragszeiten der Pflichtversicherung erworben zu haben, 60 vH 
dieser Pension; 

c) Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherurtg nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, 60 vH der Invaliditäts(Alters)pension; hiebei 
ist das Ausmaß der in der Invaliditäts(Alters)pension berücksichtigten 
Steigerungsbeträge (§ 261 Abs.2) um die auf diese Beitragszeiten 
entfallenden Steigerungsbeträge zu erhöhen, und zwar bis zum 
Höchstausmaß von 540 Versicherungsmonaten; ein in der Invaliditäts(Al­
ters)pension allenfalls berücksichtigter Zurechnungszuschlag (§ 261 Abs. 3) 
vermindert sich entsprechend. 

Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension haben Kinderzuschlag, 
Kinderzuschüsse und Hilflosenzuschuß außer Ansatz zu bleiben. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

Witwen(Witwer)pension, Ausmaß ab 1. Juli 1993 

§ 264. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt, wenn der (die) Versicherte im 
Zeitpunkt des Todes 

1. keinen Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, 60 vH der Pension, 
auf die er (sie) in diesem Zeitpunkt Anspruch gehabt hätte; 

2. Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, ohne nach deren Anfall 
weitere Beitragszeiten der Pflichtversicherung erworben zu haben, 60 vH 
dieser Pension; 

3. Anspruch auf Invaliditätspension und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, 60 vH der .Invaliditätspension; hiebei ist das 
Ausmaß der in der Invaliditätspension berücksichtigten Steigerungsbeträge 
(§ 261) um die auf die Beitragszeiten entfallenden Steigerungsbeträge zu 
erhöhen. Ein in der Invaliditätspension allenfalls enthaltener Zurechnungs­
zuschlag (§ 261 a Abs. 1 und 2) ist unter Berücksichtigung der weiteren 
Beitragszeiten entsprechend zu vermindern. Das Gesamtausmaß der 
Pension darf 80 vH der Bemessungsgrundlage nicht übersteigen; 

4. Anspruch auf Alterspension (§ 253), vorzeitige Alterspension bei Arbeitslo­
sigkeit (§ 253 a), vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

(2) Aufgehoben. 

(3) Aufgehoben. 

(4) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs.4 darf den gegen den 
Versicherten (die Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes bestehenden und mit 
dem im Zeitpunkt des Pensionsanfalles für das Jahr des Todes geltenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 c) aufgewerteten Anspruch auf Unterhalt (Unterhalts­
beitrag), vermindert um eine der (dem) Anspruchsberechtigten nach dem (der) 
Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 gebührende Witwen(Witwer)rente, sowie die 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(§ 253 b), Gleitpension (§ 253 c) oder vorzeitige Alterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit (§ 253 d) und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, 60 vH der unter Anwendung des § 261 b zu 
ermittelnden Pension. 

Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension haben Kinderzuschüsse außer 
Ansatz zu bleiben. Ein zur Invaliditätspension gebührender Zurechnungszuschlag 
ist ohne Anwendung des § 261 a Abs. 3 zu ermitteln. 

(2) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 4 lit. abis c darf den gegen 
den Versicherten (die Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes bestehenden und 
mit dem im Zeitpunkt des Pensionsanfalles für das Jahr des Todes geltenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4) aufgewerteten Anspruch auf Unterhalt 
(Unterhaltsbeitrag), vermindert um eine der (dem) Anspruchsberechtigten nach 
dem (der) Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 gebührende Witwen(Witwer)rente, 
sowie die der hinterlassenen Witwe (dem hinterlassenen Witwer) aus demselben 
Versicherungsfall gebührende Witwen(Witwer)pension nicht übersteigen. Eine 
vertraglich oder durch gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhung des 
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht, wenn seit dem Abschluß 
des Vertrages (Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(3) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 4 lit. d darf den vom 
Versicherten bzw. von der Versicherten in dem dort genannten Zeitraum, 
längstens jedoch während der letzten drei Jahre vor seinem (ihrem) Tod 
geleisteten durchschnittlichen monatlichen Unterhalt, vermindert um eine der 
(dem) Anspruchsberechtigten nach dem (der) Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 
gebührende Witwen(Witwer)rente, sowie die der hinterlassenen Witwe (dem 
hinterlassenen Witwer) aus demselben Versicherungsfall gebührende Wit­
wen(Witwer)pension nicht übersteigen. Eine Erhöhung des Unterhaltes bleibt 
außer Betracht, wenn seit dem Zeitpunkt der Erhöhung bis zum Tod nicht 
mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(4) Abs. 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
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ASVG - Geltende Fassung 

der hinterlassenen Witwe (dem hinterlassenen Witwer) aus demselben 
Versicherungsfall gebührende Witwen(Witwer)pension nicht übersteigen. Eine 
vertraglich oder durch gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhullg des 
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht, wenn seit dem Abschluß 
des Vertrages (Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(5) Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn 
a) das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 

Ehegesetzes enthält, . 
b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
c) die Frau (der Mann) im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles das 40. Le,bensjahr vollendet hat. 
Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, wenn 

aa) die Frau (der Mann) seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft 
des Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem Tod des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein Kind 
im Sinne des § 252 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 anfällt, sofern dieses Kind aus 
der geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an 
Kindes Statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen 
Fällen im Zeitpunkt des Todes des in Betracht kommenden Elternteiles 
ständig in Hausgemeinschaft (§ 252 Abs. 1 letzter Satz) mit dem 

ASVG - Vor ge s chI ag e n e Fa s s u n g 

1. das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 
Ehegesetzes enthält, 

2. die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
3. die Frau (der Mann) im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

Die unter Z 3 genannte Voraussetzung entfällt, wenn 
a) die Frau (der Mann) seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 
b) nach dem Tod des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein Kind im 

Sinne des § 252 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 anfällt, sofern dieses Kind aus der 
geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an Kindes 
Statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen Fällen im 
Zeitpunkt des Todes des in Betracht kommenden Elternteiles ständig in 
Hausgemeinschaft (§ 252 Abs. 1 letzter Satz) mit dem anderen Eheteillebt. 
Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft entfällt bei nachgebore­
nen Kindern. 
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ASVG - Gel t end e F ass un g 

anderen Eheteillebt. Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft 
entfällt bei nachgeborenen Kindern. 

Witwen(Witwer)pension, Ausmaß 

§ 264. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt, wenn der (die) Versicherte im 
Zeitpunkt des Todes 

a) keinen Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, 60 vH der Pension, 
auf die er ( sie) in diesem Zeitpunkt Anspruch gehabt hätte; 

b) Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, ohne nach deren Anfall 
weitere Beitragszeiten der Pflichtversicherung erworben zu haben, 60 vH 
dieser Pension; 

c) Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, 60 vH der Invaliditäts(Alters)pension; hiebei 
ist das Ausmaß der in der Invaliditäts(Alters)pension berücksichtigten 
Steigerungsbeträge (§ 261 Abs.2) um die auf diese Beitragszeiten 
entfallenden Steigerungsbeträge zu erhöhen, und zwar bis zum 
Höchstausmaß von 540 Versicherungsmonaten; ein in der Invaliditäts(AI­
ters)pension allenfalls berücksichtigter Zurechnungszuschlag (§ 261 Abs. 3) 
vermindert sich entsprechend. 

Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension haben Kinderzuschlag, 
Kinderzuschüsse und Hilflosenzuschuß außer Ansatz zu bleiben. 

ASVG - Vor g es chi a gen e Fa s s u n g 

Witwen(Witwer)pension, Ausmaß ab 1. Jänner 1995 

§ 264. (1) Das Ausmaß der Witwen(Witwer)pension ergibt sich aus einem 
Hundertsatz der Pension des (der) Versicherten. Als Pension gilt, wenn der (die) 
Versicherte im Zeitpunkt des Todes 

1. keinen Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, die Pension, auf die 
er (sie) in diesem Zeitpunkt Anspruch gehabt hätte; 

2. Anspruch auf Invaliditäts(Alters)pension hatte, ohne nach deren Anfall 
weitere Beitragszeiten der Pflichtversicherung erworben zu haben, diese 
Pension; 

3. Anspruch auf Invaliditätspension und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder. dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, diese Invaliditätspension; hiebei ist das Ausmaß 
der in der Invaliditätspension berücksichtigten Steigerungsbeträge (§ 261) 
um die auf die Beitragszeiten entfallenden Steigerungsbeträge zu erhöhen. 
Ein in der Invaliditätspension allenfalls enthaltener Zurechnungszuschlag 
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ASVG - Geltende Fassung 

(2) Aufgehoben. 

(3) Aufgehoben. 

(4) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs.4 darf den gegen den 
Versicherten (die Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes bestehenden und mit 
dem im Zeitpunkt des Pensionsanfalles für das Jahr des Todes geltenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 c) aufgewerteten Arispruch auf Unterhalt (Unterhalts­
beitrag), vermindert um eine der (dem) Anspruchsberechtigten nach dem (der) 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(§ 261 a Abs. 1 und 2) ist unter Berücksichtigung der weiteren 
Beitragszeiten entsprechend zu vermindern. Das Gesamtausmaß der 
Pension darf 80 vH·der Bemessungsgrundlage nicht übersteigen; 

4. Anspruch auf Alterspension (§253), vorzeitige Alterspension bei Arbeitslo­
sigkeit (§ 253 a), vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer 
(§ 253 b), Gleitpension (§ 253 c) oder vorzeitige Alterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit (§ 253 d) und nach deren Anfall weitere 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetz erworben hatte, die unter Anwendung des § 261 b zu 
ermittelnde Pension. 

Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension haben Kinderzuschüsse außer 
Ansatz zu bleiben. Ein zur Invaliditätspension gebührender Zurechnungszuschlag 
ist ohne Anwendung des § 261 a Abs. 3 zu ermitteln. 

(2) Zur Ermittlung des Hundertsatzes wird vorerst die Bemessungsgrundlage 
der Witwe (des Witwers) durch die Bemessungsgrundlage des (der) Verstorbenen 
geteilt, auf drei Dezimalstellen gerundet und mit der Zahl 24 vervielfacht. Der 
Hundertsatz ergibt sich sodann aus der Verminderung der Zahl 76 um die vorhin 
ermittelte Zahl. Er beträgt jedoch mindestens 40 und höchstens 60. 

(3) Als Bemessungsgrundlage der Witwe (des Witwers) im Sinne des Abs. 2 gilt 
die zum Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten zu ermittelnde 
Bemessungsgrundlage im Sinne der §§ 238, 241 bzw. 244 a. Bezieht die Witwe 
(der Witwer) im Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten eine Pension aus der 
,Pensionsversicherung, so gilt als Bemessungsgrundlage der Witwe (des Witwers) 
die für diese Pension maßgebliche Bemessungsgrundlage; § 108 h Abs.4 ist 
entsprechend anzuwenden. Kommen mehrere Bemessungsgruncllagen in 
Betracht, ist die höchste heranzuziehen. Läßt sich eine Bemessungsgrundlage 
nicht ermitteln, weil die Witwe (der Witwer) ab dem Jahre 1956 ausschließlich' 
Erwerbseinkünfte im Ausland erzielte bzw. sich ausschließlich in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis befand, so ist § 241 anzuwenden. 

(4) Als Bemessungsgrundlage der (des) Verstorbenen im Sinne des Abs. 2 gilt 
die zum Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten zu ermittelnde 
Bemessungsgrundlage im Sinne der §§ 238, 241 bzw. 244 a. Bezieht er (sie) im 
Zeitpunkt des Todes eine Pension aus der Pensionsversicherung, so gilt als 
Bemessungsgrundlage die für diese Pension maßgebliche Bemessungsgrundlage ; 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 gebührende Witwen(Witwer)rente, sowie die 
der hinterlassenen Witwe (dem hinterlassenen Witwer) aus demselben 
Versicherungsfall gebührende Witwen(Witwer)pension nicht übersteigen. Eine 
vertraglich oder durch gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhung des 
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht, wenn seit dem Abschluß 
des Vertrages (Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(5) Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn 
a) das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 

Ehegesetzes enthält, 
b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
c) die Frau (der Mann) im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, wenn 

aa) die Frau (der Mann) seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft 
des Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem Tod des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein Kind 
im Sinne des § 252 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 anfällt, sofern dieses Kind aus 
der geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an 
Kindes Statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen 
Fällen im Zeitpunkt des Todes des in Betracht kommenden Elternteiles 
ständig in Hausgemeinschaft (§ 252 Abs.·l letzter Satz) mit dem 
anderen Eheteillebt. Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft 
entfällt bei nachgeborenen Kindern. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

§ 108 h Abs.4 ist entsprechend anzuwenden. Kommen mehrere Bemessungs­
grundlagen in Betracht, ist die höchste heranzuziehen. 

(5) Dem Bezug einer Pension aus der Pensionsversicherung im Sinne des Abs. 3. 
ist gleichzuhalten 

1. der Bezug eines Ruhegenusses auf Grund des Pensionsgesetzes 1965 bzw. 
gleichartiger landesgesetzlicher Regelungen; 

2. der Bezug eines Ruhegenusses, Übergangsbeitrages oder Unterhaltsbeitra­
ges nach dem Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBI. Nr. 302/1984, dem 
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBI. 
Nr. 296/1985, dem Bezügegesetz, BGBI. Nr. 273/1972, der Salinenarbei­
ter-Pensionsordnung 1967, BGBI. Nr. 5/1968, dem Post- und Telegraphen­
Pensionsgesetz 1967, BGBI. Nr. 231, dem Bundesgesetz vom 1. Juli 1967 
über die Pensionsansprüche der Zivilbediensteten der ehemaligen k. u. k. 
Heeresverwaltung und ihrer Hinterbliebenen, BGBI. Nr.255, dem 
Verfassungsgerichtshofgesetz, BGBI. Nr. 85/1953, dem Dorotheumsgesetz, 
BGBI. Nr.66/1979, dem Bundestheaterpensionsgesetz, BGBI. 
Nr. 159/1958, § 163 Abs. 8 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBI. 
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ASVG - Geltende Fassung ASVG - Vor g e s chi ag e ne Fa s s u n g 

Nr.333, der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBI. Nr.313, 
Dienst(Pensions)ordnungen für ehemalige Dienstnehmer öffentlich-rechtli­
cher Körperschaften, Fonds, Stiftungen, Anstalten und Betriebe, die vom 
Bund, einem Bundesland, einem Gemeindeverband oder einer Gemeinde 
verwaltet werden, ferner ein Ruhebezug oder eine gleichartige Leistung 
nach den Pensionsvorschriften für die Österreichische Nationalbank, nach 
Dienst(Pensions)ordnungen für ehemalige Dienstnehmer von sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie von Einrichtungen, die der 
Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen; dabei gilt als Bemessungsgrund­
lage im Sinne des Abs. 3 die Berechnungsgrundlage gemäß § 15 Abs. 3 des 
Pensionsgesetzes 1965 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. N r .... 
bzw. vergleichbare Berechnungsgrundlagen nach anderen Regelungen für 
Bezüge gemäß Z 2; 

3. ein Bezug im Sinne des § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes. 

(6) Erreicht die Summe aus eigenem Einkommen des (der) Hinterbliebenen 
und der gemäß Abs. 2 berechneten Hinterbliebenenpension nicht den Betrag von 
16000 S, so ist, solange diese Voraussetzung zutrifft, der Hundertsatz der 
Wirwen(Witwer)pension soweit zu erhöhen, daß die Summe aus eigenem 
Einkommen und Hinterbliebenenpension den genannten Betrag erreicht. Der so 
ermittelte Hundertsatz darf 60 nicht überschreiten. In den Fällen, in denen eine 
mit dem Hundertsatz von 60 bemessene Witwen(Witwer)pension den Betrag von 
16 000 S überschreitet, tritt diese an die Stelle des Betrages von 16000 S. An die 
Stelle des Betrages von 16 000 S tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 
1. Jänner 1996, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen 
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. Als eigenes Einkommen gelten 
jedes Einkommen aus selbständiger oder unselbständiger, Erwerbstätigkeit, die 
Bezüge im Sinne des § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes, wiederkehrende 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung einschließlich der 
Arbeitslosenversicherung sowie Ruhe(Ver'sorgungs)genüsse. 

(7) Die Erhöhung der Witwen(Wirwer)pension nach Abs. 6 ist erstmalig auf 
Grund des Pensionsantrages festzustellen. Sie gebührt ab dem Tag, an dem die 
Voraussetzungen für die Erhöhung erfüllt sind. Werden die Voraussetzungen für 
eine (weitere) Erhöhung zu einem späteren Zeitpunkt erfüllt, gebührt diese auf 
besonderen Antrag. Die Erhöhung gebührt bis zum Ablauf des Monats, in dem 
die Voraussetzungen weggefallen sind. Das gleiche gilt für die Festsetzung eines 
geringeren Ausmaßes der Erhöhung. 
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ASVG - Geltende Fassung ASVG - Vor g e s chI ag e n e Fa s s u n g 

(8) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 4 lit. abis c darf den gegen 
den Versicherten (die Versicherte) zur Zeit seines (ihres) Todes bestehenden und 
mit dem im Zeitpunkt des Pensionsanfalles für das Jahr des Todes geltenden 
Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4) aufgewerteten Anspruch auf Unterhalt 
(Unterhaltsbeitrag), vermindert um eine der (dem) Anspruchsberechtigten nach 
dem (der) Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 gebührende Witwen(Witwer)rente 
sowie die der hinterlassenen Witwe (dem hinterlassenen Witwer) aus demselben 
Versicherungsfall gebührende Witwen(Witwer)pension nicht übersteigen. Eine 
vertraglich oder durch gerichtlichen Vergleich übernommene Erhöhung des 
Unterhaltes (Unterhaltsbeitrages) bleibt außer Betracht, wenn seit dem Abschluß 
des Vertrages (Vergleiches) bis zum Tod nicht mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(9) Die Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs.4 lit. d darf den vom 
Versicherten bzw. von der Versicherten in dem dort genannten Zeitraum, 
längstens jedoch während der letzten drei Jahre vor seinem (ihrem) Tod 
geleisteten durchschnittlichen monatlichen Unterhalt, vermindert um eine der 
(dem) Anspruchsberechtigten nach dem (der) Versicherten gemäß § 215 Abs. 3 
gebührende Witwen(Witwer)rente, sowie die der hinterlassenen Witwe (dem­
hinterlassenen Witwer) aus demselben Versicherungsfall gebührende Wit­
wen(Witwer)pension, nicht übersteigen. Eine Erhöhung des Unterhaltes bleibt 
außer Betracht wenn seit dem Zeitpunkt der Erhöhung bis zum Tod nicht 
mindestens ein Jahr vergangen ist. 

(10) Abs. 8 und 9 sind nicht anzuwenden, wenn 
1. das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 

Ehegesetzes enthält, 
2. die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
3. die Frau (der Mann) im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

Die unter Z 3 genannte Voraussetzung entfällt, wenn 
a) die Frau (der Mann) seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 
b) nach dem Tod des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein Kind im 

Sinne des § 252 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 anfällt, sofern dieses Kind aus der 
geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an Kindes 
Statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen Fällen im 
Zeitpunkt des Todes des in Betracht kommenden Elternteiles ständig in 
Hausgemeinschaft (§ 252 Abs. 1 letzter Satz) mit dem anderen Eheteillebt. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Waisenpension, Ausmaß 

§ 266. Die Waisenpension beträgt für jedes einfach verwaiste Kind 40 vH, für 
jedes doppelt verwaiste Kind 60 vH der Witwen(Witwer)pension nach § 264 
Abs. 1, auf die nach dem verstorbenen Elternteil Anspruch besteht oder bestünde; 
die Erhöhung des Hundertsatzes nach § 261 durch den Kinderzuschlag bleibt 
hiebei unberücksichtigt. Ein Zur Witwen(Wiiwer)pension gebührender Hilflosen­
zuschuß bleibt hiebe i außer Ansatz. 

Höchstausmaß der Hinterbliebenenpensionen 

§ 267. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 264 Abs.l und 266) zusammen 
dürfen nicht höher sein als die um 10 v H ihres Betrages erhöhte' 
Invaliditäts (Alters)pension, auf die der (die) Versicherte bei seinem (ihrem) 
Ableben Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht 
kommenden Kinderzuschüssen; allfällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer 
Ansatz zu bleiben. Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind alle Pensionen 
verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei sind Witwen(Witwer)pensionen gemäß § 258 
Abs. 4 und § 264 Abs. 5 nicht zu berücksichtigen; diese dürfen jedoch den Betrag 
der gekürzten Witwen(Witwer)pension nach § 258 Abs. 1 nicht übersteigen und 
sind innerhalb dieses Höchstausmaßes verhältnismäßig zu kürzen. 

Abfmdung 

§ 269. (1) unverändert. 

(2) Die Abfindung beträgt im Falle des Abs. 1 Z 1 das Sechs fache der 
Bemessungsgrundlage (§ 238), wenn aber weniger als sechs Versicherungsmonate 
vorliegen, die Summe der Monatsbeitragsgrundlagen (§ 242 Abs.' 2) in diesen 
Versicherungsmonaten. Im Falle des Abs. 1 Z 2 beträgt die Abfindung das 
Dreifache der Bemessungsgrundlage (§ 238). 

(3) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft entfällt bei nachgebore­
nen Kindern. 

Waisenpension, Ausmaß 

§ 266. Die Waisenpension beträgt für jedes einfach verwaiste Kind 40 vH, für 
jedes doppelt verwaiste Kind 60 vH einer nach dem verstorbenen Elternteil mit 
dem Hundertsatz 60 ermittelten Witwen(Witwer)pension nach § 264 Abs. 1. 

Höchstausmaß der Hinterbliebenenpensionen 

§ 267. Alle Hinterbliebenenpensionen (§§ 264 und 266) zusammen dürfen nicht 
höher sein als die um 10 vH ihres Betrages erhöhte Invaliditäts(Alters)pension, 
auf die der (die) Versicherte bei seinem (ihrem) Ableben Anspruch gehabt hat 
oder gehabt hätte, samt den jeweils in Betracht kommenden Kinderzuschüssen; 
allfällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer Ansatz zu bleiben. Innerhalb 
dieses Höchstausmaßes sind alle Pensionen verhältnismäßig zu kürzen. Hiebei 
sind Witwen(Witwer)pensionen gemäß § 258 Abs.4 und § 264 Abs. 4 nicht zu 
berücksichtigen; diese dürfen jedoch den Betrag der gekürzten Witwen(Wit­
wer)pension nach § 258 Abs. 1 nicht übersteigen und sind innerhalb dieses 
Höchstausmaßes verhältnismäßig zu kürz~n. 

Abfindung 

§ 269. (1) unverändert. 

(2) Die Abfindung beträgt im Falle des Abs. 1 Z 1 das Sechsfache der 
Bemessungsgrundlage (§ 238), wenn aber weniger als sechs Versicherungsmonate 
vorliegen, die Summe der Monatsbeitragsgrundlagen (§ 242 Abs. 1) in diesen 
Versicherungsmonaten. Im Falle des Abs. 1 Z 2 beträgt die Abfindung das 
Dreifache der Bemessungsgrundlage (§ 238). 

(3) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Leistungen mit Ausnahme der Berufsunfähigkeitspension 

§ 270. In der Pensiorisversicherung der Angestellten gelten für die Begründung 
der Ansprüche auf die Alterspension, die erhöhte Alterspension, die vorzeitige 
Alterspension bei Arbeitslosigkeit und die vorzeitige Alterspension bei .langer 
Versicherungsdauer, die Hinterbliebenenpensionen und die Abfindung sowie für 
die Bemessung dieser Leistungen, für die Gewährung von Zuschüssen zu diesen 
und für die Abfertigung der Witwen(Witwer)pension die in Abschnitt II für die 
bezüglichen Leistungen aus der Pensionsversicherung der Arbeiter getroffenen 
Bestimmungen entsprechend. 

Berufsunfähigkeitspension 

§ 271. (1) Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension hat der (die) Versicherte, 
wenn die Wartezeit erfüllt ist(§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder 
in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz noch in der 
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz noch in 
der Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz pflicht­
versichert ist, noch Anspruch auf einen der im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes . 
bezeichneten Bezüge hat 

1. bei dauernder Berufsunfähigkeit, 
2. bei vorübergehender Berufsunfähigkeit ab der 27. Woche ihres Bestandes; 

hiebei sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden 
Berufsunfähigkeit zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr 
als vier Monate auseinanderliegen. 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtversicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem (der) 
Versicherten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung 
zusteht, haben hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(2) unverändert. 

(3) § 254 Abs. 3 und 4 und § 256 sind entsprechend anzuwenden. 

Begriff der Berufsunfähigkeit 

§ 273. (1) und (2) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

Leistungen mit Ausnahme der Berufsunfähigkeitspension 

§ 270. In der Pensionsversicherung der Angestellten gelten für die Begründung 
der Ansprüche auf die Alterspension, die erhöhte Alterspension, die vorzeitige 
Alterspension bei Arbeitslosigkeit, die vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer, die Gleitpension, die vorzeitige Alterspension wegen 
geminderter Arbei~sfähigkeit, die Hinterbliebenenpensionen und die Abfindung 
sowie für die Bemessung dieser Leistungen, für die Gewährung von Zuschüssen 
zu diesen und für die Abfertigung der Witwen(Witwer)pension die in Abschnitt II 
für die bezüglichen Leistungen aus der Pensionsversicherung der Arbeiter 
getroffenen Bestimmungen entsprechend. 

Berufsunfähigkeitspension 

§ 271. (1) Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension hat der (die) Versicherte, 
wenn die Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) noch 
nicht die Voraussetzungen für eine Alterspension, eine vorzeitige Alterspension 
bei langer Versichetungsdauer oder eine vorzeitige Alterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit (dauernder Erwerbsunfähigkeit) nach diesem 
Bundesgesetz oder nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder nach 
dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz erfüllt hat, 

1. bei dauernder Berufsunfähigkeit, 
2. bei vorübergehender Berufsunfähigkeit ab der 27. Woche ihres Bestandes; 

hiebei sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden 
Berufsunfähigkeit zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr 
als vier Monate auseinanderliegen. 

(2) unverändert. 

(3) § 254 Abs. 3 bis 5 und § 256 sind entsprechend anzuwenden. 

Begriff der Berufsunfähigkeit 

§ 273. (1) und (2) unverändert. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(3) Der Versicherte gilt auch als berufsunfähig, wenn er 
a) das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
b) am Stichtag 180 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

, Versicherungsmonate erworben hat, 
c) in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate nach diesem Bundesgesetz 

während der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine gleiche 
oder gleichartige Tätigkeit ausgeübt hat und 

d) infolge seines körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr imstande 
ist, durch diese Tätigkeit (lit. c) wenigstens die Hälfte des Entgeltes zu 
erWerben, das ein körperlich und geistig gesunder Versicherter regelmäßig 
durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pflegt. 

Feststellung der Berufsunfähigkeit 

§ 273 a. Insoweit in einem Verfahren. auf Zuerkennung einer Berufsunfähig­
keitspension nicht entschieden worden ist, weil der (die) Versicherte am Stichtag 
(§ 223 Abs. i) entweder in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
oder in der Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsge­
setz oder in der Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsge­
setz pflichtversichert ist oder Anspruch auf einen der im § 23 Abs. 2 des 
Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge hat, ist er (sie) berechtigt, einen Antrag auf 
Feststellung der Berufsunfähigkeit zu stellen, über den der Versicherungsträger in 
einem gesonderten Verfahren (§ 354 Z 4) zu entscheiden hat. 

Berufsunfähigkeitspension, Ausmaß 

§ 274. Für die Bemessung der Berufsunfähigkeitspension und die Gewährung 
von Zuschüssen zu dieser gelten die §§ 261, 261 a und 262 entsprechend. 

Knappschaftsalterspension 

§ 276. (1) Anspruch auf Knappschaftsalterspension hat der Versicherte nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres, die Versicherte nach Vollendung des 
60. Lebensjahres, wenn die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, und 

1. wenn' der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs.2) weder in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
pflichtversichert ist; 

ASVG - Vor g e s chI a gen e F ass u n g 

(3) Aufgehoben. 

Feststellung der Berufsunfähigkeit 

§ 273 a. Aufgehoben. 

Berufsunfähigkeitspension, Ausmaß 

§ 274. Für die Bemessung der Berufsunfähigkeitspension und die Gewährung 
von Zuschüssen zu dieser gelten die §§ 261, 261 a und 262 entsprechend. 

Knappschaftsalterspension 

§ 276. (1) Anspruch auf Knappschaftsalterspension hat der Versicherte nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres, die Versicherte nach Vollendung des 
60. Lebensjahres, wenn die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

2. solange der (die) Versicherte innerhalb von sechs Kalendermonaten ab dem 
Stichtag (§ 223 Abs.2) weder eine die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
begründende selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt. 
Außer Betracht bleibt jedoch eine solche Erwerbstätigkeit, die 
a) nicht bei dem Dienstgeber ausgeübt wird - oder bei einem anderen 

Unternehmen, das sich im wirtschaftlichen Entscheidungsbereich dieses 
Dienstgebers befindet oder mit diesem in einer .konzernartigen 
Verbindung steht -, bei dem sie während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt worden ist, 

b) als betriebliche Tätigkeit bzw. selbständige Tätigkeit im Sinne der §§ 2 
und 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ausgeübt wird, 
sofern sie der (die) Versicherte nicht während der letzten sechs Monate' 
vor dem Stichtag (§ 223 Abs.2) überwiegend ausgeübt hat, 

c) nicht auf der Fortführung des unmittelbar vor dem Stichtag (§ 223 
Abs. 2) geführten land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (§ 2 Abs. 1 Z 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) beruht bzw. die nicht auf einer 
Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes beruht, die während der letzten sechs Monate vor dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) ausgeübt worde~ ist. 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtversicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem (der) 
Versicherten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung 
zusteht, haben hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(2) Besteht bis zur Vollendung des 65. bzw. 60. Lebensjahres Anspruch auf 
Knappschaftsvollpension bzw. auf vorzeitige Knappschaftsalterspension bei 
Arbeitslosigkeit- oder vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versiche­
rungsdauer, gebührt die Knappschaftsvollpension bzw. die in Betracht kommende 
vorzeitige Knappschaftsalterspension ab diesem Zeitpunkt als Knappschaftsal­
terspension, und zwar in dem bis zu diesem Zeitpunkt bestandenen Ausmaß, 
sofern seit dem Stichtag für die Knappschaftsvollpension bzw. für die vorzeitige 
Knappschaftsalterspension bei Arbeitslosigkeit oder für die vorzeitige Knapp­
schaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer keine Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung erworben wurden. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(2) Ab dem Tag, ab dem der (die) Versicherte eine selbständige oder 
unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt, gebührt die Knappschaftsalterspension 
als Teilpension im Ausmaß von 85 vH der nach § 284 ermittelten Pension, sofern 
nicht mehr als 360 Beitragsmonate vorliegen. Der Hundertsatz von 85 erhöht sich 
ab dem 361. Beitragsmonat für jeden Beitragsmonat um 0,25 bis zum 
Höchstausmaß von 100. Eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein 
Erwerbseinkommen bezogen wird, das den nach § 293 Abs. 1 lit. a bb jeweils in 
Betracht kommenden Richtsatz nicht übersteigt, bleibt hiebei unberücksichtigt. 
Als Erwerbseinkommen auf Grund einer Erwerbstätigkeit gelten auch die im § 23 
Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge. Endet die Erwerbstätigkeit, 
gebührt die Alterspension ab dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag 
in der sich nach § 284 b ergebende Höhe. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

(3) Anspruch auf Knappschaftsalterspension hat ferner der männliche 
Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn die Wartezeit (§ 236) 
für den Knappschaftssold erfüllt ist, und 

1. wenn der Versicherte am Stichtag (§ 223 . Abs. 2) weder in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem an'deren Bundesgesetz 
pflichtversichert ist; 

2, solange der Versicherte innerhalb von sechs Kalendermonaten ab dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder eine die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
begründende selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt. 
Außer Betracht bleibt jedoch eine solche Erwerbstätigkeit, die 
a) nicht bei dem Dienstgeber ausgeübt wird - oder bei einem anderen 

Unternehmen, das sich im wirtschaftlichen Entscheidungsbereich dieses 
Dienstgebers befindet oder mit diesem in einer konzernartigen 
Verbindung steht -, bei dem sie während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt worden ist, 

b) als betriebliche Tätigkeit bzw. selbständige Tätigkeit im Sinne der §§ 2 
und 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ausgeübt wird, 
sofern sie der Versicherte nicht während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs.2) überwiegend ausgeübt hat, 

c) nicht auf der Fortführung des unmittelbar vor dem Stichtag (§ 223 
Abs. 2) geführten land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (§ 2 Abs. 1 Z 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) beruht bzw. die nicht auf einer 
Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes beruht, die während der letzten sechs Monate vor dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) ausgeübt worden ist. 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtversicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem Versicher­
ten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein Anspruch auf 
Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung zusteht, haben 
hiebei außer Betracht zu bleiben. 

(4) Besteht bis zur Vollendung des 65. bzw. 60. Lebensjahres Anspruch auf 
Knappschaftsvollpension bzw. auf vorzeitige Knappschaftsalterspension bei 
Arbeitslosigkeit oder vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versiche­
rungsdauer und hat der Versicherte während des Bezuges einer dieser Leistungen 

ASVG - Vor ge s chi ag e n e Fa s s u n g 

(3) Anspruch auf Knappschaftsalterspension hat ferner der männliche 
Versicherte na~h Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn die Wartezeit (§ 236) 
für den Knappschaftssold erfüllt ist. 

(4) Ein Antrag auf Knappschaftsalterspension gemäß Abs. 1 ist nicht zulässig, 
wenn bereits Anspruch auf eine vorzeitige Knappschaftsalterspension bei 
Arbeitslosigkeit (§ 276 a), eine vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer (§ 276 b), eine Knappschaftsgleitpension (§ 276 c) oder eine 

-.0 
<..J 
N 

0-
." .., 
tJ:j 
~. 
~ 

C1Q 
." 
;:l 

....... 
U1 
-.0 

932 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
159 von 189

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



ASVG - Gel t end e F ass u n g 

mindestens einen Beitragsmonat der Pflichtversicherung erworben, gebührt die 
Knappschaftsvollpension bzw. die in Betracht kommende vorzeitige Knapp­
schaftsalterspension als Knappschaftsalterspension, und zwar mindestens in dem 
bis zu diesem Zeitpunkt bestandenen Ausmaß. 

(5) Ist in den Fällen der Abs. 2 und 4 ab dem Zeitpunkt, ab dem die vorzeitige 
Knappschaftsalterspension als Knappschaftsalterspension gebührt, die V orausset­
zung des § 276 b Abs. 1 lit. e noch nicht erfüllt, ist diese Voraussetzung für die 
verbleibende Frist auch für die Knappschaftsalterspension bis zum Ablauf von 
sechs Monaten, gerechnet ab dem Stichtag für die vorzeitige Knappschaftsalters­
pension bei langer Versicherungsdauer, zu erfüllen. 

Vorzeitige Knappschaftsalterspension bei Arbeitslosigkeit 

§ 276 a. (1) und (2) unverändert. 

Vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer 

§ 276 b. (1) Anspruch auf vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer hat der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, 
die Versicherte nach Vollendung des 55. Lebensjahres, 

a) wenn die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, 
b) wenn am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
c) wenn innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 

24 Beitragsmonate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 
nachgewiesen sind oder die letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem 
Stichtag Beitragsmonate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß 
§ 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Z 6 sind, 

d) wenn der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder selbständig 
noch unselbständig erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer 
ein Erwerbseinkorrimen bezogen wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils 
in Betracht kommende Monatseinkommen nicht übersteigt, bleibt hiebe i 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

vorzeitige Knappschaftsalterspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit 
(§ 276 d) besteht. 

Vorzeitige Knappschaftsalterspension bei Arbeitslosigkeit 

§ 276 a. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 284 ermittelte 
Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß § 284 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1. 

Vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer 

§ 276 b. (1) Anspruch auf vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer hat der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, 
die Versicherte nach Vollendung des 55. Lebensjahres, wenn 
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ASVG - Geltende Fassung 

unberücksichtigt; als Erwerbseinkommen auf Grund einer Erwerbstätigkeit 
gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge; 

e) solange der (die ) Versicherte innerhalb von sechs Kalendermonaten ab dem 
Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder eine die Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach diesem noch nach einem anderen Bundesgesetz 
begründende selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt. 
Außer Betracht bleibt jedoch eine solche Erwerbstätigkeit, die 
aa) nicht bei dem Dienstgeber ausgeübt wird - oder bei einem anderen 

Unternehmen, das sich im wirtschaftlichen Entscheidungsbereich 
dieses Dienstgebers befindet oder mit diesem in einer konzernartigen 
Verbindung steht -, bei dem sie während der letzten sechs Monate 
vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) überwiegend ausgeübt worden ist, 

bb) als betriebliche Tätigkeit bzw. selbständige Tätigkeit im Sinne der §§ 2 
und 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes ausgeübt wird, 
sofern sie der ( die) Versichene nicht während der letzten sechs 
Monate vor dem Stichtag (§ 223 Abs.2) überwiegend ausgeübt hat, 

cc) nicht auf der Fortführung des unmittelbar vor dem Stichtag (§ 223 
Abs. 2) geführten land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (§ 2 Abs. 1 Z 1 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) beruht bzw. die nicht auf 
einer Beschäftigung im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Bauern-Sozialver­
sicherungs gesetzes beruht, die während der letzten sechs Monate vor 
dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) ausgeübt worden ist. 

Fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate 'vor dem Stichtag gemäß 
lit. cErsatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Ersatzmonate gemäß § 227 
Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis zum 
Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

1. die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, 
2. am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
J. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nachgewiesen sind 
oder die letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem Stichtag Beitragsmo­
nate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 
bzw. Z 6 sind; fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate vor 
dem Stichtag Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Er~atzmonate 
gemäß § 227 Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis 
zum Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten, und 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Aufgehoben. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

4. der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder selbständig noch 
unselbständig erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein 
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils in 
Betracht kommende Monatseirikommen nicht übersteigt, qleibt hiebei 
unberücksichtigt. Als Erwerbseinkommen auf Grund einer Erwerbstätigkeit 
gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes bezeichneten Bezüge. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 284 ermittelte 
Pension zu diesem Zeitpunkt gemäß § 284 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1. 

Knappschaftsgleitpension 

§ 276 c. (1) Kann die vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 
Versicherungsdauer (§ 276 b) nicht in Anspruch genommen werden, weil am 
Stichtag eine unselbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, haben Anspruch auf 
Knappschaftsgleitpension der Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, 
die Versicherte nach Vollendung des 55. Lebensjahres, wenn 

1. die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, 
2. am Stichtag 420 für die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende 

Versicherungsmonate erworben sind, 
3. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nachgewiesen sind 
oder die letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem Stichtag Beitragsmo­
nate der Pflichtversicherung oder Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 
bzw. Z 6 sind; fallen in den Zeitraum der letzten 36 Kalendermonate vor 
dem Stichtag Ersatzmonate gemäß § 227 Abs. 1 Z 5 bzw. Ersatzmonate 
gemäß § 227 Abs. 1 Z 6, so verlängert sich der Zeitraum um diese Zeiten bis 
zum Höchstausmaß von 42 Kalendermonaten, und 

4. die Arbeitszeit im Sinn des Abs. 2 reduziert wird. 

(2) Die Knappschaftsgleitpension gebührt als Teilpension im Ausmaß von 
70 vH der nach § 284 ermittelten Pension, wenn das Ausmaß der wöchentlichen 
Arbeitszeit höchstens 20 Stunden bei einer nach gesetzlichen Bestimmungen oder 
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung geleisteten Normalarbeitszeit oder 
höchstens 50 vH der vor der Teilpension geleisteten (nach gesetzlichen 
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ASVG - Geltende Fassung ASVG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

Bestimmungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung) zulässigen, mehr 
als 40 Stunden 'betragenden wöchentlichen Arbeitszeit beträgt. Sie gebührt im 
Ausmaß von 50 vH der nach § 284 ermittelten Pension, wenn das Ausmaß der 
wöchentlichen Arbeitszeit höchstens 28 Stunden bei eiher nach gesetzlichen 
Bestimmungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung geleisteten 
Normalarbeitszeit oder höchstens 70 vH der vor der Teilpension geleisteten 
(nach gesetzlichen Bestimmungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestal­
tung) zulässigen, mehr als 40 Stunden betragenden wöchentlichen Arbeitszeit 
beträgt. 

(3) Stellt der Versicherte vor Vollendung des 65. Lebensjahres, die Versicherte 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres die Erwerbstätigkeit ein, ist die gemäß § 284 
ermittelte Pension gemäß § 284 b zu erhöhen und gebührt ab diesem Zeitpunkt 
als vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer. 

(4) Besteht bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen 
Versicherten bzw. 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten Anspruch auf 
Knappschaftsgleitpension, ist die gemäß § 284 ermittelte Pension zu diesem 
Zeitpunkt gemäß § 284 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem Zeitpunkt als 
Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1. 

Vorzeitige Knappschaftsalterspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit 

§ 276 d. (1) Anspruch auf vorzeitige Knappschaftsalterspension wegen 
geminderter Arbeitsfähigkeit hat der (die) Versicherte nach Vollendung des 
55. Lebensjahres, wenn er (sie) 

1. die Wartezeit erfüllt hat (§ 236), 
2. innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Beitragsmo­

nate der Pflichtversicherung oder innerhalb der letzten 180 Kalendermo­
nate vor dem Stichtag 36 Beitragsmonate der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nachweist, 

3. in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate nach diesem Bundesgesetz 
während der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine gleiche 
oder gleichartige Tätigkeit ausgeübt hat und 

4. infolge seines (ihres) körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr 
imstande ist, durch diese Tätigkeit (Z 3) wenigstens die Hälfte des Entgeltes 
zu erwerben, das ein körperlich und geistig gesunder Versicherter 
regelmäßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pfkgt. 
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ASVG - Geltende Fassung 

KnappschaftsvoUpension 

§ 279. (1) Anspruch auf Knappschaftsvollpension hat der (die) Versicherte, 
wenn die Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder 
in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz noch in der 
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz noch in 
der Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz pflicht­
versichert ist, noch Anspruch auf einen der im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes 
bezeichneten Bezüge hat 

1. bei dauernder Invalidität, 
2. bei vorübergehender Invalidität ab der' 27. Woche ihres Bestandes; hiebei 

sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden Invalidität 
zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr als vier Monate 
auseinanderliegen. . 

Eine Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im 
Sinne des Hausbesorgergesetzes und eine Pflichtversicherung auf Grund eines am 
Stichtag bereits beendeten Beschäftigungsverhältnisses, aus dem dem (der) 
Versicherten noch ein Anspruch auf Kündigungsentschädigung oder ein 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld anstelle von Kündigungsentschädigung 
zusteht, haben hiebe i außer Betracht zu bleiben. 

(2) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag weg, an dem der (die) 
Versicherte eine unselbständige oder selbständige Erwerbstätigkeit ausübt; eine 
Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein Erwerbseinkommen bezogen wird, das das 
nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monatseinkommen nicht 
übersteigt, bleibt hiebe i unberücksichtigt. Als Erwerbseinkommen auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes 
bezeichneten Bezüge. Ist die Pension aus diesem Grund weggefallen Und endet 
die Erwerbstätigkeit, so lebt die Pension auf die dem Träger der 
Pensionsversicherung erstattete Anzeige über das Ende der Erwerbstätigkeit im 
früher gewährten Ausmaß mit dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag 
wieder auf. 

(3) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, des 
60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten, ist die gemäß § 284 ermittelte 
Pension ?,U diesem Zeitpunkt gemäß § 284 b zu erhöhen; sie gebührt ab diesem 
Zeitpunkt als Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1. 

KnappschaftsvoUpension 

§ 279. (1) Anspruch auf Knappschaftsvollpension hat der (die) Versicherte, 
wenn die Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) noch 
nicht die Voraussetzung für eine Knappschaftsalterspension, eine vorzeitige 
Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer oder eine vorzeitige 
Knappschaftsalterspension wegen geminderter Arbeitsfähigkeit nach diesem 
Bundesgesetz erfüllt hat, 

1. bei dauernder Invalidität, 
2. bei vorübergehender Invalidität ab der 27. Woche ihres Bestandes; hiebei 

sind Zeiträume einer auf der gleichen Ursache beruhenden Invalidität 
zusammenzurechnen, wenn diese Zeiträume nicht mehr als vier Monate 
a useinanderliegen. 

(2) unverändert. 
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ASVG - Gel te n d e Fa s s u n g 

(3) § 254 Abs. 3 und 4 und § 256 sind entsprechend anzuwenden. 

Begriff der Invalidität 

§ 280. Als invalid gilt der Versicherte, der die im § 255 angeführten 
Voraussetzungen erfüllt. § 255 a gilt sinngemäß. 

Knappschaftssold, Ausmaß 

§ 283. Der Knappschaftssold beträgt monatlich 460 S. An die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 i 
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

Knappschafts ( alters )vollpension, Ausmaß 

§ 284. (1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters mit Ausnahme 
des Knappschaftssoldes und die Knappschaftsvollpension bestehen aus dem 
Steigerungsbetrag und dem Kinderzuschlag, bei Vorliegen einer Höherversiche­
rung auch aus dem besonderen Steigerungsbetrag nach § 248 Abs. 1 und ferner 
bei Vorliegen wesentlich bergmännischer Tätigkeit aus dem Leistungszuschlag 
nach Abs. 5. Der Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz der Bemessungsgrund­
lage. 

(2) Der Hundertsatz nach Abs. 1 beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 

bis zum 360. Monat. . .. ... .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . .. 2,1, 
vom 361. Monat an. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,6. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölfte! des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Liegt der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor der Vollendu~g des 50. Lebensjahres, 
erhöht sich der sich nach Abs. 2 ergebende Hundertsatz für je zwölf Monate ab 
dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 50. Lebensjahres um 2,1 
mit der Maßgabe, daß der so ermittelte Hundertsatz für den Steigerungsbetrag 56 
nicht übersteigt (Zurechnungszuschlag). Abs. 2 zweiter Satz gilt entsprechend. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

(3) § 254 Abs. 3 bis 5 und § 256 sind anzuwenden. 

Begriff der Invalidität 

§ 280. Als invalid gilt der Versicherte, der die im § 255 angeführten 
Voraussetzungen erfüllt. 

Knappschaftssold, Ausmaß 

§ 283. Der Knappschaftssold beträgt monatlich 460 S. An die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 
Abs.9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervie!fachte Betrag. 

Knappschafts ( alters )vollpension, Ausmaß 

§ 284. (1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters mit Ausnahme 
des Knappschaftssoldes und die Knappschaftsvollpension bestehen aus dem 
Steigerungsbetrag, bei Vorliegen einer Höherversicherung auch aus dem 
besonderen Steigerungsbetrag gemäß § 248 Abs. 1 und ferner bei Vorliegen 
wesentlich bergmännischer Tätigkeit aus dem Leistungszuschlag gemäß Abs. 6. 
Zur Knappschaftsvollpension gebührt ein Zurechnungszuschlag nach Maßgabe 
des § 284 a. Der Steigerungsbetrag ist ein Hundertsatz der Bemessungsgrundlage. 

(2) Der Hundertsatz gemäß Abs. 1 beträgt für je zwölf Versicherungsmonate 

bis zum 360. Monat. . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . .. 2,1, 
vom 361. Monat an . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,6. 

Ein Rest von weniger als zwölf Versicherungsmonaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölfte! des nach der 
zeitlichen Lagerung in Betracht kommenden Hundertsatzes heranzuziehen ist; 
der sich ergebende Hundertsatz ist auf drei Dezimalstellen zu runden. 

(3) Bei Inanspruchnahme einer Leistung nach dem 60. Lebensjahr bei Männern 
bzw. nach dem 55. Lebensjahr bei Frauen ist, sofern zu diesem Zeitpunkt nicht 
bereits ein bescheid mäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus einer 
gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen aus dem 
Versicherungsfall des Todes bestanden hat, -der Hundertsatz gemäß Abs. 2 mit 
dem Faktor, der sich aus der Teilung der Zahl 87 durch die um acht Sechzigste! 
der Zahl der Monate, die bei Männern zwischen der Vollendung des 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

(4) Bei· der Bemessung des Steigerungs betrages sind höchstens 540 Versiche­
rungsmonate heranzuziehen. 

(5) Als monatlicher Leistungszuschlag gebühren für je zwölf Monate 
wesentlich bergmännischer Tätigkeit oder ihr gleichgestellter Tätigkeit (§ 236 
Abs. 3) 3 vT der Bemessungsgrundlage. Volle Monate, während derer Anspruch 
auf Knappschaftspension, Knappschaftsvollpension oder eine Leistung aus einem 
Versicherungsfall des Alters mit Ausnahme des Knappschaftssoldes bestand, sind 
hiebei nicht zu zählen. 

(6) Fällt eine Pension' innerhalb von fünf Jahren nach Wegfall einer anderen 
nach diesem Bundesgesetz festgestellten Pension der Pensionsversicherung an, so 
tritt für die Bemessung des. bis zum Bemessungszeitpunkt der weggefallenen 
Leistung erworbenen Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages anstelle des 
sich nach Abs. 1 bis 5 ergebenden Hundertsatzes des Steigerungsbetrages der für 
die weggefallene Leistung maßgebende Hundertsatz des Steigerungsbetrages 
bzw. Leistungszuschlages. Ein Grundbetrag oder Grundbetragszuschlag, der in 
der weggefallenen Leistung enthalten war, ist beim Hundertsatz des 
Steigerungsbetrages zu berücksichtigen. Der für den ab dem Bemessungszeit­
punkt der weggefallenen Leistung maßgebliche Hundertsatz des Steigerungsbe­
trages bzw. Leistungszuschlages ergibt sich aus der Verminderung des zum 
Stichtag der neu . anfallenden Leistung festgestellten Hundertsatzes des 
Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages um den Hundertsatz des 
Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages der weggefallenen Leistung. Der 
Hundertsatz des gesamten Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages darf 
den Hundertsatz des Steigerungsbetrages bzw. Leistungszuschlages der 
weggefallenen Leistung nicht unterschreiten. 

Kinderzuschlag 

§ 284 a. (1) Der sich nach § 284 ergebende Hundertsatz erhöht sich bei einer 
weiblichen Versicherten für jedes lebendgeborene Kind, sofern die Versicherte im 
Zeitpunkt der Geburt ihren Wohnsitz im Inland hat, unbeschadet Abs. 2 und 3, im 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

60. Lebensjahres, bei Frauen zwischen der Vollendung des 55. Lebensjahres und 
dem Stichtag liegen, verminderte Zahl 87 ergibt, zu vervielfachen. Von den 
Monaten, die zwischen der Vollendung des 60. Lebensjahres bei Männern bzw. 
des 55. Lebensjahres bei Frauen und dem Stichtag liegen, sind höchstens 
60 Monate zu berücksichtigten. Der Faktor ist auf sechs Dezimalstellen zu 
runden. 

(4) Der Hundertsatz gemäß Abs. 2 bzw. 3 darf 87 nicht übersteigen. 

(5) Als monatlicher Leistungszuschlag gebühren für je zwölf Monate 
wesentlich bergmännischer Tätigkeit oder ihr gleichgestellter Tätigkeit (§ 236 . 
Abs. 3) 3 vT der Bemessungsgrundlage. Volle Monate, während derer Anspruch 
auf Knappschaftspension, Knappschaftsvollpension oder eine Leistung aus einem 
Versicherungsfall des Alters mit Ausnahme des Knappschaftssoldes bestand, sind 
hiebei nicht zu zählen. 

Zurechnungszuschlag zur Knappschaftsvollpension 

§ 284 a. (1) Zur Knappschaftsvollpension gebührt zum Steigerungsbetrag 
gemäß § 284 Abs. 1 ein Zurechnungszuschlag, wenn der Stichtag (§ 223 Abs. 2) 
vor der Vollendung des 56. Lebensjahres liegt. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Ausmaß von 3 vH der Bemessungsgrundlage, wenn mehrere Bemessungsgrundla­
gen angewendet werden, der höchsten Bemessungsgrundlage (Kinderzuschlag). 

(2) Die Summe der Hundertsätze nach Abs. 1 und nach § 284 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 284 Abs. 3 darf einen Grenzhundertsatz nicht übersteigen; . 
dieser beträgt bei Vorliegen von weniger als 61 Versicherungs monaten 27. Er 
erhöht sich für jeden weiteren Versicherungsmonat ab dem 61. Monat um 0,1, 
darf jedoch 49 nicht übersteigen. 

(3) Liegt der Stichtag (§ 223 Abs. 2) vor der Vollendung des so. Lebensjahres, 
so sind für die Feststellung des Grenzhundertsatzes nach Abs. 2 den 
Versicherungs monaten auch Kalendermonate zuzurechnen, die zwischen dem 
Stichtag und dem Monatsersten nach der Vollendung des so. Lebensjahres liegen, 
soweit der Grenzhundertsatz 49 nicht übersteigt. 

(4) Wird ein Kind an Kindes Statt angenommen und wird die Wahlkindschaft 
vor Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes begründet, so gebührt der 
Kinderzuschlag der Adoptivmutter anstelle der im Abs. 1 bezeichneten 
Versicherten. 

Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

§ 284 b. (1) Anspruch auf die erhöhte Knappschaftsalterspension hat der 
Versicherte, der die Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1 erst nach 
Erreichung des Anfallsalters in Anspruch nimmt, wenn er die Wartezeit (§ 236) 
nach den am Stichtag der erhöhten Knappschaftsalterspension in Geltung 
gestandenen Rechtsvorschriften erfüllt hat und keine Knappschaftsalterspension 
gemäß § 276 Abs. 2 bzw. Abs.4 bezieht. Die Erhöhung beträgt für je weitere 
zwölf Versicherungsmonate des Pensionsaufschubes 

vom 61. bis zum 65. Lebensjahr ................................... 2 vH, 
vom 66. bis zum 70. Lebensjahr ................................... 3 vH, 
vom 71. Lebensjahr an ........................................... 5 vH 

der Knappschaftsalterspension gemäß § 276, die nach den am Stichtag der 
erhöhten Knappschaftsalterspension in Geltung ·gestandenen Rechtsvorschriften 
mit Beginn des Pensionsaufschubes gebührt hätte. 

ASVG - Vor g e s chi ag e n e Fa s s u n g 

(2) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt für je zwölf 
Kalendermonate ab dem Stichtag bis zum Monatsersten nach Vollendung des 
56. Lebensjahres mit 2,1 vH der Bemessungsgrundlage (§§ 238,241 bzw. 244 a) 
mit der Maßgabe, daß der so ermittelte Hundertsatz zusammen mit dem 
Hundertsatz gemäß § 284 Abs. 2 66 nicht übersteigt. § 284 Abs. 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. . 

(3) Der Zurechnungszuschlag gemäß Abs. 1 gebührt höchstens mit dem Betrag, 
um den die Summe aus einem Erwerbseinkommen und dem Steigerungsbetrag 
gemäß § 284 Abs. 1 die Bemessungsgrundlage (§§ 238, 241 bzw. 244 a) 
unterschreitet. 

(4) Die Höhe des Zurechnungszuschlags ist unter Berücksichtigung eines 
allfälligen Erwerbseinkommens am Stichtag festzustellen. Der Zurechnungszu­
schlag ist ab Beginn des Monates nach der Änderung des Erwerbseinkommens 
neu festzusetzen. 

Erhöhung von Leistungen aus dem Versicherungsfall des Alters bei 
Inanspruchnahme einer Teilpension bzw. bei Wegfall der Pension 

§ 284 b. (1) Wird in den Fällen der §§ 276 Abs. 2 und 276 c, in denen eine 
Teilpension gewährt wurde, die neben dem Pensionsbezug ausgeübte 
Erwerbstätigkeit eingestellt, so gebührt dem (der) Versicherten ein erhöhter 
Steigerungsbetrag, der gemäß Abs. 3 und 4 zu berechnen ist. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(2) Für die Berechnung der Knappschaftsalterspension gemäß § 284 sind auch 
die nach der Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten 
heranzuziehen. 

ASVG - Vor ge sc h lag e n e Fa s s u n g 

(2) In den Fällen der §§ 276 a, 276 bund 276 d, in denen die Pension wegen 
einer Erwerbstätigkeit weggefallen ist, gebührt dem (der) Versicherten ab dem 
Erreichen des Anfallsalters für die Alterspension gemäß § 276 Abs. 1 ein erhöhter 
Steigerungsbetrag, der gemäß Abs. 5 und 6 zu berechnen ist. 

(3) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension, von der die 
Teilpension berechnet wurde, ist für je zwölf Kalendermonate der Inanspruch­
nahme der Teilpension 

bei einer Teilpension von 70 vH mit dem Faktor. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,009, 
bei einer Teilpension von 50 vH mit dem Faktor. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1,015 

zu vervielfachen. Ein Rest von weniger als zwölf Monaten wird in der Weise 
berücksichtigt, daß für jeden restlichen Monat ein Zwölf tel des um 1 
verminderten Faktors zu errechnen und die Summe dieser Beträge aus den 
restlichen Monaten um 1 erhöht wird. Der sich ergebende Faktor ist auf fünf 
Dezimalstellen zu runden. Der Hundertsatz darf 87 nicht übersteigen. 

(4) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 3 der zum 
auf den Zeitpunkt der Einstellung der Erwerbstätigkeit folgenden Monatsersten 
zu ermittelnden Bemessungsgrundlage. 

(5) Der Hundertsatz des Steigerungsbetrages der Pension ist für je· zwölf 
Kalendermonate des Wegfalls der Pension, in denen eine Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz, dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, dem 
Sozialversicherungsgesetz der freiberuflich selbständig Erwerbstätigen oder dem 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz bestanden hat, mit dem Faktor 1,015 zu 
vervielfachen. Abs. 3 zweiter bis vierter Satz sind anzuwenden. 

(6) Der erhöhte Steigerungsbetrag ist der Hundertsatz gemäß Abs. 5 der zum 
auf die Vollendung des 65. Lebensjahres bei männlichen Versicherten, auf die 
Vollendung des 60. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten folgenden 
Monatsersten zu .ermittelnden Bemessungsgrundlage. 

Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

§ 284 c. (1) Anspruch auf die erhöhte Knappschaftsalterspension hat der (die) 
Versicherte, der ( die) die Knappschaftsalterspension gemäß § 276 Abs. 1 erst nach 
Erreichung des Anfallsalters in Anspruch nimmt, wenn er (sie) die Wartezeit 
(§ 236) nach den am Stichtag der erhöhten Knappschaftsalterspension in Geltung 
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ASVG - Geltende Fassung 

Knappschaftspension, Ausmaß 

§ 285. (1) Die Knappschaftspension besteht aus den im § 284 Abs. 1 
angeführten Bestandteilen, jedoch ohne Kinderzuschlag. 

(2) bis (5) unverändert. 

Bergmannstreuegeld, Ausmaß 

§ 288. (1) Das Bergmannstreuegeld beträgt für jedes volle Jahr einer 
Gewinnungshauertätigkeit oder ihr gleichgestellten Tätigkeit (§ 281 Abs.3), 
während dessen Knappschaftssold bezogen wurde oder hätte bezogen werden 
können, 6900 S, insgesamt jedoch höchstens 69.000 S. An die Stelle dieser 
Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 108 i 
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. 

(2) unverändert. 

Hinterbliebenenpensionen, Ausmaß 

§ 289. Für das Ausmaß der Hinterbliebenenpensionen und für die Abfertigung 
der Witwen(Witwer)pension gelten die §§ 264 bis 267 entsprechend mit der 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

gestandenen Rechtsvorschriften erfüllt hat und vor diesem Zeitpunkt nicht bereits 
ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf Pension aus einer gesetzlichen 
Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen des Versicherungsfalles des 
Todes besteht bzw. bestanden hat. Die Erhöhung beträgt für je weitere zwölf 
Versicherungsmonate des Pensionsaufsch~bes 

vom 61. bis zum 65. Lebensjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 2 v H, 
vom 66. bis zum 70. Lebensjahr ................................... 3 vH, 
vom 71. Lebensjahr an .......................................... 5 vH 

der Knappschaftsalterspension . gemäß § 276, die nach den am Stichtag der 
erhöhten Knappschaftsalterspension in Geltung gestandenen Rechtsvorschriften 
mit Beginn des Pensionsaufschubes gebührt hätte. 

(2) Für die Berechnung der Knappschaftsalterspension gemäß § 284 sind auch 
die nach der Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten 
heranzuziehen. 

Knappschaftspension, Ausmaß 

§ 285. (1) Die Knappschaftspension besteht aus den im § 284 Abs. 1 
angeführten Bestandteilen. 

(2) bis (5) unverändert. 

Bergmannstreuegeld, Ausmaß 

§ 288. (1) Das Bergmannstreuegeld beträgt für jedes volle Jahr einer 
Gewinnungshauertätigkeit oder ihr gleichgestellten Tätigkeit (§ 281 Abs.3), 
während dessen Knappschaftssold bezogen wurde oder hätte bezogen werden 
können, 6 900 S, insgesamt jedoch höchstens 69 000 S. An die Stelle dieser 
Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 108 
Abs.9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten Beträge. 

(2) unverändert. 

Hinterbliebenenpensionen, Ausmaß 

§ 289. Für das Ausmaß der Hinterbliebenenpensionen und für die Abfertigung 
der Witwen(Witwer)pension gelten die §§ 264 bis 267 mit der Maßgabe, daß im 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

Maßgabe, daß an die Stelle der Invaliditätspension die Knappschaftsvollpension, 
an die Stelle der Alterspension die Knappschaftsalterspension tritt. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 292. (i) und (2) unverändert. 

(3) Nettoeinkommen im Sinne derAbs. 1 und 2 ist, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oderGeldeswert 
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten 
Abzüge. Für die Bewertung der Sachbezüge gilt, soweit nicht Abs. 8 anzuwenden 
ist, die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer mit der Maßgabe, daß als Wert der 
vollen freien Station der Betrag von 2 040 S heranzuziehen ist; an die Stelle dieses 
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres erstmals ab 1. Jänner 1987, der unter 
Bedachtnahme auf § 108 i mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte 
Betrag. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 
a) bis f) unverändert. 
g) einmalige Unterstützungen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen, 

Gewerkschafts- und Betriebsratsunterstützungen und Gnadenpensionen 
privater Dienstgeber; 

. h) von Lehrlingsentschädigungen ein Betrag von 1 140 S monatlich; an die 
Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 
Bedachtnahme auf § 108 i mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a 
Abs. 1) vervielfachte Betrag; 

i) bis m) unverändert. 

(S) bis (13) unverändert. 

Richtsätze 

§ 293. (1) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

§ 264 Abs. 1 Z 3 das Gesamtausmaß der Pension 87 vH der Bemessungsgrundlage 
nicht übersteigen darf und an die Stelle der Invaliditätspension die 
Knappschaftsvollpension, an die Stelle der Alterspension die Knappschaftsalters­
pension und an die Stelle der Gleitpension die Knappschaftsgleitpension tritt. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 292. (1) und (2) unverändert. 

(3) Nettoeinkommen im Sinne der Abs. 1 und 2 ist, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, die Summe sämtlicher Einkünfte in Geld oder Geldeswert 
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten 
Abzüge. Für die Bewertung der Sachbezüge gilt, soweit nicht Abs. 8 anzuwenden 
ist, die Bewertung für Zwecke der Lohnsteuer mit der Maßgabe, daß als Wert der 
vollen freien Station bei einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb mit einem 
Einheitswert im Sinne des Abs. 8 von 60 000 S der Betrag von 2 SS2 S ve~ielfacht 
- unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 - mit dem Anpassungsfaktor für das 
Jahr 1993 heranzuziehen ist; dieser Betrag vermindert sich für Einheitswerte 
unter 60 000 S im Verhältnis des maßgeblichen Einheitswertes zu dem genannten 
Einheitswert, gerundet auf volle Schilling; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmalig ab 1. Jänner 1994, der unter Bedachtnahme 
auf § 108 Abs. 9 mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 
a) bis f) unverändert. 
g) einmalige Unterstützungen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen, 

Gewerkschafts- und Betriebsratsunterstützungen und Gnadenpensionen; 

h) von Lehrlingsentschädigungen ein Betrag von 1 140 S monatlich; an die 
Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 
Bedachtnahme auf § 108 Abs.9 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
(§ 108 a Abs. 1) vervielfachte Betrag; 

i) bis m) unverändert. 

(S) bis (13) unverändert. 

Richtsätze 

§ 293. (1) unver~ndert. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der Richtsatzerhöhung nach Abs. 1 treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1993, die unter 
Bedachtnahme auf § 108 i mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachten 
Beträge. 

(3) bis (5) unverändert. 

Unt~rhaltsanspruche und Nettoeinkommen 

§ 294. (1) und (2) unverändert. 

(3) Wenn und solange das Nettoeinkommen des Unterhaltspflichtigen in den 
Fällen des Abs. 1 lit. a und b nicht nachgewiesen wird, ist anzunehmen, daß die 
Höhe der monatlichen Unterhaltsverpflichtung 25 vH des Dreißigfachen der 
Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) beträgt. Eine 
Zurechnung zum Nettoeinkommen erfolgt nur in der Höhe eines Vierzehntels 
der jährlich tatsächlich zufließenden Unterhalts leistung, wenn die nach Abs. 1 
und 2 berechnete Unterhaltsforderung der Höhe nach trotz durchgeführter 
Zwangsmaßnahmen einschließlich gerichtlicher Exekutionsführung uneinbring­
lich oder die Verfolgung eines Unterhalts anspruches in dieser Höhe offenbar 
au'ssichtslos ist. 

( 4) unverändert. . 

Übergangsgeld 

§ 306. (1) unverändert. 

(2) Das Übergangsgeld gebührt monatlich im' Ausmaß von 60 vH der 
Berechnungsgrundlage, gerechnet auf volle Schilling. Die Berechnungsgrundlage 
ist die durchschnittliche Monatsbeitragsgrundlage (§ 242 Abs. 2) des Beitragsjah­
res, das vor dem Kalendertag liegt, in dem die Maßnahmen der Rehabilitation 
beginnen unter Berücksichtigung der nach § 242 Abs. 4 zuzuschlagenden 
Sonderzahlungen. Das Übergangsgeld ist für die Angehörigen des Versicherten 
(§ 123) zu erhöhen, und zwar für den Ehegatten um 10 vH und für jeden 

ASVG - Vor ge s chi a gen e Fa s s u n g 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der Richtsatzerhöhung nach Abs. 1 treten 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, .erstmals ab 1. Jänner 1993, die unter 
Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfach­
ten Beträge. 

(3) bis (5) unverändert. 

Unterhaltsanspruche und Nettoeinkommen 

§ 294. (1) und (2) unverändert. 

(3) Wenn und solange das Nettoeinkommen des Unterhaltspflichtigen in den 
Fällen des Abs. 1 lit. a und b nicht nachgewiesen wird, ist anzunehmen, daß die 
Höhe der monatlichen Unterhaltsverpflichtung 25 vH des Dreißigfachen der 
Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) beträgt. Eine 
Zurechnung zum Nettoeinkommen erfolgt nur in der Höhe eines Vierzehntels 
der jährlich tatsächlich zufließenden Unterhaltsleistung, wenn die nach Abs. 1 
und 2 berechnete Unterhaltsforderung der Höhe nach trotz durchgeführter 
Zwangsmaßnahmen einschließlich. gerichtlicher Exekutionsführung uneinbring­
lieh oder die Verfolgung eines Unterhaltsanspruches in dieser Höhe offenbar 
aussichtslos oder offenbar unzumutbar ist. 

( 4) unverändert: 

(5) Eine Anrechnung nach Abs. 1 erfolgt nicht, wenn die Ehe aus dem 
Verschulden des anderen Ehegatten geschieden wurde, eine Unterhaltsleistung 
aus dieser Scheidung auf Grund eines Unterhaltsverzichtes nicht erbracht wird 
und .dieser Verzicht spätestens zehn Jahre vor dem Stichtag abgegeben wurde. 

Übergangsgeld 

§ 306. (1) unverändert. 

(2) Das Übergangsgeld gebührt monatlich im Ausmaß von 60 vH der 
Berechnungsgrundlage, gerechnet auf volle Schilling. Die Berechnungsgrundlage 
ist die durchschnittliche Monatsbeitragsgrundlage (§ 242 Abs. 1) des Beitragsjah­
res, das vor dem Kalendertag liegt, in dem die Maßnahmen der Rehabilitation 
beginnen unter Berücksichtigung der nach § 242 Abs.3 zuzuschlagenden 
Sonderzahlungen. Das Übergangsgeld ist für die Angehörigen des Versicherten 
(§ 123) zu erhöhen, und zwar für den Ehegatten um 10 vH und' für jeden 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

sonstigen Angehörigen um 5 vH der Berechnungsgrundlage. Das Gesamtausmaß 
des erhöhten Übergangsgeldes darf die Berechnungsgrundlage nicht übersteigen. 
Das Übergangsgeld ist unter Bedachtnahme auf § 108 i mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

(3) bis (6) unverändert. 

Geldleistungen während der Gewährung von Maßnahmen der 
Gesundheitsvorsorge durch den Pensionsversicherungsträger 

§ 307 e. (1) Für die Dauer der Unterbringung eines Versicherten in einer der im 
§ 307 d Abs. 2 genannten Einrichtungen hat der Pensionsversicherungsträger dem 
Versicherten Familiengeld für seine Angehörigen (§ 123) bzw. Taggeld zu 
gewähren. Das Familiengeld kann unmittelbar den Angehörigen ausbezahlt 
werden. 

(2) Die Höhe des Familiengeldes bzw. desTaggeldes ist gemäß § 195 Abs. 2 bis 
5 entsprechend zu ermitteln. Bei in der Pensionsversicherung Weiterversicherten 
sowie bei Personen, die aus der Weiterversicherung gemäß § 17 ausgeschieden 
sind bzw. bei gemäß den §§ 16 a, 18, 18 a Selbstversicherten ist hiebei das 
Dreißigfache der Beitragsgrundlage (§ 76 a Abs. 1 bzw. Abs. 5) als Bemessungs­
grundlage heranzuziehen, jedoch höchstens im Ausmaß des Dreißigfachen des 
Tageswertes der Lohnstufe (§ 46 Abs. 4), in welche die um ein Sechstel ihres 
Betrages erhöhte Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) fällt. 

(3) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 308. (1) und (2) unverändert. 

(3) Ist nach Abs. 1 ein Überweisungsbetrag zu leisten, so hat der zuständige 
Versicherungsträger dem Versicherten 

a) bis e) unverändert. 
zu erstatten. Diese Beiträge sind dem Versicherten auf seinen Antrag auch dann 
zu erstatten, wenn ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 deswegen nicht zu leisten 
ist, weil der Dienstgeber keinen Versicherungsmonat anrechnet. § 108 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

sonstigen Angehörigen um 5 vH der Berechnungsgrundlage. Das Gesamtausmaß 
des erhöhten Übergangsgeldes darf die Berechnungsgrundlage nicht übersteigen. 
Das Übergangsgeld ist unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit Wirksamkeit ab 
1. Jänner eines jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

(3) bis (6) unverändert. 

Geldleistungen während der Gewährung von Maßnahmen der 
Gesundheitsvorsorge durch den Pensionsversicherungsträger 

§ 307 e. (1) Für die Dauer der Unterbringung eines Versicherten in einer der im 
§ 307 d Abs. 2 genannten Einrichtungen hat der Pensionsversicherungsträger dem 
Versicherten Familiengeld für seine Angehörigen (§ 123) bzw. Taggeld zu 
gewähren, wenn ein Krankengeldanspruch gemäß § 139 Abs. 1 bis 4 weggefallen 
ist. Das Familiengeld kann unmittelbar den Angehörigen ausbezahlt werden. 

(2) Die Höhe des Familiengeldes bzw. des Taggeldes ist gemäß § 195 Abs. 2 bis 
6 entsprechend zu ermitteln. Bei in der Pensionsversicherung Weiterversicherten 
sowie bei Personen, die aus der Weiterversicherung gemäß § 17 ausgeschieden 
sind, bzw. bei gemäß den §§ 16 a und 18 a Selbstversicherten ist hiebei das 
Dreißigfache der Beitragsgrundlage (§ 76 a Abs. 1 bzw. Abs. 5) als Bemessungs­
grundlage heranzuziehen, jedoch höchstens im Ausmaß des Dreißigfachen des 
Tageswertes der Lohnstufe (§ 46 Abs. 4), in welche die um ein Sechstel ihres 
Betrages erhöhte Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) fällt. 

(3) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 308. (1) und (2) unverändert. 

(3) Ist nach Abs. 1 ein Überweisungsbetrag zu leisten, so hat der zuständige 
Versicherungsträger dem Versicherten 

a) bis e) unverändert. 
zu erstatten. Diese Beiträge sind dem Versicherten auf seinen Antrag auch dann 
zu erstatten, wenn ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 deswegen nicht zu leisten 
ist, weil der Dienstgeber keinen Versicherungsmonat anrechnet. § 107 a ist 
sinngemäß anzuwenden. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe 

§ 324. (1) und (2) unverändert. 

(3) Wird ein Renten(Pensions)berechtigter auf Kosten eines Trägers der 
Sozialhilfe in einem Alters(Siechen)heim oder Fürsorgeerziehungsheim, einer 
Heil- und Pflegeanstalt für Nerven- und Geisteskranke, einer Trinkerheilstätte 
oder einer ähnlichen Einrichtung bzw. außerhalb einer dieser Einrichtungen im 
Rahmen eines Familienverbandes oder auf einer von einem Träger der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege oder von einer kirchlichen oder anderen 
karitativen Vereinigung geführten Pflegestelle verpflegt, so geht' für die Zeit 
dieser Pflege der Anspruch auf Rente bzw. Pension (einschließlich allfälliger 
Zulagen und Zuschläge) bis zur Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch bis 
zu 80 vH, wenn der Renten(Pensions)berechtigte auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung für den Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 50 vH 
dieses Anspruches auf den Träger der Sozialhilfe über; das gleiche gilt in Fällen, 
in denen ein Renten(Pensions)berechtigter auf Kosten eines Landes im Rahmen 
der Behindertenhilfe in einer der genannten Einrichtungen oder auf einer der 
genannten Pflegestellen untergebracht wird, mit der Maßgabe, daß der vom 
Anspruchsübergang erfaßte Teil der Rente (Pension) auf das jeweilige Land 
übergeht. Der vom Anspruchsübergang erfaßte Betrag vermindert sich für jeden 
weiteren unterhaltsberechtigten Angehörigen um je 10 vH dieses Anspruches. 
Wenn und soweit die Verpflegskosten durch den vom Anspruchsübergang 
erlaßten Betrag noch nicht gedeckt sind, geht auch ein allfälliger Anspruch auf 
Hilfiosenzuschuß höchstens bis zu 80 vH auf den Träger der Sozialhilfe über. 
Der vom Anspruchsübergang erlaßte Betrag vermindert sich in dem Maß, als der 
dem unterhaltsberechtigten Angehörigen verbleibende Teil der Pension (Rente) 
zuzüglich seines sonstigen Nettoeinkommens (§ 292 Abs. 3) den jeweils geltenden 
Richtsatz gemäß § 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb nicht erreicht. Die dem 
Renten(Pensions)berechtigten für seine Angehörigen zu belassenden Beträge 
können vom Versicherungsträger unmittelbar an die Angehörigen ausgezahlt 
werden. 

(4) unverändert. 

Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen 

§ 347. (1) bis (5) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe 

§ 324. (1) und (2) unverändert. 

(3) Wird ein Renten(Pensions)berechtigter auf Kosten eines Trägers der 
Sozialhilfe oder auf Kosten eines Trägers der Jugendwohlfahrt in einem 
Alters(Siechen)heim oder Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil- und Pflegeanstalt 
für Nerven- und Geisteskranke, einer Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen 
Einrichtung bzw. außerhalb einer dieser Einrichtungen im Rahmen eines 
Familienverbandes oder auf einer von einem Träger der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege oder von einer kirchlichen oder anderen karitativen 
Vereinigung geführten Pflegestelle verpflegt, so geht für die Zeit dieser Pflege der 
Anspruch auf Rente bzw. Pension (einschließlich allfälliger Zulagen und 
Zuschläge) bis zur Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch bis zu 80 vH, 
wenn der Renten(Pensions)berechtigte auf Grund einer gesetzlichen Verpflich­
tung für den Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 50 vH dieses 
Anspruches auf den Träger der Sozialhilfe über; das gleiche gilt in Fällen, in 
denen ein Renten(Pensions)berechtigter auf Kosten eines Landes im Rahmen der 
Behindertenhilfe in einer der genannten' Einrichtungen oder auf einer der 
genannten Pflegestellen untergebracht wird, mit der Maßgabe, daß der vom 
Anspruchsübergang erfaßte Teil der Rente (Pension) auf das jeweilige Land 
übergeht. Der vom Anspruchsübergang erfaßte Betrag vermindert sich für jeden 
weiteren unterhaltsberechtigten Angehörigen um je 10 vH dieses Anspruches. 
Wenn und soweit die Verpflegskosten durch den vom Anspruchsübergang 
erfaßten Betrag noch nicht gedeckt sind, geht auch ein allfälliger Anspruch auf 
Hilfiosenzuschuß höchstens bis zu 80 vH auf den Träger der Sozialhilfe über. 
Der vom Anspruchsübergang erfaßte Betrag vermindert sich in dem Maß, als der 
dem unterhaltsberechtigten Angehörigen verbleibende Teil der Pension (Rente) 
zuzüglich seines sonstigen Nettoeinkommens (§ 292 Abs. 3) den jeweils geltenden 
Richtsatz gemäß § 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb nicht erreicht. Die dem 
Renten(Pensions)berechtigten für seine Angehörigen zu belassenden Beträge 
können vom Versicherungsträger unmittelbar an die Angehörigen ausgezahlt 
werden. 

(4) unverändert. 

Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen 

§ 347. (1) bis (5) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

(6) Die Verhandlungen der Landesberufungskommissionen (§ 345) und der 
Landesschiedskommissionen (§ 345 a) sind am Sitz der Landesgerichte der 
jeweiligen Länder und die Verhandlungen der Bundesschiedskommission (§ 346) 
am Sitz des Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Im übrigen bleibt § 40 Abs. 1 
AVG 1950 unberührt. Die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344, 345 und 345 a 
vorgesehenen Kommissionen sind kalenderjährlich abwechselnd von den 
Ärztekammern und den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen, in denen 
die betreffende Kommission eingerichtet oder im Einzelfall einzurichten ist. Die 
Kanzleigeschäfte der Bundesschiedskommission (§ 346) sind kalenderjährlich 
abwechselnd von der Österreichischen Ärztekammer und vom Hauptverband zu 
führen. ' 

Leistungssachen 

§ 354. Leistungssachen sind die Angelegenheiten, in denen es sich handelt um 
1. bis 3. unverändert. 
4. Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung außerhalb 

des Leistungsfeststellungsverfahrens auf Antrag des Versicherten (§ 247) 
und die Feststellurtg der Invalidität (§§ 255 a, 280) und der Berufsunfähig­
keit (§ 273 a) außerhalb des Leistungsfeststellungsverfahrens. 

Einleitung des Verfahrens 

§ 361. (1) unverändert. 

(2) Zur Stellung eines Antrages nach Abs. 1 ist der Anspruchswerber selbst oder 
sein gesetzlicher Vertreter berechtigt. Minderjährige, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, können auch selbst den Antrag stellen. Der Anspruch auf die 
Leistungen der Krankenversicherung für Angehörige (§ 123) kann in den Fällen 
des § 89 Abs. 4 oder wenn der Versicherte die AntragsteIlung ohne triftigen 
Grund verweigert, auch vom Angehörigen selbst oder von dessen gesetzlichem 
Vertreter unmittelbar geltend gemacht werden. Der Kostenersatz nach § 131 
Abs. 1 und 3 sowie nach § 150 kann, wenn der Anspruchsberechtigte vor der 
AntragsteIlung verstorben ist, auch von den nach § 108 bezugsberechtigten 
Personen beantragt werden, Hinsichtlich eines Leistungsanspruches, aus dem ein 
auf Grund der Bestimmungen des Abschnittes II des Fünften Teiles vom Träger 
der Sozialhilfe geltend gemachter Ersatzanspruch zu befriedigen ist, ist auch der 
Träger der Sozialhilfe antragsberechtigt. 

(3) und (4) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(6) Die Verhandlungen der' Landesberufungskommission (§ 345) und der 
Landesschiedskommission (§ 345 a) sind am Sitz des Landesgerichtes der 
jeweiligen Landeshauptstadt, im Land Vorarlberg am Sitz des Landesgerichtes 
Feldkireh, und die Verhandlungen der Bundesschiedskommission (§ 346) am Sitz 
des Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Die Kanzleigeschäfte der in den 
§§ 344, 345 und 345 a vorgesehenen Kommissionen sind kalenderjährlich 
abwechselnd von den Ärztekammern und den Gebietskrankenkassen jener 
Länder zu führen, in denen die betreffende Kommission eingerichtet oder im 
Einzelfall einzurichten ist, Die Kanzleigeschäfte der Bundesschiedskommission 
(§ 346) sind kalenderjährlich abwechselnd von der Österreichischen Ärztekam­
mer und vom Hauptverband zu führen. 

Leist,;,ngssachen 

§ 354. Leistungssachen sind die Angelegenheiten, in denen es sich handelt um 
I, bis 3. unverändert. 
4. Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung außerhalb 

des Leistungsfeststellungsverfahrens auf Antrag des Versicherten (§ 247). 

Einleitung des Verfahrens 

§ 361. (1) unverändert. 

(2) Zur Stellung eines Antrages nach Abs. 1 ist der Anspruchswerber selbst oder 
sein gesetzlicher Vertreter berechtigt. Minderjährige, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, können auch, selbst den Antrag stellen. Der Anspruch auf die 
Leistungen der Krankenversicherung für Angehörige (§ 123) kann in den Fällen 
des § 89 Abs. 4 oder wenn der Versicherte die AntragsteIlung ohne triftigen 
Grund verweigert, auch vom Angehörigen 'selbst oder von dessen gesetzlichem 
Vertreter unmittelbar geltend gemacht werden. Der Kostenersatz nach § 131 
Abs, 1 und 3 sowie nach § 150 kann, wenn der Anspruchsberechtigte vor der 
AntragsteIlung verstorben ist, auch von den nach § 107 a bezugsberechtigten 
Personen beantragt werden. Hinsichtlich eines Leistungsanspruches, aus dem ein 
auf Grund der Bestimmungen des Abschnittes II des Fünften Teiles vom Träger 
der Sozialhilfe geltend gemachter Ersatzanspruch zu befriedigen ist, ist auch der 
Träger der Sozialhilfe antragsberechtigt. 

(3) und (4) unverändert. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 421. (1) unverändert. 

(2) Bei Versicherungsträgern, deren Sprengel sich nicht über mehr als ein Land 
erstreckt, hat, wenn mehrere entsendeberechtigte Stellen in der Gruppe der 
Dienstgeber oder der Dienstnehmer in Betracht kommen, der zuständige 
Landeshauptmann die· auf die einzelnen Stellen entfallende Zahl von 
Versicherungsvertretern unter Bedachtnahme auf die durchschnittliche Zahl der 
Versicherten in den den einzelnen Stellen zugehörigen Gruppen von 
Dienstnehmern oder Dienstgebern festzusetzen. Die Berechnung der auf die 
einzelnen Stellen entfallenden Zahl von Versicherungsvertretern hat nach dem 
System d'Hondt zu erfolgen. Die Wahl zahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen. 

. Haben nach dieser Berechnung mehrere Stellen den gleichen Anspruch auf einen 
Versicherungsvertreter, so entscheidet das Los. Die Auf teilung gilt jeweils für die 
betreffende Amtsdauer. 

(3) bis (8) unverändert. 

Vorsitz im Hauptverband; Angelobung 

§ 434. (1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung sowie im Vorstand des 
Hauptverbandes hat der Präsident nebst zwei Stellvertretern zu führen. Der 
Präsident und seine Stellvertreter sind vom Bundesminister für Arbeit und· 
Soziales für die Amtsdauer der genannten Verwaltungskörper nach Anhörung 
des Österreichischen Arbeiterkammertages, der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­
reichs zu ernennen. Sie sind zur Ausübung ihrer Funktionen berechtigt, sobald sie 
die Annahme ihrer Ernennung gegenüber dem Bundesminister für Arbeit und 
Soziales ausdrücklich erklärt haben. Der Präsident muß weder als Dienstgeber 
noch als Versicherter einem der dem Hauptverband angeschlossenen 
Versicherungsträger angehören. Sein erster Stellvertreter ist der Gruppe der 
Dienstnehmer, sein zweiter der Gruppe der Dienstgeber zu entnehmen. Soweit 
sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt, gelten die für die Obmänner 
vorgesehenen Bestimmungen auch für den Präsidenten und die Vizepräsidenten 
des Hauptverbandes. 

(2) und (3) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 421. (1) unverändert. 

(2) Bei Versicherungsträgern, deren Sprengel sich nicht über mehr als ein Land 
erstreckt, hat, wenn mehrere entsendeberechtigte Stellen in der Gruppe der 
Dienstgeber oder der Dienstnehmer in Betracht kommen, der zuständige 
Landeshauptmann die auf die einzelnen Stellen entfallende Zahl von 
Versicherungsvertretern unter Bedachtnahme auf die Zahl der Versicherten in 
den den einzelnen Stellen zugehörigen Gruppen von Dienstnehmern oder 
Dienstgebern festzusetzen. Die Zahl der Versicherten ist auf Grund einer im 
Monat Juli des der Neubestellung der Verwaltungskörper zweitvorangegangenen 
Kalenderjahres durchzuführenden Stichtagserhebung zu ermitteln. Die Berech­
nung der auf die einzelnen Stellen entfallenden Zahl von Versicherungsvertretern 
hat nach dem System d'Hondt zu erfolgen. Die Wahlzahl ist in Dezimalzahlen zu 
errechnen. Haben nach dieser Berechnung mehrere Stellen den gleichen 
Anspruch auf einen Versicherungsvertreter, so entscheidet das Los. Die 
Auf teilung gilt jeweils für die betreffende Amtsdauer. 

(3) bis (8) unverändert. 

Vorsitz im Hauptverband; Angelobung 

§ 434. (1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung sowie im Vorstand des 
Hauptverbandes hat der Präsident nebst zwei Stellvertretern zu führen. Der 
Präsident und seine Stellvertreter sind vom Bundesminister für Arbeit und 
Soziales für die Amtsdauer der genannten Verwaltungskörper nach Anhörung 
der Bundesarbeitskammer, der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und 
der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs zu ernen­
nen. Sie sind zur Ausübung ihrer Funktionen berechtigt, sobald sie die Annahme 
ihrer Ernennung gegenüber dem Bundesminister für Arbeit und Soziales 
ausdrücklich erklärt haben. Der Präsident muß weder als Dienstgeber noch als 
Versicherter einem der dem Hauptverband angeschlossenen Versicherungsträger 
angehören. Sein erster Stellvertreter ist der Gruppe der Dienstnehmer, sein 
zweiter der Gruppe der Dienstgeber zu entnehmen. Soweit sich aus diesem 
Bundesgesetz nichts anderes ergibt, gelten die für die Obmänner vorgesehenen 
Bestimmungen auch für den Präsidenten und die Vizepräsidenten des 
Hauptverbandes. 

(2) und (3) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Ausgleichsfonds für die Krankenanstaltenfmanzierung 

§ 447 f. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Die Überweisung gemäß Abs. 2 2 2 istfolgendermaßen zu berechnen: 
1. bis 3. unverändert. 
4. Auf Grund der Lohnstufeneinreihungen (2 2) ist für jedes Kalenderjahr 

getrennt nach den Bereichen gemäß 2 1· eine durchschnittliche Beitrags­
grundlage zu berechnen, wobei als Höchstbeitragsgrundlage der Tageswert 
der Lohnstufe anzunehmen ist, in die der Betrag von fünf Sechstel des nach 
§ 108 b Abs. 2 ermittelten Me.ßbetrages fällt. Für die Krankenversicherungs­
träger der Selbständigen sind als Höchstbeitragsgrundlage sieben Sechstel 
des Tageswertes der Lohnstufe, in die der Betrag von fünf Sechstel des nach 
§ 108 b Abs.2 ermittelten Meßbetrages fällt, gerundet auf Groschen, 
anzunehmen. Die durchschnittliche Beitragsgrundlage ist auf Groschen zu 
runden. 

5. bis 8. unverändert. 

(6) bis (10) unverändert. 

Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger 

§ 447 g. (1) Beim Hauptverband ist ein Ausgleichsfonds der Träger der 
Pensionsversicherung zu errichten. Das·Vermögen dieses Fonds ist getrennt vom 
sonstigen Vermögen des Hauptverbandes zu verwalten. Für jedes Jahr ist ein 
Rechnungsabschluß zu erstellen, der jedenfalls aus einer Erfolgsrechnung und 
einer Schlußbilanz zum Ende des Jahres bestehen muß. Weiters ist zum Abschluß 
eines jeden Jahres ein Geschäftsbericht zu verfassen und mit dem 
Rechnungsabschluß dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorzulegen. 

(2) Die Mittel des Ausgleichsfonds werden aufgebracht durch: 
a) die Erträge an 2usatzbeiträgen (§ 51 a) j 
b) Überweisungen nach Abs. 3; 
c) sonstige Einnahmen. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

Ausgleichsfonds für die Krankenanstaltenfinanzierung 

§ 447 f. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Die Überweisung gemäß Abs. 2 22 ist folgendermaßen zu berechnen: 
1. bis 3. unverändert. 
4. Auf Grund der Lohnstufeneinreihungen (2 2) ist für jedes Kalenderjahr 

getrennt nach den Bereichen gemäß 2 1 eine durchschnittliche Beitrags­
grundlage zu berechnen, wobei als Hochstbeitragsgrundlage der Tageswert 
der Lohnstufe anzunehmen ist, in die der Betrag von fünf Sechstel des nach 
§ 108 b Abs. 2ermittelten Meßbetrages'fällt. Für die Krankenversicherungs­
träger der Selbständigen sind als Höchstbeitragsgrundlage sieben Sechstel 
des Tageswertes der Lohnstufe, in die der Betrag von fünf Sechstel des nach 
§ 108 b ermittelten Meßbetrages fällt, gerundet auf Groschen, anzunehmen. 
Die durchschnittliche Beitragsgrundlage ist auf Groschen zu runden. 

5. bis 8. unverändert. 

(6) bis (10) unverändert. 

Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger 

§ 447 g. (1) Beim Hauptverband ist ein Ausgleichsfonds der Träger der 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz, dem Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetz, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz und dem Freiberuflichen 
Sozialversicherungsgesetz zu errichten. Das Vermögen dieses Fonds ist getrennt 
vom sonstigen Vermögen des Hauptverbandes zu verwalten. Für jedes 
Geschäftsjahr ist ein Rechnungsabschluß zu erstellen, der jedenfalls aus einer 
Erfolgsrechnung und einer Schlußbilanz zum Ende des Jahres bestehen muß. 
Weiters ist zum Abschluß eines jeden Jahres ein Geschäftsbericht zu verfassen und 
mit dem Rechnungsabschluß dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
vorzulegen. Darüber hinaus ist bis zum 30. April des folgenden Jahres der 
Gesamtbetrag der Überweisungen nach Abs. 5 dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales bekanntzugeben. 

(2) Die Mittel des Ausgleichsfonds werden aufgebracht durch: 
a) die Erträge an 2usatzbeiträgen (§ 51 a) j 
b) die Überweisungen gemäß Abs. 3 und 4; 
c) sonstige Einnahmen. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(3) Zur Abgeltung bzw. teilweisen Abgeltung der Aufwendungen, die den 
Pensionsversicherungsträgern aus der Anrechnung der Ersatzzeiten 

a) des Bezuges einer Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung wegen 
Arbeitslosigkeit bzw. des Ruhens des Anspruches auf Arbeitslosengeld 
gemäß § 16 Abs. 1 lit.l des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
erwachsen, ist an den Ausgleichsfonds nach Abs. 1 aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung ein Betrag in der Höhe von 7,6 vH der 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge (§ 61 AlVG) 

b) gemäß § 227 Abs. 1 Z 4 erwachsen, ist an den Ausgleichsfonds nach Abs.1 
aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ein Betrag in der 
Höhe von 22,7 vH des Aufwandes für das Karenzurlaubsgeld (§ 6 Abs. 1 
lit. d A1VG) und die Teilzeitbeihilfe 

zu überweisen. 

(4) Zur Abgeltung der Aufwendungen, die den Pensionsversicherungsträgern 
aus der Anrechnung der Ersatzzeiten gemäß § 227 Abs. 1 Z 11, § 228 Abs. 1 Z 1 
lit. b sowie § 228 Abs. 1 Z 7 und 8 erwachsen, ist an den Ausgleichsfonds nach 
Abs. 1 aus Mitteln der Kriegsopferversorgung sowie aus Mitteln der 
Opferfürsorge jeweils ein jähriicher Pauschbetrag zu überweisen. Ausmaß und 
Fälligkeit dieser Pauschbeträge werden durch ein besonderes Bundesgesetz 
bestimmt. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

(3) Zur Abgeltung bzw. teilweisen Abgeltung der Aufwendungen, die den 
Pensionsversicherungsträgern aus der Anrechnung von Ersatzzeiten erwachsen, 
sind an den Ausgleichsfonds gemäß Abs. 1 zu überweisen: 

1. für Zeiten des Bezuges einer Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung ~ 
wegen Arbeitslosigkeit bzw. des Ruhens des Anspruches auf Arbeitslosen- 0-

geld gemäß § 16 Abs. 1lit. I des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 und Pl 
für Zeiten des Bezuges von Sonderunterstützung bzw. des .Ruhens des ~ 
Anspruches auf Sonderunterstützung gemäß § 2 des Sonderunterstützungs- if 
gesetzes, BGBI. Nr. 64211973, aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ein g 
Betrag in der Höhe von 22,8 vH der Aufwendungen für Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe und Sonderunterstützung nach dem Sonderunterstützungs­
gesetz, ausgenommen der Aufwand für die Krankenversicherung der 
Bezieher dieser Geldleistungen ; 

2. für Zeiten gemäß § 227 Abs. 1 Z 4 ein Betrag in der Höhe von 22,7 vH des 
Aufwandes für Karenzurhiubsgeld (§ 6 Abs. 1 lit. d A1VG) und Teilzeitbei­
hilfe aus Mitteln des Ausgleichsf~nds für Familienbeihilfen; 

3. für Zeiten des Wehrdienstes als Zeitsoldat der Abgeltungsbetrag gemäß § 22 
Abs. 5 des Heeresgebührengesetzes 1992, BGBI. Nr. 422. 

(4) Zur Abgeltung der Aufwendungen, die den Pensionsversicherungsträgern 
aus der Anrechnung der Ersatzzeiten gemäß § 227 Abs. 1 Z 11, § 228 Abs. 1 Z 1 
lit. b sowie § 228 Abs. 1 Z 7 und 8 erwachsen, ist an den Ausgleichsfonds nach 
Abs. 1 . aus Mitteln der Kriegsopferversorgung sowie aus Mitteln der 
Opferfürsorge jeweils ein jährlicher Pauschbetrag zu überweisen. Ausmaß und 
Fälligkeit dieser Pauschbeträge werden durch ein besonderes Bundesgesetz 
bestimmt. -'.J 
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ASVG - Geltende Fassung 

(5) Der Hauptverband hat für jedes Geschäftsjahr von den Erträgen an 
Zusatzbeiträgen (Abs. 2 lit. a) zunächst insgesamt 5 vH an die Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und an die Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern, beide Anstalten als Träger der Pensionsversicherung, zu überweisen. 
Die verbleibenden Erträge nach Abs. 2 sind den Trä~ern der Pensionsversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz zu überweisen. Die Uberweisung an die Träger 
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz bzw. an die Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und die Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern hat nach Aufteilungsschlüsseln zu erfolgen, die nach Abs.·8 festzusetzen 
sind. 

(6) Der Hauptverband hat nach dem 20. eines jeden Kalendermonates die 
Überweisungen nach Abs. 5 nach den Aufteilungsschlüsseln des in Betracht 
kommenden Geschäftsjahres zu bevorschussen; hiebei sind alle bei ihm jeweils 
eingelangten Beträge an die Träger der Pensionsversicherung nach Abs. 1 so 
rechtzeitig zu überweisen daß die Vorschüsse für die Pensionszahlung des 
folgenden Kalendermonates zur Verfügung stehen. Um eine ungünstige 
Kassenlage eines Trägers der Pensionsversicherung ganz oder teilweise zu 
beheben, kann der Hauptverband zusätzliche Vorschußzahlungen vornehmen. 

(7) Bei der Ermittlung des Bundesbeitrages nach § 80 dieses Bundesgesetzes, 
nach § 34 Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. nach § 31 
Abs. 4 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes gelten die Überweisungen nach 
Abs. 5 als Erträge. 

(8) Die Aufteilungsschlüssel nach Abs. 5 sind jährlich - getrennt für die Träger 
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz bzw. nach dem 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und dem Bauern-Sozialversicherungs­
gesetz - durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
festzusetzen. Bei der Festsetzung der Auf teilungs schlüssel ist auf das Verhältnis 
zwischen den Aufwendungen und den Erträgen (ohne Überweisungen nach 
Abs. 5) des zweitvorangegangenen GeschäftSjahres bei den einzelnen Pensions-

ASVG - Vor g e s chi a gen e F ass u n g 

(5) Der Hauptverband hat für jedes Geschäftsjahr von den Erträgen an 
Zusatzbeiträgen (Abs. 2 lit. a) zunächst insgesamt 5 vH an die Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und an die Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern, beide Anstalten als Träger der Pensionsversicherung, zu überweisen. 
Die verbleibenden Mittel gemäß Abs. 2 abzüglich der Ersätze gemäß § 70 dieses 
Bundesgesetzes, gemäß § 127 b des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 
und gemäß § 118 b des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes sowie sonstiger 
Ausgaben sind an die Träger der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
zu überweisen. Die Überweisung an die. Pensionsversicherungsträger ist nach den 
sich gemäß Abs. 7 ergebenden Aufteilungsschlüsseln vorzunehmen. 

(6) Der Hauptverband hat nach dem 20. eines jeden Kalendermonates die 
Überweisungen gemäß Abs. 5 nach Aufteilungsschlüsseln zu bevorschussen, die 
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales für das in Betracht kommende 
Geschäftsjahr auf Grund der voraussichtlichen Gebarungsergebnisse unter 
Berücksichtigung des Abs. 7 zu schätzen und dem Hauptverband bekanntzuge­
ben sind; hiebei sind alle bei ihm jeweils eingelangten Beträge an die Träger der 
Pensionsversicherung nach Abs. 1 so rechtzeitig zu überweisen, daß die 
Vorschüsse für die Pensionszahlung des folgenden Kalendermonates zur 
Verfügung stehen. Um eine ungünstige Kassenlage eines Trägers der 
Pensionsversicherung ganz oder teilweise zu beheben, kann der Hauptverband 
zusätzliche V orschußzahlurigen vornehmen. 

(7) Die Aufteilungsschlüssel .gemäß Abs. 5 für ein Geschäftsjahr sind -
getrennt für die Träger der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz bzw. 
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und dem Bauern-Sozialversi­
cherungsgesetz - unter Zugrundelegung des Verhältnisses, in welchem der nicht 
gedeckte Aufwand aller Pensionsversicherungsträger nach diesem Bundesgesetz 
bzw. der Pensionsversicherungsträger der Selbständigen auf die einzelnen Träger 
entfällt, festzusetzen. Die Aufteilungsschlüssel sind auf zwei Dezimalstellen zu 
runden. 

(8) Nicht gedeckter Aufwand gemäß Abs. 7 ist der Betrag, um den die 
Aufwendungen die Erträge übersteigen. Hiebeisind bei den Aufwendungen die 
Ausgleichszulagen, bei den Erträgen der Bundesbeitrag gemäß § 80 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes, gemäß § 34 Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset­
zes und gemäß § 31 Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, die Ersätze 
für Ausgleichs~ulagen und die Überweisung gemäß Abs. 5 außer Betracht zu 
lassen. Der nicht gedeckte Aufwand eines Geschäftsjahres ist von jedem 
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ASVG - Geltende Fassung 

versicherungsträgern Bedacht zu nehmen. Hiebei sind die Bestimmungen des § 80 
Abs. 1 zweiter Satz dieses Bundesgesetzes, des § 34 Abs. 2 zweiter Satz des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. des § 31 Abs. 3 zweiter Satz des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes entsprechend anzuwenden. Darüber hinaus 
ist bei den Erträgen der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 
die Überweisung aus dem Aufkommen an Gewerbesteuer gemäß § 34 Abs. 1 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes, bei den Erträgen der Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern der Beitrag des Bundes gemäß § 31 Abs. 2 des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes außer Betracht zu lassen. Die Auf teilungs­
schlüssel sind auf eine Dezimalstelle zu runden. 

Leistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 470. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei der Ermittlung der Beitragsgrundlagen zur Bildung der Bemessungs­
grundlage sind die Bestimmungen des § 242 mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die Summe der Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung (§ 242 Abs. 2 Z 1) aus 
den in Betracht kommenden Tagesarbeitsverdiensten (§ 466 Abs. 2) gebildet wird. 

Versicherungsbeiträge 

§ 472 a . .(1) unverändert. 

(2) Der Beitrag ist ein einheitlicher Hundertsatz der Beitragsgrundlage 
(Abs. 1). Der Hundertsatz beträgt ab dem Jahre 19927,9 vH. Die Beiträge sind in 
den Fällen, in denen ein Waisenversorgungsgenuß die Beitragsgrundlage ist, vom 
Dienstgeber allein, in allen übrigen Fällen vom Versicherten und vom Dienstgeber 
zu gleichen Teilen zu tragen. Der Dienstgeber hat überdies zur Bestreitung von 
Ausgaben der erweiterten Heilbehandlung einen Zuschlag zu den Beiträgen in 
der Höhe von 0,5 vH der Beitragsgrundlage zu entrichten. Erreicht der Bezug des 
Versicherten nicht den Betrag der Mindestbeitragsgrundlage (Abs. 1), so hat der 
Dienstgeber den Beitrag, der auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Bezug 
des Versicherten und der Mindestbeitragsgrundlage entfällt, zur Gänze allein zu 
tragen. 

(3) und (4) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Pensionsversicherungsträger nach Abs. 1 bis zum 30. April des folgenden Jahres 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales bekanntzugeben. 

Leistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 470. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei der Ermittlung der Beitragsgrundlagen zur Bildung der Bemessungs­
grundlage sind die Bestimmungen des § 242 mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die Summe der Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung (§ 242 Abs. 1 Z 1) aus 
den in Betracht kommenden Tagesarbeitsverdiensten (§ 466 Abs. 2) gebildet wird. 

Versicherungsbeiträge 

§ 472 a. (1) unverändert. 

(2) Der Beitrag ist ein einheitlicher Hundertsatz der Beitragsgrundlage 
(Abs. 1). Der Hundertsatz beträgt ab dem Jahre 1992 7,9 vH. Die Beiträge sind in 
den Fällen, in denen ein Waisenversorgungsgenuß die Beitragsgrundlage ist, vom 
Dienstgeber allein, in allen übrigen Fällen vom Versicherten und vom Dienstgeber 
zu gleichen Teilen zu tragen. Der Dienstgeber hat überdies zur Bestreitung von 
Ausgaben der erweiterten Heilbehandlung sowie der med·izinischen Maßnahmen 
der Rehabilitation (§ 154 a) einen Zuschlag zu den Beiträgen in der Höhe von 
0,5 vH der Beitragsgrundlage zu entrichten. Erreicht der Bezug des Versicherten 
nicht den Betrag der Mindestbeitragsgrundlage (Abs. 1), so hat der Dienstgeber 
den Beitrag, der auf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Bezug des 
Versicherten und der Mindestbeitragsgrundlage entfällt, zur Gänze allein zu 
tragen. 

(3) und (4) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g , 

Zusätzliche Pensionsversicherung 

§ 479. (1) unverändert. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer besonderen bundesgesetzlichen Regelung ist die 
zusätzliche Pensionsversicherung unter Bedachtnahme auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Versicherungsträger und auf die wirtschaftlichen 
Bedürfnisse der Versicherten durch die Satzung der Versicherungsträger zu 
regeln; nachstehende Bestimmungen sind entsprechend anzuwenden: 

1. von den Bestimmungen des Ersten Teiles die §§ 8 Abs. 1 Z 1lit. b, 10 Abs. 7, 
21,22,32,38,40,42,43,60 Abs. 1 und 3, 61, 62, 64 mit der Maßgabe, daß 
im Abs. 2 an Stelle des nach § 58 Abs. 5 berufenen Versicherungsträgers der 
Träger der zusätzlichen Pensionsversicherung tritt, 65 bis 69, 73 Abs. 6 und 
8,79 Abs. 1,81,84 Abs. 1, Abs. 3 Z 2 lit. a, Abs. 5 Z 2 lit. a und Abs. 6, 86, 
87,96,97,98,98 a, 101, 102 Abs. 3,103,104 Abs. 2, 3 und 5,107,108,109 
bis 114; 

2. bis 4. unverändert. 

(3) unverändert. 

Begünstigte Erwerbung von Anwartschaften und Ansprüchen 

§ 502. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Personen, die in der im § 500 angeführten Zeit aus einem der dort 
angeführten Gründe ausgewandert sind und die vorher in der Zeit seit dem 1. Juli 
1927 Beitragszeiten gemäß § 226 oder Ersatzzeiten gemäß §§ 228 oder 229 oder 
Zeiten nach dem Auslandsrenten-Übernahmegesetz zurückgelegt haben, können 
für die Zeiten der Auswanderung, längstens aber für die Zeit bis 31. März 1959, 
Beiträge nachentrichten. Der nachzuentrichtende Beitrag beträgt für jeden 
Monat der Auswanderung 204 S; an die Stelle des Betrages von 204 S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1989, der unter Bedachtnahme 
auf § 108 i' mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachte 
Betrag. § 227 Abs. 4 ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
Beitragsentrichtung bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten zu 
erfolgen hat, wenn bei keinem V ersicherungsträger Versicherungszeiten 
erworben worden sind. Für die Abstattung der nachzuzahlenden Beiträge gilt 

lAbs. 2 zweiter bis letzter Satz entsprechend. 

(5) unverändert. 

ASVG - Vor g e sc h lag e n e Fa s s u n g 

Zusätzliche Pensionsversicherung 

§ 479. (1) unverändert. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer besonderen bundesgesetzlichen Regelung ist die 
zusätzliche Pensionsversicherung unter Bedachtnahme auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Versicherungsträger und auf die wirtschaftlichen 
Bedürfnisse der Versicherten durch die Satzung der Versicherungsträger zu 
regeln; nachstehende Bestimmungen sind entsprechend anzuwenden: 

1. von den Bestimmungen des Ersten Teiles die §§ 8 Abs. 1 Z 1lit. b, 10 Abs. 7, 
21,22,32,38,40,42,43,60 Abs. 1 und 3,61,62,64 mit der Maßgabe, daß 
im Abs. 2 an Stelle des nach § 58 Abs. 5 berufenen Versicherungsträgers der 
Träger der zusätzlichen Pensionsversicherung tritt, 65 bis 69, 73 Abs. 6 und 
8,79 Abs. 1,81,84 Abs. 1, Abs. 3 Z 2lit. a, Abs. 5 Z 2 lit. a und Abs. 6,86, 
87,96,97,98,98 a, 101, 102 Abs. 3, 103, 104 Abs. 2,3 und 5,107,107 a, 109 
bis 114; 

2. bis 4. unverändert. 

(3) unverändert. 

Begünstigte Erwerbung von Anwartschaften und Ansprüchen 

§ 502. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Personen, die in der im § 500 angeführten Zeit aus einem der dort 
angeführten Gründe ausgewandert sind und die vorher in der Zeit seit dem 1. Juli 
1927 Beitragszeiten gemäß § 226 oder Ersatzzeiten gemäß §§ 228 oder 229 oder 
Zeiten nach dem Auslandsrenten-Übernahmegesetz zurückgelegt haben, können 
für die Zeiten der Auswanderung, längstens aber für die Zeit bis 31. März 1959, 
Beiträge nachentrichten. Der nachzuentrichtende Beitrag beträgt für jeden 
Monat der Auswanderung 204 S; an die Stelle des Betrages von 204 S tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1989, der unter Bedachtnahme 
auf § 108 Abs. 9 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108 aAbs. 1) vervielfachte 
Betrag. § 227 Abs. 4 ist sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
Beitragsentrichtung bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten zu 
erfolgen hat, wenn bei keinem Versicherungsträger Versicherungszeiten 
erworben worden sind. Für die Abstattung der nachzuzahlenden Beiträge gilt 
Abs. 2 zweiter bis letzter Satz entsprechend. 

(5) unverändert. 
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ASVG - Geltende Fassung 

(6) Abs. 1 und 4 gelten auch für Persünen, die vür der Haft, Strafe, Anhaltung, 
Arbeitslüsigkeit, Ausbürgerung .oder Auswanderung aus Gründen, auf die der 
(die) Betreffende keinen Einfluß hatte, keine Beitragszeiten gemäß § 226 .oder 
Ersatzzeiten gemäß den §§ 228 und 229 zurückgelegt haben, süfern der (die) 
Betreffende am 12. März 1938 seinen (ihren) Wühnsitz im Gebiet der Republik 
Österreich hatte und, in den Fällen des Abs. 4, in der Zeit vüm 12. März 1938 bis 
9. Mai 1945 das 15. Lebensjahr vüllendet hat. Eine sülche Nachentrichtung, 
soweit sie für die Zeiten der Auswanderung erfülgt, ist unbeschadet des Abs. 1 
letzter Satz frühestens für Zeiten nach der Vüllendung des 15. Lebensjahres der in 
Betracht kümmenden Persün zulässig. 

(7) und (8) unverändert. 

Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen 
Entschädigungen 

§ 506 a. Zeiten einer Anhaltung, in Ansehung derer ein österreichisches G.ericht 
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch für strafgerichtliche Anhaltung .oder 
Verurteilung zuerkannt hat, gelten, süfern der Versicherte vür der Anhaltung 
Beitragszeiten .oder Ersatzzeiten in der Pensiünsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz erwürben hat, als Versicherungszeiten, und zwar die vür dem 
Zeitpunkt, ab dem vün der betreffenden Versichertengruppe erstmals Beiträge 
entrichtet werden kürinten, gelegenen Anhaltungszeiten als Ersatzzeiten und die 
nach diesem Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten als Beitragszeiten der 
Pflichtversicherung. Die auf diese Beitragszeiten entfallenden Beiträge hat der 
Bund an den zuständigen Versicherungsträger nach den jeweils in Geltung 
gestandenen Vürschriften nachzuentrichten. Die Beitragszeiten gelten in dem 
Zweig der Pensiünsversicherung als erwürben, in dem der Versicherte zuletzt vür 
der Anhaltungszeit Beitrags- .oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als 
Beitragsgrundlage für die Bemessung der Beiträge und für die Leistungen der 
Pensiünsversicherung gilt das 30fache der Tagesbeitragsgrundlage der 
Pflichtversicherung (§ 242 Abs.2 Z 1) des dem Ausscheiden aus der 
Pflichtversicherung vürangegangenen letzten Beitragsjahres (§ 242 Abs. 6); hat 
der Versicherte Beitragszeiten der Pflichtversicherung nur im Beitragsjahr des 
Beginnes der Anhaltung erwürben, dann ist dieses Beitragsjahr heranzuziehen. 

Anwendung des Leistungsrechtes 

§ 522. (1) und (2) unverändert. 

ASVG - Vürgeschlagene Fassung 

(6) Abs. 1 und 4 gelten auch für Persünen, die vür der Haft, Strafe, Anhaltung, 
Arbeitslüsigkeit, Ausbürgerung .oder Auswanderung aus Gründen, auf die der 
(die) Betreffende keinen Einfluß hatte, keine Beitragszeiten gemäß § 226 .oder 
Ersatzzeiten gemäß den §§ 228 und 229 zurückgelegt haben, sofern der (die) 
Betreffende am 12. März 1938 seinen (ihren) Wühnsitz im Gebiet der Republik 
Österreich hatte und, in den Fällen des Abs. 4, und im Kalenderjahr 1938 und 
früher das 6. Lebensjahr vüllendet hat. Eine sülche Nachentrichtung, süweit sie 
für die Zeiten der Auswanderung erfülgt, .ist unbeschadet des Abs. 1 letzter Satz 
frühestens für Zeiten nach der Vüllendung des 15. Lebensjahres der in Betracht 
kümmenden Persün zulässig. 

(7) und (8) unv~rändert. 

Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen Ent­
schädigungen 

§ 506 a. Zeiten einer Anhaltung, in Ansehung derer ein österreichisches Gericht 
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch für strafgerichtliche Anhaltung .oder 
Verurteilung zuerkannt hat, gelten, süfern der Versicherte vür der Anhaltung 
Beitragszeiten .oder Ersatzzeiten in der Pensiünsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz erwürben hat, als Versicherungszeiten, und zwar die vür dem 
Zeitpunkt, ab dem vün der betreffenden Versichertengruppe erstmals Beiträge 
entrichtet werden künnten, gelegenen Anhaltungszeiten als Ersatzzeiten und die 
nach diesem Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten als Beitragszeiten der 
Pflichtversicherung. Die auf diese Beitragszeiten entfallenden Beiträge hat der 
Bund an den zuständigen Versicherungsträger nach den jeweils in Geltung 
gestandenen Vürschriften nachzuentrichten. Die Beitragszeiten gelten in dem 
Zweig der Pensiünsversicherung als erwürben, in dem der Versicherte zuletzt vür 
der' Anhaltungszeit Beitrags- .oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als 
Beitragsgrundlage für die Bemessung der Beiträge und für die Leistungen der 
Pensiünsversicherung gilt das 30fache der Tagesbeitragsgrundlage der 
Pflichtversicherung (§ 242 Abs. 1 Z 1) des dem Ausscheiden aus der 
Pflichtversicherung vürangegangenen letzten Beitragsjahres (§ 242 Abs. 6); hat 
der Versicherte Beitragszeiten der Pflichtversicherung nur im Beitragsjahr des 
Beginnes der Anhaltung erwürben, dann ist dieses Beitragsjahr heranzuziehen. 

Anwendung des Leistungsrechtes 

§ 522. (1) und (2) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

(3) Folgende Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten ab 1. Jänner 1957 
entsprechend auch für Leistungen, auf die im übrigen nach den Abs. 1 und 2 noch 
die bisherigen Vorschriften anzuwenden sind: 

1. a) im Bereich der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über das Ruhen von Leistungen, 

b) im Bereich der. in Betracht kommenden Versicherung die §§ 86 Abs. 41 
97 bis 101, 102 Abs: 3, 103 bis 108, 110 Abs. 1 Z 2 lit. a und Abs. 2, 112 
Abs.2; 

2. bis 4. unverändert. 

(4) bis (7) unverändert. 

Witwenpension aus der Pensionsversicherung bei Eintritt des VersicherungsfaUes 
vor dem 1. Jänner 1939 

§ 522 k. (1) unverändert. 

(2) Die Witwenpension nach Abs. 1 beträgt 536 S monatlich. An die Stelle 
dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf 
§ 108 i mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

(3) unverändert. 

Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

§ 529. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Ist nach Abs. 1 ein Überweisungsbetrag zu leisten, so hat der 
leistungszuständige Versicherungsträger .dem Versicherten 

a} bis c) unverändert. 
zu erstatten. Abs. 3 letzter Satz und § 108 sind anzuwenden. Unabhängig davon, 
ob ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 zu leisten ist, sind auf Antrag des 
Versicherten sämtliche nach der Aufnahme in das Dienstverhältnis nach Abs. 1 
entrichteten Beiträge zur Weiterversicherung jederzeit, sonSt gleichzeitig mit der 
Leistung des Überweisungsbetrages - es sei denn, diese Beiträge wurden nach 
einer pensions(renten)versicherungspflichtigen Nebenbeschäftigung entrichtet -
aufgewertet mit dem für das Jahr ihrer Entrichtung geltenden Aufwertungsfaktor 
(§ 108 c) zu erstatten. 

(6) bis (13) unverände.rt. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(3) Folgende Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten ab 1. Jänner 1957 
entsprechend auch für Leistungen, auf die im übrigen nach den Abs. 1 und 2 noch 
die bisherigen Vorschriften anzuwenden sind: 

1. a) im Bereich der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über das Ruhen von Leistungen, 

b) im Bereich der in Betracht kommenden Versicherung die §§ 86 Abs. 4, 
97 bis 101, 102 Abs. 3, 103 bis 107 a, 110 Abs. 1 Z 2lit. a und Abs. 2, 112 
Abs.2; 

2. bis 4. unverändert. 

(4) bis (7) unverändert. 

Witwenpension aus der Pensionsversicherung bei Eintritt des Versicherungsfalles 
vor dem 1. Jänner 1939 

§ 522 k. (1) unverändert. 

(2) Die Witwenpension nach Abs. 1 beträgt S36 S monatlich. An die Stelle 
dieses Betrages tritt ab 1. J;inner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf 
§ 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag. 

(3) unverändert. 

Öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

§ 529. (1) bis (4) unverändert. 

(S) Ist nach Abs. 1 ein Überweisungsbetrag zu leisten, so hat der 
leistungszuständige Versicherungsträger dem Versicherten 

a) bis c) unverändert. 
zu erstatten. Abs.3 letzter Satz und § 107 a sind anzuwenden. Unabhängig 
davon, ob ein Überweisungs betrag nach Abs. 1 zu leisten ist, sind auf Antrag des 
Versicherten sämtliche nach der Aufnahme in das Dienstverhältnis nach Abs. 1 
entrichteten Beiträge zur Weiterversicherung jederzeit, sonst gleichzeitig mit der 
Leistung des Überweisungsbetrages - es sei. denn, diese Beiträge wurden nach 
einer pensions(renten)versicherungspflichtigen Nebenbeschäftigung entrichtet -
aufgewertet mit dem für das Jahr ihrer Entrichtung geltenden Aufwertungsfaktor 
(§ 108 c) zu erstatten. 

(6) bis (13) unverändert. 
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ASVG - Gel t end e Fa s s u n g 

§ 547. (1) und (2) unverändert. 

(3) Abweichend von den Bestimmungen des § 51 Abs. 1 Z 2 beträgt ab Beginn 
des Beitragszeitraumes Jänner 1993 bis zum Ende des Beitragszeitraumes Juni 
1993 der Beitragssatz in der Unfallversicherung 1,3 vH der allgemeinen 
Beitragsgrundlage. 

(4) bis (13) unverändert. 

ASVG - Vor g e s chI ag e n e Fa s s u n g 

§ 547. (1) und (2) unverändert. 

(3) Abweichend von den Bestimmungen des § 51 Abs. 1 Z 2 beträgt ab Beginn 
des Beitragszeitraumes Jänner 1993 bis zum Ende des Beitragszeitraumes 
Dezember 1994 der Beitragssatz in der Unfallversicherung 1,3 vH der 
allgemeinen Beitragsgrundlage. 

(4) bis (13) unverändert. 

§ 551. (1) Es treten in Kraft: 
1. mit 1. Jänner 1993 die §§ 104 Abs. 2 und 292 Abs. 4 lit. g in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./ 1993; 
2. mit 1. Juli 1993 die §§ 14 Abs. 1 Z 2, 15 Abs. 1 und 2, 21 Abs. 2,29,49 Abs. :3 

Z 9, 86 Abs. 3Z 1, 104 Abs. 2, 135 Abs. 1 Z 1, 143 Abs. 1 Z 3, 151 Abs. 2, 
215 Abs.3, 245 Abs.7, 248 Abs. 1, 248 b, 251 a Abs. 3, 258 Abs.4, 292 
Abs. 3, 294 Abs. 3 und 5, 307 e Abs. 1, 324 Abs. 3, 347 Abs. 6, 434 Abs. 1, 
502 Abs. 6, 547 Abs. 3 sowie in der Anlage 9 die 'z 4, 7 und 8 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1993; 

3. mit 1. Juli 1993, sofern zu diesem Zeitpunkt für die Ruhe(Versorgungs)be" 
züge auf Grund eines öffentlich"rechtlichen Dienstverhältnisses Regelungen 
'in Kraft stehen, die dem System der Aufwertung und Anpassung in der 
Sozialversicherung (Nettoanpassung - §§ 108 bis 108 I in der Fassung des 
Art. I Z 34) mindestens gleichwertig sind, die §§ 5 Abs. 2, 18,40 Abs. 2, 44 
Abs. 6, 45 Abs. 1, 56 a Abs. 2, 70, 74 Abs. 1, 76 a Abs. 1 und 3, 76 b Abs. 1 
und 3, 77 Abs. 2 und 4, 78 Abs. 3,95 Abs. 1,99 Abs. 3 Z 2 und 3 und Abs. 4, 
107 Abs. 5, 107 a, 108 bis 1081, 122 Abs. 4, 136 Abs. 3, 137 Abs. 2, 141 
Abs. 3, 154 Abs. 1, 181 Abs. 1, 181 b, 212 Abs. 3, 222 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 
Z 1, 223 Abs. 2, 225 Abs. 1 Z 3, 227 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2, 228 Abs. 1 Z 10, 
231 Z 2, 234 Abs. 1 Z 11, 236 Abs. 1 bis 3,238,238 a, 239, 240, 241, 241 a, 
242,243 Abs. 1 Z 3, 244 Abs. 3, 244 a, 248 a, 249 Abs. 1,250 Abs. 2, 251 a 
Abs. 7 Z 3 und 4, 253, 253 a Abs. 3, 253 b Abs. 1 und 4, 253 c, 253 d, 254 
Abs.l und 5, 255 Abs. 4,255 a, 261, 261 a, 261 b, 261 c, 262, 264-in der 
Fassung des Art. I Z 93, 266, 267 in der Fassung des Art. I Z 96, 269 Abs. 2; 
270,271 Abs. 1 und 3, 273 Abs. 3,273 a, 274, 276, 276 a Abs. 3,276 b Abs. 1 
und 4, 276 c, 276 d, 279 Abs. 1 und 3, 280, 283, 284, 284 a, 284 b, 284 c, 285 
Abs. 1,288 Abs. 1,289,292 Abs. 4lit. h, 293 Abs. 2,306 Abs. 2, 307 e Abs. 2, 
308 Abs. 3,354 Z 4, 361 Abs. 2, 447 f Abs. 5 Z 4, 470 Abs. 3,479 Abs. 2 Z 1, 
502 Abs. 4, 506 a, 522 Abs. 3 Z 1 lit. b, 522 k Abs. 2 und 529 Abs. 5 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr ... ./ 1993; 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g ASVG - Vor ge s chI ag e n e Fa s s u n g 

4. mit dem Beginn des Beitragszeitraumes Juli 1993 § 44 Abs. 1 Z 7 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1993; 

5. mit 1. Jänner 1994 die §§ 33 Abs. 2, 37,79 a, 80, 80 a, 444 a und 447 g in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1993; 

6. mit 1. Jänner 1995 die §§ 264 und 267 in der Fassung des Art. I Z.94 bzw. 
Z 97 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./ 1993; 

7. rückwirkend mit 1. Jänner 1992 § 472 a Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1993; 

8. rückwirkend mit 1. Juli 1992 § 421 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr ... ./1993; 

9. rückwirkend mit 1. September 1992 die §§ 4 Abs. 1 Z 5 und 16 Abs. 2 Z 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ../1993. 

(2) Bei der Anwendung des § 95 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. .. ./1993 auf Leistungen mit einem vor dem 1. Juli 1993 liegenden Stichtag ist 
der Zurechnungszuschlag und der Kinderzuschlag nach den vor dem 1. Juli 1993 
in Geltung gestandenen Vorschriften heranzuziehen. 

(3) Personen, die erst auf Grund der §§ 215 Abs. 3 lit. d bzw. 258 Abs. 4 lit. d in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ..... Anspruch auf eine Leistung aus 
der Unfall- bzw. Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz erhalten, gebührt diese Leistung ab 1. Juli 1993, wenn der Antrag bis 
zum 30. Juni 1994 gestellt wird, sonst ab dem auf die AntragsteIlung folgenden 
Monatsersten. 

(4) Als Beitragszeiten im Sinne des § 225 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr ... ./1993 sind auch anzusehen Zeiten der Weiterversicherung sowie 
Zeiten der Selbstversicherung gemäß § 225 Abs. 1 Z 3 lit. a in der am 30. Juni 
1993 geltenden Fassung, wenn die Entbindung vor dem 1. Juli 1993 erfolgt ist und 
die Beiträge bis längstens 30. Juni 1999 wirksam (§ 230) entrichtet werden. 

(5) Die §§ 227 Abs. 1 Z 4, 228 Abs. 1 Z 10, 236 Abs. 1 bis 3, 238, 239, 242, 
244 a, 251 a Abs. 7 Z 3, 253, 253 a Abs. 3, 253 b Abs. 1 und 4, 253 c, 253 d, 254 
Abs. 1 und 5, 255 Abs. 3 und 4, 261, 261 a, 261 b, 271 Abs. 1 und 3, 273 Abs. 3, 
274, 276, 276 a Abs. 3, 276 b Abs. 1 und 4, 276 c, 276 d, 279 Abs. 1 und 3, 284, 
284 a und 284 b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr .... sind nur auf 
Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag nach dem 30. Juni 1993 
liegt. 

(6) Bei Personen mit Stichtag 1. Jänner 1993 bis 1. Juni 1993, bei denen Zeiten 
gemäß § 227 Abs. 1 Z 4 bzw. § 228 Abs. 1 Z 10 nach der am 1. Juli 1993 geltenden 
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ASVG - Geltende Fassung ASVG - Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g 

Rechtslage für die Pension zu berücksichtigen gewesen wären, wenn diese 
Rechtslage bereits am 1. Jänner 1993 in Kraft getreten wäre, ist die Pension von 
Amts wegen auf Grund der am 1. Juli 1993 geltenden Rechtslage (gesamtes 
Bemessungsrecht) neu zu bemessen. Wenn es für sie günstiger ist, gebührt die neu 
bemessene Pension rückwirkend ab Pensionsbeginn. 

(7) Abweichend von Abs. 5 bleiben, wenn dies für den Versicherten günstiger 
ist, die Bestimmungen des Vierten Teiles über die Bemessung einer Pension in der 
am 30. Juni 1993 geltenden Fassung für Versicherungsfälle, deren Stichtag in den 
Zeitraum vom 1. Juli 1993 bis 1. Dezember 1996 fällt, mit der Maßgabe weiterhin 
anwendbar, daß für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage anstelle der letzten 
120 Versicherungsmonate bei einem Stichtag 

1. vom 1. Jänner 1995 bis 1. Dezember 1995 die letzten 132 Versicherungsmo­
nate, 

2. vom 1. Jänner 1996 bis 1. Dezember 1996 die letzten 156 Versicherungsmo-
nate 

aus allen Zweigen der Pensionsversicherung heranzuziehen sind. Dies gilt bei 
Anwendung des § 238 Abs. 2 Z 1 und 2 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung 
in den Fällen der Z 1, wenn der Stichtag vor bzw. nach Vollendung des 
51. Lebensjahres liegt, in den Fällen der Z 2, wenn der Stichtag vor bzw. nach 
Vollendung des 53. Lebensjahres liegt. Dabei ist § 108 c in der am 30. Juni 1993 in 
Geltung gestandenen Fassung mit der Maßgabe weiter anzuwenden, daß bei der 
Festsetzung der Aufwertungsfaktoren für die Jahre 1994 bis 1996 anstelle des 
Richtwertes der jeweils geltende Anpassungsfaktor des zweitvorangegangenen 
Kalenderjahres tritt. 

(8) Bei Pensionen aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit, 
bei vorzeitigen Alterspensionen gemäß § 253 a, § 253 b, § 276 a bzw. § 276 b, 
deren Stichtag vor dem 1. Juli 1993 liegt, ist bei Vollendung des 65. Lebensjahres 
bei Männern bzw. des 60. Lebensjahres bei Frauen § 253 bzw. § 276 in der am 
30. Juni 1993 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

(9) Ein am 30. Juni 1993 bestandener Anspruch auf Kinderzuschuß gemäß den 
§§ 262 bzw. 286 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung bleibt auch über 
diesen Zeitpunkt hinaus solange weiter bestehen, solange die Veraussetzungen 
für den Anspruch nach der am 30. Juni 1993 geltenden Rechtslage gegeben sind. 
Die bis 30. Juni 1993 den Kinderzuschuß betreffenden Bestimmungen sind dabei 
weiter anzuwenden. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

(10) § 262 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr .... ist nur auf 
Leistungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1993 anfallen. 

(11) § 240 in der am 30. Juni 1993 geltenden Fassung ist in den Fällen des 
Bezuges von Sonderunterstützung nach den Bestimmungen des Sonderunterstüt­
zungsgesetzes für den in Betracht kommenden Versicherungsfall, dessen Stichtag 
vor dem 1. Juli 1993 liegt, weiterhin anzuwenden. 

(12) § 264 in der Fassung des Art. I Z 93 des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr ... ./1993 ist anzuwenden: 

1. auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag nach dem 
30. Juni 1993 liegt; 

2. auf die gemäß § 258 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art. I Z 14 der 36. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz, BGBI. N r. 282/1981, gebührendenWitwerpensionen, in denen 
der Versicherungsfall nach dem 31. Mai 1981 eingetreten ist, mit Ausnahme 
der im Art. II Abs. 9 der 36. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz bezeichneten Pensionen. 

(13) § 264 in der Fassung des Art. I Z 94 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. ... ist 
anzuwenden: 

1. auf alle Versicherungsfälle des Todes, in denen der Stichtag nach dem 
31. Dezember 1994 liegt; 

2. auf die gemäß § 258 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art. I Z 14 der 36. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 282/1981, gebührenden Witwerpensionen, in denen 
der Versicherungsfall nach dem 31. Mai 1981 eingetreten ist, mit Ausnahme 
der im Art. II Abs. 9 der 36. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz bezeichneten Pensionen. 

(14) Ein Versicherter (eine Versicherte), der (die) am 30. Juni 1993 in der 
knappschaftlichen Pensionsversicherung versichert ist, bleibt auch für die nach 
diesem Zeitpunkt liegenden Zeiten einer Beschäftigung in einem knappschaftli­
chen Betrieb in der knappschaftlichen Pensionsversicherung versichert. Die 
Bestimmungen des Abschnittes IV des Vierten Teiles dieses Bundesgesetzes 
finden Anwendung. Dies gilt auch für jene Personen, die am 30. Juni 1993 eine 
Leistung aus der Arbeitsmarktverwaltung beziehen und unmittelbar vor 
Inanspruchnahme dieser Leistung in der knappschaftlichen Pensionsversicherung 
versichert waren. 
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ASVG - Geltende Fassung 

Anlage 9 

Liste der Arbeiten, die als wesentlich bergmännische oder ihnen gleichgestellte 
Arbeiten anzusehen sind (§ 236 Abs. 3) 

Wesentlich bergmännische oder ihnen gleichgestellte Arbeiten sind folgende in 
knappschaftlichen Betrieben ständig verrichtete Arbeiten: 

1. bis 3. unverändert. 
4. die Tätigkeit aller ausschließlich oder überwiegend mit der Beaufsichtigung 

der in den Ziffern 1 bis 3 und 7 genannten Personen beauftragten 
technischen Aufsichtspersonen ; 

5. und 6. unverändert. 
7. im Braunkohlentagbau die Tätigkeit der Hauer im engeren Sinne, soweit sie 

ausschließlich oder überwiegend mit Bohren, Schießen, Abräumen, 
Ablauten und Sichern befaßt sind. 

ASVG - Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g 

(15) Personen, die erst auf Grund des § 502 Abs.6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBLNr .... Anspruch auf eine Leistung aus der Pensionsversi­
cherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz erhalten, gebührt diese 
Leistung ab 1. Juli 1993, wenn der Antrag bis zum 30. Juni 1994 gestellt wird, 
sonst ab dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten. Befindet sich der 
Antragsteller im Zeitpunkt der Antragstellung in Auswirkung einer aus den 
Gründen des § 500 Abs. 1 erfolgten Auswanderung noch im Ausland, ist das 
Zutreffen der Voraussetzungen für den Leistungsanspruch abweichend von § 223 
Abs. 2 zum Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles zu prüfen. 

(16) § 502 Abs.6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr .... ist auf 
Antrag auch auf Leistungsansprüche anzuwenden, die am 30. Juni 1993 bereits 
bestehen. Eine sich daraus ergebende Erhöhung der Leistungsansprüche gebührt 
ab 1. Juli 1993, wenn der Antrag bis 30. Juni 1994 gestellt wird, sonst ab dem der 
Antragstellung folgenden Monatsersten. 

Anlage 9 

Liste der Arbeiten, die als wesentlich bergmännische oder ihnen gleichgestellte 
Arbeiten anzusehen sind (§ 236 Abs. 3) 

Wesentlich bergmännische oder ihnen gleichgestellte Arbeiten sind folgende in 
knappschaftlichen Betrieben ständig verrichtete Arbeiten: 

1. bis 3. unverändert. 
4. die Tätigkeit aller ausschließlich oder überwiegend mit der Beaufsichtigung 

der in den Ziffern 1 bis 3, 7 und 8 genannten Personen beauftragten 
technischen Aufsichtspersonen ; 

5. und 6. unverändert. 
7. in Tagbaubetrieben die Tätigkeit der Hauer im engeren Sinne, soweit sie 

ausschließlich oder überwiegend mit Bohren, Schießen, Abräumen, 
Ablauten und Sichern befaßt sind, wobei in Betrieben, in denen der 
Hauerschein noch nicht eingeführt ist, die Anerkennung als Hauer durch 
den Betrieb maßgebend ist; 

8. in Betrieben der Erdöl- und Erdgasgewinnung die Tätigkeit der unmittelbar 
mit dem Aufschluß und der Gewinnung beschäftigten Personen. 
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ASVG - Gel t end e F ass u n g 

Auf teilung der Beitragslast 

§ 22. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Dienstgeber hat überdies zur Bestreitung von Auslagen der erweiterten 
Heilbehandlung (§ 70) einen Zuschlag zu diesen Beiträgen in der Höhe von 
0,4 vH der Beitragsgrundlage (§ 19) bzw. der beitragspflichtigen Sonderzahlun-
gen zu entrichten. . 

(4) und (5) unverändert. 

Ärztliche Hilfe 

§ 63. (1) Die ärztliche Hilfe wird durch Vertragsärzte, durch Wahlärzte (§ 59 
Abs.l) oder durch Ärzte in eigenen hiefür ausgestatteten Einrichtungen der 
Versicherungsanstalt (Vertragseinrichtungen) gewährt. Im Rahmen der Kran­
kenbehandlung (§ 62 Abs. 2) ist der ärztlichen Hilfe gleichgestellt: 

1. eine auf Grund ärztlicher Verschreibung erforderliche 
a) physikotherapeutische, 
b) logopädisch-phoniatrisch-audiometrische oder 
c) ergotherapeutische 
Behandlung durch Personen, die gemäß § 52 Abs. 4 des Bundesgesetzes 
betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch­
technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGB!. Nr. 102/1961, zur 
freiberuflichen Ausübung des physikotherapeutischen Dienstes, des 
logopädisch-phoniatrisch-audiometrischen Dienstes bzw. des beschäfti­
gungs- und arbeitstherapeutischen (ergotherapeutischen) Dienstes berech­
tigtsind; 

2. und 3. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

Medizinische Hauskrankenpflege 

§ 71. (1) unverändert. 

(2) Die medizinische Hauskrankenpflege wird erbracht durch diplomierte 
Krankenschwestern bzw. diplomierte Krankenpfleger (§ 23 des Bundesgesetzes 

ASVG - Vor g e s t h lag e n e F ass u n g 

Auf teilung der Beitragslast 

§ 22. (1) und (2) unverändert. 

(3) Der Dienstgeber hat überdies zur Bestreitung von Ausgaben der erweiterten 
Heilbehandlung (§ 70) sowie der medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation 
(§ 65 a) einen Zuschlag zu diesen Beiträgen in der Höhe von 0,4 vH der 
Beitragsgrundlage (§ 19) beziehungsweise der beitragspflichtigen Sonderzahlun­
gen zu entrichten. 

(4) und (5) unverändert. 

Ärztliche Hilfe 

§ 63. (1) Die ärztliche Hilfe wird durch Vertragsärzte, durch Wahlärzte (§ 59 
Abs. 1) oder durch Ärzte in eigenen hiefür ausgestatteten Einrichtungen der 
Versicherungsanstalt (Vertragseinrichtungen) gewährt. Im Rahmen der Kran­
kenbehandlung (§ 62 Abs. 2) ist der ärztlichen Hilfe gleichgestellt: 

1. eine auf Grund ärztlicher Verschreibung erforderliche 
a) physiotherapeutische, 
b) logopädisch-phoniatrisch-audiologische oder 
c) ergotherapeutische 
Behandlung durch Personen, die gemäß § 7 des Bundesgesetzes über die 
Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste, BGB!. 
Nr. 460/1992, zur freiberuflichen Ausübung des physiotherapeutischen 
Dienstes, des logopädisch-phoniatrisch-audiologischen Dienstes bzw. des 
ergotherapeutischen Dienstes berechtigt sind; 

2. und 3. unverändert. 

(2) bis (4) unverändert. 

Medizinische Hauskrankenpflege 

§ 71. (1) unverändert. 

(2) Die medizinische Hauskrankenpflege wird erbracht durch diplomierte 
Krankenschwestern bzw. diplomierte Krankenpfleger (§ 23 des Krankenpflege-
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ASVG - Geltende Fassung 

betreffend 9ie Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-techni­
schen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGBI. Nr. 102/1961), die von der 
Versicherungsanstalt beigesteIlt werden oder die mit der Versicherungsanstalt in 
einem Vertragsverhältnis im Sinne des Sechsten Teiles des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes stehen oder die im Rahmen von Vertragseinrichtun-

. gen tätig sind, die medizinische Hauskrankenpflege betreiben. 

(3) bis (6) unverändert. 

ASVG - Vorgeschlagene Fassung 

gesetzes, BGBI. Nr.l02l1961), die von der Versicherungsanstalt beigesteIlt 
werden oder die mit der Versicherungsanstalt in einem Vertragsverhältnis im 
Sinne des Sechsten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes stehen 
oder die im Rahmen von Vertragseinrichtungeri tätig sind, die medizinische 
Hauskrankenpflege betreiben . 

(3) bis (6) unverändert. 

§ 175. (1) § 22 Abs. 3 tritt rückwirkend mit 1. Jänner 1992 in Kraft. 

(2) Die §§ 63 Abs. 1 Z 1 und 71 Abs. 2 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. 

'" <.;> 
N 

0.. 

" .., 
O:l 
~. 
j;) 

(1Q 

" ::3 

..... 
00 

'" 

932 der B
eilagen X

V
III. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
189 von 189

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




